
Der Bund 
greift durch
Durchgriffsrecht und  
Unterbringungsverordnung sind 
in vielen Punkten vage und  
unpräzise – und greifen vor  
allem massiv in Gemeinde- 
kompetenzen ein.
			   Seite 12

G E M E I N D E N . G E S T A L T E N . Ö S T E R R E I C H .

KOMMUNAL
11 / 2015

Ei
nz

el
ve

rk
au

fs
pr

ei
s:

 E
U

R 
4,

90

Das Magazin des  
Österreichischen  

Gemeindebundes

P.b.b.   02 Z 032902 M   ISSN: 1605-1440  DVR: 0390 432 
Retouren an Postfach 100, 1350 Wien     

 FINANZEN  
Gemeinnützigkeit 
entscheidet über 
den Steuersatz
Seite 34

 OBERÖSTERREICH  
Eferding: Jüngster  
Bürgermeister 
Österreichs
Seite 52



2  //  KOMMUNAL   11/2015

 POLITIK & RECHT 

Wir helfen, sie 
zu meistern.
Die Bank Austria steht Ihnen zur Seite.  
Mit einem eigenen Beratungsteam,  
das sich auf die Anforderungen des  
öffentlichen Sektors spezialisiert hat.  
Deshalb kennen wir die aktuellen  
Herausforderungen genau und bieten  
Ihnen bedürfnisorientierte Lösungen  
und Finanzierungen. 
publicsector.bankaustria.at

Viele Gemeinden 
haben ähnliche Probleme. 

011662T3_UC_AZ_Engpass_Kommunal_215x280abf_COE.indd   1 08.04.15   10:33



KOMMENTAR

FLÜCHTLINGSTHEMA 
ÜBERLAGERT ALLES

Es gibt offensichtlich nur mehr ein Thema, das die Politik und die Öffent-
lichkeit beschäftigt: Wie geht es mit den Flüchtlingen weiter? Wie viele 
kommen, wie viele wollen bleiben, wo bringen wir sie unter, wie können 

wir sie integrieren, gibt es genug Arbeitsplätze und Wohnungen? Das sind die 
Fragen, die die Bürgerinnen und Bürger stellen und auf die es keine ausreichen-
den Antworten gibt. Die Unsicherheit verstärken dann diverse Schätzungen und 
Berechnungen der Kosten, die natürlich in den Budgets nicht vorgesehen wa-
ren. Die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sind die ersten, die mit diesen 
Sorgen und Ängsten der Bürgerinnen und Bürger konfrontiert werden, sie sind 
am nächsten bei den Menschen und genießen auch das Vertrauen. 

Und sie bemühen sich mit aller Kraft, mit dieser schwierigen Situation fertig 
zu werden, in dem sie sich um Informationen bemühen, überschaubare Quar-
tiere und vielfältige Aktivitäten zur Integration anbieten. Überall dort, wo die 
Gemeinde eingebunden ist und aktiv tätig werden kann, funktioniert auch das 
Zusammenleben, dank vieler freiwilliger und ehrenamtlicher Helferinnen und 
Helfer, die über sich hinauswachsen, aber nicht unbegrenzt belastbar sind. 

Dass wir aber neben dem Flüchtlingsthema auch andere Herausforderun-
gen haben, geht in der gegenwärtigen Phase unter. So müssen wir uns auf das 
kommende Jahr vorbereiten, das wirtschaftlich eines der schwierigsten werden 
wird. Wir müssen eine Steuerreform, die den Gemeinden rund 300 Millionen 
Mindereinnahmen beschert, verkraften, wir müssen mit rasant steigenden 
Sozialkosten (Mindestsicherung, Pflege) rechnen und sollen einen Finanzaus-
gleich neu verhandeln, der einfacher, gerechter sein und vor allem den struk-
turschwachen Gemeinden einen Ausgleich bringen soll. Und nebenbei gibt es 
immer wieder viele, viele Wünsche und Vorhaben, die zwar zum Teil sinnvoll, 
aber auch kostspielig sind. Die Forderung nach einem zweiten verpflichtenden 
und kostenlosen Kindergartenjahr, nach akademischer Ausbildung des Kinder-
garten- und Pflegepersonals sind einige Beispiele. Und wenn dann die Vertreter 
der Gemeinden klar machen, dass wir uns das nicht leisten können, werden 
sie oftmals als Verhinderer hingestellt. Wir halten das aus, weil wir nicht auf 
die Schlagzeile von morgen, sondern auf die wirtschaftliche Verantwortung 
schauen.

HELMUT MÖDLHAMMER
Präsident des Österreichischen Gemeindebundes.  

 helmut.moedlhammer @gemeindebund.gv.at

ES GIBT AUCH  
ANDERE  

HERAUSFORDE-
RUNGEN ALS DIE 

FLÜCHTLINGE. 
WIRTSCHAFTLICH 

KOMMT  
EINES DER  

SCHWIERIGSTEN 
JAHRE  

AUF UNS ZU.“
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Die schwierige  
Herbergsuche
Das Durchgriffsrecht wird die Unter- 
bringungskrise nicht lösen, dafür gibt es 
viele zu viel bürokratische Hindernisse

Liebe Leserin,
lieber Leser,

„Frag mich nicht 
wo ich herkomme, 
frag mich lieber 
wo ich zu Hause 
bin.“ Unsere Gesell-
schaft in den Städ-
ten und Gemein-
den verzeichnet 
seit jeher einen 

stetigen Wandel. Zu den Eingesessenen 
einer Gemeinde stoßen immer wieder 
„Zuag‘raste“ und „Angeheiratete“ dazu, 
während andere den Ort verlassen. Die-
ser Wandel ist nicht neu, er verstärkt 
sich aber durch die erhöhte Mobilität 
und Vernetzung der Gesellschaft. 
Schon immer hat die Integration der 
neuen Gemeindebürger dann gut funk-
tioniert, wenn diese sich selbst in ihrem 
neuen Umfeld einbringen wollten und 
konnten. Das taten sie aber immer nur 
dann, wenn sie sich auch willkommen 
und aufgenommen fühlten. Integration 
ist eben keine Einbahnstraße. 
Die Herausforderungen, die nun auf-
grund der europäischen Flüchtlingskri-
se auf die Kommunen zukommen, sind 
sicherlich damit nicht zu vergleichen: 
Die Schnelligkeit des Zuzugs, die Un-
terschiedlichkeit der Kulturen und der 
Sitten und die Dramatik, auf der dieser 
Wandel basiert, sind mit „normalem“ 
Zuzug nicht zu vergleichen. Und doch 
gelten dieselben Muster. Wir werden es 
nur schaffen, dass sich die Gesellschaft 
in unseren Orten nicht grundlegend 
verändert, wenn wir vor Ort auf die 
neuen Bürger zugehen, ihnen unsere 
Sprache, Sitten und Gepflogenheiten 
vorleben. Welche Orte dabei schon 
erfolgreiche Modelle aufgesetzt haben, 
beleuchten wir ab der kommenden 
Ausgabe im KOMMUNAL. Denn nie-
mand sollte ein Fremder in seinem – 
wenn auch neuen – Zuhause sein.  

/ 26
Breitband ist nur 
ein Knackpunkt
Eine Stärkung des ländlichen Raums 
hängt von vielen Faktoren ab:  
Kommunalforscher Gerald Mathis 
formuliert sechs PostulateMichael Zimper,

Geschäftsführer Kommunalverlag
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Nach langwierigen Verhandlungen ist am  
23. September 2015 die Abgeltungsverordnung 
erlassen worden. Sie tritt am 1. Jänner 2016 in Kraft. 

G emeinden und Abfallverbände 
erhalten durch die neue Abgeltungs-
verordnung einen zusätzlichen Teil 
der Kosten für Verpackungen, die im 
Restmüll landen. Dieser Umstand ist 

zwar zu begrüßen, dass es so lange gedauert hat, 
ist jedoch durchaus kritisch anzumerken. 

Zur Erinnerung: Bereits am 4. Juni 2013 hat der 
Nationalrat eine Novelle des Abfallwirtschafts-
gesetzes beschlossen. Mit den neuen Bestim-
mungen sollte mehr Wettbewerb im Bereich der 
Verpackungssammlungen umgesetzt werden, 
eine deutlichere Abgrenzung zwischen Gewer-
be- und Haushaltsverpackungen erfolgen, aber 
auch eine Regelung für die Abgeltung von Ver-
packungsstoffen in Siedlungsabfällen gefunden 
werden. Entsprechend der Finanzierungsver-
antwortung der Wirtschaft für Verpackungs-
abfälle sollten die im Restmüll enthaltenen 
Verpackungsanteile abgegolten werden. Bislang 
zahlte die in Verkehr setzende Wirtschaft den 
Gemeinden und Verbänden hierfür nur rund elf 
Millionen Euro pro Jahr. 

Die Abgeltungsverordnung sieht vor, dass Ge-
meinden und Verbände deutlich mehr als bisher 
für die im Restmüll anfallenden Verpackungen 
erhalten. Schätzungen zufolge geht man von 
zusätzlichen Abgeltungen in Höhe von rund 20 
Millionen Euro aus. Nach langwierigen Verhand-
lungen konnte ein Berechnungsmodell für die 

Zuteilung der abzugeltenden Verpackungsmas-
sen entwickelt werden, das Rücksicht auf die 
jeweiligen Sammelsysteme und Verpackungs-
mengen nimmt. 

An sich hätte die Abgeltungsverordnung bereits 
Anfang des Jahres 2015 in Kraft treten sollen. Be-
dauerlicherweise ist es zu keinem zügigen Erlass 
der Abgeltungsverordnung gekommen, da sich 
plötzlich einzelne Länder und Landesabfallver-
bände einmengten, die mit der Zielsetzung und 
dem Berechnungsmodell nicht einverstanden 
waren. Zudem wurde die Zielrichtung der Abgel-
tungsverordnung hinterfragt, für manche waren 
zu wenig ökologische Kriterien erfüllt. Dadurch 
hat sich die Erlassung der Abgeltungsverordnung 
erheblich verzögert und das mögliche Inkraft-
treten wurde von Monat zu Monat verschoben. 
Dabei wurde übersehen, dass mit der Abgel-
tungsverordnung schlicht der Aufwand der 
Gemeinden abzudecken ist, der daraus entsteht, 
dass Verpackungsmaterialien auch im Restmüll 
enthalten sind und den Gemeinden dadurch 
Mehrkosten erwachsen. 

Letztlich waren neue Verhandlungen zu führen, 
neue Rechenmodelle zu erarbeiten, Gutachten 
zu erstellen, mit dem Ergebnis, dass der Zeit-
punkt für das Wirksamwerden der Abgeltung 
vorerst auf den 1. Juli 2015 verschoben wurde. 
Auch dieses Datum hat leider nicht gehalten. 
Nun stehen wir vor dem Ergebnis, dass die 

Die Abgel-
tungsverordnung  
sieht vor, dass  
Gemeinden und 
Verbände deut-
lich mehr als 
bisher für die 
im Restmüll  
anfallenden  
Verpackungen 
erhalten.“

ABFALLWIRTSCHAFT

ABGELTUNGSVERORDNUNG   
ENDLICH ERLASSEN
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HR DR. WALTER LEISS
ist Generalsekretär des Österreichischen Gemendebundes  

 walter.leiss @ gemeindebund.gv.at

Verordnung erst ab 1. Jänner 2016 wirksam wird. 
Für die Gemeinden ein Verlust von mehreren 
Millionen Euro.

Die nunmehr erlassene Abgeltungsverord-
nung gibt das Mengengerüst für die einzelnen 
Bundesländer vor. In den Bundesländern sind 
nun Mengenaufteilungsmodelle zu finden, 
um sicherzustellen, dass alle Gemeinden bzw. 
Verbände einen Teil ihrer Kosten für Verpa-
ckungen im Restmüll erhalten. Hinsichtlich der 
Abgeltungshöhe für die im Restmüll anfallen-
den Verpackungsmengen sind Vereinbarungen 
zwischen dem Ausschreibungsführer (ARA) und 
den Vertragspartnern (Gemeinde, Verband) zu 
treffen. Grundlage für die Abgeltungshöhe sind 
die Kosten der Sammlung und Behandlung von 
Restmüll. Nähere Details erhalten Gemeinden 
und Verbände demnächst.

Es bleibt zu hoffen, dass keine neuen Quer-
schüsse erfolgen und die Gemeinden endlich 
zu ihrem Geld kommen. Dieses Kapitel in der 
Abfallwirtschaft sollte damit erledigt sein.   

DASS DIE VERORDNUNG 
ERST MIT 1. JÄNNER 2016 
WIRKSAM WIRD, BEDEUTET 
FÜR DIE GEMEINDEN EIN 
VERLUST VON MEHREREN 
MILLIONEN EURO.“
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Vergleichsausfertigung
 

Klagende Partei
Wallner & Neubert  Gesellschaft  m.b.H.  

FN 152084d
Im Felberbrunn 2, 2340 Mödling

vertreten durch:
Mag.Dr. Alfred PRESSL Rechtsanwalt

Hetzgasse 45, 1030 Wien
Tel: 710 22 64-0

Beklagte Partei
Franz Steininger Gesellschaft  m.b.H. 

FN 81653d
Bahnstraße 10, 3381 Golling

vertreten durch:
Gassauer-Fleissner Rechtsanwälte GmbH

Wollzeile 3/Lugeck 6, 1010 Wien
Tel: 205 206-0

Wegen: Unterlassung, Beseitigung, Urteilsver. EUR 43.000,-

Die Parteien haben in der Tagsatzung am 8.9.2015 folgenden 
gerichtlichen V e r g l e i c h  geschlossen:

1) Die beklagte Partei verpflichtet sich, gegenüber der 
klagenden Partei ab sofort bei sonstiger Exekution im ge-
schäftlichen Verkehr zum Zwecke des Wettbewerbs ohne 
ausdrückliche Zustimmung der klagenden Partei die Her-
stellung und den Vertrieb von Gusseisenteilen, insbeson-
dere von Gusseisen-Bordsteineinläufen, unter Verwendung 
der Buchstabenkombination „WN“ - nebeneinander oder 
untereinander geschrieben, allfällig auch in Verbindung mit 
einem „&“ - zu unterlassen.

2) Die beklagte Partei verpflichtet sich gegenüber der kla-
genden Partei, die Buchstabenkombination „WN“ - neben-
einander oder untereinander geschrieben, allfällig auch in 
Verbindung mit einem „&“ - auf allen ohne ausdrückliche 
Zustimmung der klagenden Partei hergestellten Gusseisen-
teilen, insbesondere den 62 Gusseisen-Bordsteineinläufen, 
welche beim Bauvorhaben „Projekt Schnellstraße 36 Zelt-
weg West“ verbaut sind, auf eigene Kosten zu beseitigen, 
soweit dadurch nicht in dingliche Rechte dritter Personen 
eingegriffen wird.

Geschäftszahl: 4 Cg 27/15v 

Landesgericht St. Pölten, Abteilung 4 Cg
St. Pölten, 08. September 2015
Dr. Florian Stiefsohn, Richter



Bürgermeister-Rücktritt  
wird zum Problem für Italien
Ignazio Marino, der Bürgermeis-
ter Roms, ist über fragwürdige 
Spesenabrechnungen gestolpert 
und zurückgetreten. Am Vorabend 
seiner Demission als Roms Stadt- 
oberhaupt hatte Marino 
noch zu retten ver-
sucht, was nicht mehr 
zu retten war: Er er-
klärte, so eine Repor-
tage im „Standard“, 
dass er die gesamten 
Spesen, die er wäh-
rend seiner bisherigen 
Amtszeit ausgegeben habe, 
an die Stadt zurückzahlen werde. 
In den Tagen davor wurde berich-
tet, dass der Bürgermeister private 
Abendessen in Römer Altstadt-
restaurants mit der Kreditkarte 
der Stadt beglichen habe. Auf den 
Spesenabrechnungen hatte Marino 
angegeben, dass er mit Vertretern 

von Institutionen diniert habe, was 
aber von seinen angeblichen Gäs-
ten und zwei Wirten dementiert 
wurde: Der Bürgermeister sei in 
mindestens sechs Fällen mit seiner 

Frau oder mit Verwandten 
essen gekommen. 

Obwohl Marino an der 
Korrektheit seiner Ab-
rechnungen festhielt, 
wirkte die Ankündigung 
der Rückzahlung wie 

ein Schuldeingeständnis. 
Fallengelassen wurde der 

Bürgermeister auch von seiner 
Partei, dem sozialdemokratischen 
PD von Regierungschef Matteo 
Renzi. Der Premier ist am Römer 
Schlamassel nicht unschuldig: Er 
hatte mehrfach Marinos Fähigkeit 
angezweifelt, die korrupte und 
verlotterte Hauptstadt wieder auf 
Vordermann zu bringen.

 Wenn drei nominiert sind,  
muss man eine Auswahl treffen.“

Josef Pühringer,  nach der Bekanntgabe der 
Zusammensetzung der künftigen 

oö. Landesregierung. In einer 
internen Kampfabstimmung 
zwischen den LR Michael 
Strugl, Max Hieglsberger 
und Doris Hummer bliebt 
Hummer „auf der Strrecke“, 

Oberösterreich ist damit das 
einzige Bundesland, in dem 
keine Frau an der Regierung 
beteiligt ist.  

Sollte es zu  
Verlusten kommen, was 
ich nicht glaube, dann 
bedeutet das für mich 
auch, dass es an der Zeit 
ist, dass die nächste 
Generation bei den 
Grünen übernimmt.“

Maria Vassilakou, 
Spitzenkandidaten des 
Wiener Grünen im APA-
Intervew am 27. Ausgust 
2015

Es ist Politik unseres Hauses,  
unsere Kunden nicht zu stören.“

Wendy Lam, Chefin von McDonald‘s Hongkong, 
nachdem die „South China Morning Post“ – so ein 
Bericht in „Der Presse“ am 5. 10. – enthüllt hatte, 
dass eine Obdachlose im Lokal gestorben war und es 
eine ganze Nacht lang weder Gästen noch Personal 
aufgefallen ist. Eine Kundin alarmierte schließlich 
die Polizei. Offenbar verbringen in Hongkong Ob-
dachlose des öfteren die Nacht in Fastfood-Lokalen, 
da diese durchgehend offen haben.

 ANGESAGT 

DAS WORT HATTEN ...

Guatemala: Bürgermeister von Mob gelyncht
Eine aufgebrachte Menschenmenge hat 
laut einem Bericht von ORF Online im 
Westen von Guatemala einen Bürger-
meister gelyncht. Bacilio Juracan Leja sei 
in der Ortschaft Concepcion im Depart-
ment Solola zunächst verprügelt und 
dann angezündet worden, teilte die Ge-
neralstaatsanwaltschaft gestern mit. Die 

Dorfbewohner hätten den Rathauschef 
für einen Anschlag auf den früheren Bür-
germeisterkandidaten und Menschen-
rechtsaktivisten Lorenzo Sequec Juracan 
verantwortlich gemacht. In Guatemala 
kommt es immer wieder zu Fällen von 
Selbstjustiz, weil Verbrechen nur selten 
aufgeklärt oder bestraft werden.

Witali Klitschko kandidiert für  
2. Amtszeit in Kiew

Das ukrainische Box-Idol Witali Klitschko kandidiert 
für eine zweite Amtszeit als Bürgermeister seiner Hei-
matstadt Kiew. Dies teilte der frühere Schwergewichts-
Weltmeister Mitte Oktober mit. Die Wahlen finden 
Ende Oktober statt. Der 44-Jährige war erst im Mai 
vergangenen Jahres in einer außerordentlichen Wahl 
zum Oberhaupt der Stadt gewählt worden.

 INTERNATIONAL  

DER BLICK ÜBER DIE GRENZEN
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Österreich ist ein Land des Waldes. Rund 45 Prozent der 
Gesamtfläche Österreichs, sohin vier Millionen Hektar, 
sind von Wald bedeckt. Gemäß (§ 6) Forstgesetz zielt die 
forstliche Raumplanung darauf ab, das Vorhandensein 
von Wald in solchem Umfang und in solcher Beschaffen-
heit anzustreben, dass seine Wirkungen bestmöglich zur 
Geltung kommen: die Nutzwirkung, die Schutzwirkung, 
die Wohlfahrtswirkung und die Erholungswirkung.
Der Wald erfüllt vielfältige Aufgaben und Funktionen, 
wobei klarzustellen ist, dass nicht jeder Wald jeder 
Nutzung zugänglich ist, das gilt für Wirtschaftstreibende 
ebenso wie für Sportbegeisterte.
In letzter Zeit mehren sich die Stimmen, die für Moun-
tainbiker eine vollständige Öffnung aller Forst- und Wan-
derwege fordern. Hingewiesen wird auf andere Länder, 
in denen weniger strenge Regelungen bestehen. Dass die 
Gegebenheiten in den einzelnen Ländern nur schwer 
vergleichbar sind, wird dabei jedoch gerne vergessen. So 
sind zwar in Bayern alle Forstwege für Radfahrer grund-
sätzlich offen, es gibt jedoch eine Unzahl von Ausnahmen 
(Verbote). In Österreich hingegen werden Routen für 
Mountainbiker eigens ausgewiesen. Bereits mehr als 1/5 
aller Forstwege sind für Mountainbiker freigegeben, im 
Einvernehmen mit dem Tourismus, Vereinen und Wald-
besitzern. Es stellt sich daher die Frage, ob man Ausnah-
men oder ausgewiesene Routen haben möchte.
Anders als etwa in Deutschland ist der Großteil des 
Waldes in Österreich (mehr als 80 Prozent) im Besitz von 
Privaten. Eine generelle Öffnung würde allein dadurch In-
teressenskonflikte erzeugen. Neben gesellschaftlichen gibt 
es noch haftungsrechtliche und ökologische Gründe, die 
gegen eine generelle Öffnung von Forstwegen sprechen. 
So befindet sich rund die Hälfte der Schutzgebiete für den 
Naturschutz im Wald. Eine generelle Öffnung würde allein 
aus diesem Grund einen Schilderwald an Ver- und Gebo-
ten verursachen. 
Nachdem Wanderer sich bei Schäden auf ausgewiesenen 
Routen auf die Wegehalterhaftung (§ 1319a ABGB) berufen 
können und der Wegehalter zumindest für Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit (§ 176 Forstgesetz) haftet, gilt selbiges 
natürlich auch für Mountainbiker – wobei hier das Gefah-
renpotenzial bedeutend höher ist.

KOMMENTAR

ÜBER DIE GENERELLE ÖFFNUNG VON 
WALDWEGEN FÜR MOUNTAINBIKER

 bernhard.haubenberger@gemeindebund.gv.at
Bernhard Haubenberger ist Jurist beim Österr. Gemeindebund

Wald und Sport –  
ein Widerspruch?
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IHR PROBLEMLÖSER
IM TIEFBAU

Der sohlegleiche Abzweig ist ein „Alleskönner“:

• bringt wertvolle Millimeter bei der Anbindung von 
einmündenden Leitungen

• aufgrund beidseitiger Spitz en den einfachster Einbau 
möglich, egal ob bei Neuverlegung oder bei  
nachträglichem Einbau

• für Zuläufe von 
rechts und links geeignet

• Ersparnis an Höhe:
 52 mm (DN/OD 315) bis 

168 mm (DN/OD 630)

POLO-ECO plus PREMIUM
SOHLEGLEICHE ABZWEIGE

www.poloplast.com
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PITTERS℗ KOMMUNALTREND

DR. HARALD PITTERS IST  
TRENDEXPERTE UND   
KOMMUNALFORSCHER.

F inanzen – ein Thema, das 
uns seit Jahren in Atem 
hält. Die mediale Bericht-

erstattung fokussierte dabei 
zuletzt fast ausschließlich 
auf Schulden und drohende 
Zahlungsunfähigkeit. Umso 
wichtiger ist es, die finanzielle 
Stabilität in Österreichs Ge-
meinden hervorzuheben. Der 
Gemeindeinvestitionsbericht 
weist gar einen Überschuss für 
die (Krisen-)Jahre 
2009 bis 2013 aus. 
Doch die Situation 
ist keineswegs für 
alle gleich: immer 
noch gibt es große 
Unterschiede zwi-
schen den Regio-
nen beziehungs-
weise zwischen 
Zuwachs- und 
Abwanderungs-
gemeinden. Es 
bedarf hier diverser 
Anstrengungen 
der beteiligten 
Entscheidungsträger, um im 
Zusammenspiel mit privaten 
Partnern und vor allem auch 
unter Einbindung der betroffe-
nen Bevölkerung eine gedeih-
liche Entwicklung zu fördern. 

Es geht um die ausgewogene 
Balance bei Investitionen und 
Rücklagenbildung und gerade 
die Schaffung von Arbeits-
plätzen ist ein wesentlicher 
Faktor, um finanzielles Wohl-
ergehen in den Gemeinden zu 
gewährleisten. Ein unerlässli-
cher Investitionsblock betrifft 

dabei den Breitbandausbau im 
ruralen Raum. Hierdurch wer-
den die Ansiedelung von KMU 
sowie Arbeitsverhältnisse im 
„Home Office“ gefördert. 

Es gilt zudem, attraktive 
Angebote für Frauen, ältere 
Arbeitnehmer und Jugendliche 
zu schaffen, um die Urbanisie-
rungstendenzen zu verlang-
samen und optimale Lebens-

bedingungen 
sicherzustellen. 
Bei der aktuellen 
Pitters℗ KOM-
MUNAL-Trend-
Erhebung sind 
allerdings 85 Pro-
zent der Befragten 
der Meinung, 
dass die Situation 
der öffentlichen 
Finanzen adäqua-
te Investitionen 
erschwere. Auch 
bürokratische und 
rechtliche Hür-

den stehen den notwendigen 
Verbesserungen entgegen; 
entsprechende Reformen 
werden seit Jahren gefordert. 
Die finanzielle Situation in den 
Gemeinden ist vergleichsweise 
(noch) positiv, doch es bedarf 
weiterer gemeinsam akkor-
dierter Schritte.

Finanzielle Herausforderungen in 
Österreichs Gemeinden

 office@pitters.at
www.pitters.at

LÄNDER & GEMEINDEN IM STABILITÄTSPAKT

Maastricht-Ergebnisse 2014
Die nachstehende Tabelle zeigt Ergebnisse des gemäß Öster-
reichischem Stabilitätspakt mit 30. September 2015 von der 
Statistik Austria erstellten Berichts über die Haushaltsergebnis-
se der Gebietskörperschaften. Auch im Jahr 2014 erfüllten die 
Gemeinden ohne Wien mit einem Maastricht-Überschuss von 
185 Mio. Euro (2013: +132 Mio. Euro) insgesamt ihre Vorgabe 
ausgeglichener Haushalte. Lediglich die steirischen Gemein-
den verzeichneten 2014 ein moderates Defizit, das jedoch im 
Vergleich zu 2013 um zwei Drittel auf -24 Mio. Euro reduziert 
werden konnte. Auch die Länder mit Wien erfüllten mit -224 
Mio. Euro die Vorgaben des Stabilitätspakts, der 2014 für die 
Länder insgesamt sogar ein Defizit von -954 Mio. Euro erlaubt 
hätte. Auch auf Landesebene verfehlte die Steiermark als 
einziges Bundesland das Stabilitätsziel (um rund 46 Mio. Euro). 
Trotz Erfüllung der länderweisen Defizit-Vorgaben zeigten die 
Länderhaushalte von Kärnten, NÖ, Vorarlberg und Wien eine 
Verschlechterung gegenüber 2013. Das Defizit des Bundes 
verdoppelte sich 2014 auf rund 9,4 Mrd. Euro, wobei davon gut 
60% die Bankenrettung betraf. Daneben zeigt die Tabelle noch 
den Schuldenstand 2014 inkl. der seit 2013 vollständig enthal-
tenen Ausgliederungen sowie den Anteil der staatlichen Ebe-
nen an der Gesamtverschuldung, der bei den Gemeinden ohne 
Wien rund 2,6 Prozent und beim Bund 87,6 Prozent beträgt.

 KOMMUNAL QUICK FINANZCHECK 
 
GEMEINDEFINANZEN  
IN 100 SEKUNDEN 

Es geht 
um die  
ausgewogene 
Balance bei 
Investitionen 
und Rücklagen-
bildung.“

IN MIO EURO DEFIZIT (-) BZW. 
ÜBERSCHUSS

SCHULDENSTAND 
(INKL. AUSGLIEDERUNG)

2013 2014 2014 %
BUND -4.345 -9.405 242.888 87,56
LÄNDER GES. -411 -224 25.979 9,37
BGLD. 58 84 1.070 0,39
KTN. -17 -35 3.087 1,11
NÖ -114 -116 7.772 2,80
OÖ -155 -65 1.878 0,68
SBG. 45 96 2.217 0,80
STMK. -190 -115 3.817 1,38
TIROL 84 96 224 0,08
VBG. 25 -22 183 0,07
WIEN -145 -148 5.731 2,07
GEMEINDEN. 132 185 7.192 2,59
BGLD. 7 4 181 0,07
KTN. 9 2 302 0,11
NÖ 54 68 1.794 0,65
OÖ 19 25 1.845 0,67
SBG. 48 48 402 0,14
STMK. -72 -24 1.709 0,62
TIROL 15 17 454 0,16
VBG. 51 46 506 0,18
WIEN 539 582 1.324 0,48
GESAMT -4.086 -8.862 277.383 100,00

MAASTRICHT-ERGEBNISSE (GEM. ESVG2010)
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LESER STIMMEN

Was mir wirklich Angst macht

„Der Leitartikel im neuen „Kommunal“ ist 
wirklich berührend, geht eigentlich unter die 
Haut und ist am Punkt! Danke dafür, das an- 
und auszusprechen!“
Roland Gruber,  
nonconform zt gmbh, Moosburg

Als Mitglied eines Gemeindevorstandes lese 
und schätze ich seit Jahren die Zeitschrift 
„Kommunal“.  
Bis zur aktuellen Ausgabe, 10C/2015, war 
ich der Meinung, dass dieses Magazin keinen 
„parteipolitischen Anstrich“ hat. Der von Ihnen 
verfasste Leitartikel „Was mir wirklich Angst 
macht“ hat mir aber klar und deutlich vor Au-
gen geführt, dass meine Meinung völlig falsch 
war. Sie schreiben wörtlich in der zweiten Spal-
te, zweiter Absatz: „Es gibt ja auch zumindest 
Teile einer Partei, die auf dieser Welle ganz 
nach oben schwimmen will“.  
Welche Partei meinen sie damit? Darf man das 
wissen?
Herman Reindl,  
Abg.z.NR a.D., Fischbach

Vorab ist festzuhalten, dass ein Leitartikel eine 
persönliche Meinung darstellt, die nicht mit 
„parteipolitischem Anstrich“ verwechselt wer-
den sollte. KOMMUNAL als offizielles Organ des 
Österreichischen Gemeindebundes ist überpar-
teilich.  
Und zur inhaltlichen Klarstellung: Dieser Absatz 
bezieht sich auf die Wortmeldung des FP-Spre-
chers Martin Glier, der auf Twitter Flüchtlingshel-
fer als ‚Invasions-Kollaborateure‘ bezeichnet hat 
(dokumentiert auf Twitter sowie in der KURIER-
Ausgabe vom 21.9.2015). Ich persönlich bin der 
Ansicht, dass so eine Wortwahl nur hetzerisch 
gemeint sein kann und darauf abzielt, Stim-
mung gegen bestimmte Teile der Bevölkerung zu 
machen und diese verbal und gedanklich auszu-
grenzen. Und „Teile einer Partei“ deshalb, weil ich 
mir sicher bin, dass auch nicht alle Wähler oder 
Funktionäre der FPÖ derartige Wortmeldungen 
gutheißen.  
Hans Braun, Chefredakteur KOMMUNAL.

 

„Normalerweise hat man nicht viel Zeit, die 
tägliche Flut an Zeitungen im Büro durchzu-
lesen. Das „Kommunal“-Journal ist da heute 
eine Ausnahme. Ich bin zwar erst auf Seite 

6 – aber bis dahin sind mir zwei bemerkens-
werte Artikel aufgefallen, die ich kopiert und 
zu unserem Asylanten-Akt geheftet habe (der 
Kommentar des Präsidenten zu Beginn und 
Ihr Leitartikel). Danke für diese starken Wort-
meldungen. „Daumen hoch“ würde das bei 
Facebook bedeuten, auch wenn dieses Thema 
niemanden gefallen kann.
Ich lese weiter!
Ulrike Paur 
Stadtgemeinde Langenlois

 
Danke für Ihre Ausführungen im Leitartikel 
von „Kommunal“ 10C/15.  
Sie haben ein Kernproblem angesprochen – 
die unreflektierte Übernahme von falschen 
„Tatsachenbehauptungen“ aus dem Internet 
(aber auch aus gewissen Medien). Dagegen 
müssen die Medien arbeiten –  
Sie haben das ausgezeichnet gemacht. 
 
Schöne Grüße aus  
Kefermarkt/Oberösterreich 
Walter Krupka 
Gemeinderat
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WER VERSTEHT 
UNSERE KOMMUNALEN 
PROJEKTE? UND NICHT 
NUR BAHNHOF.
EINE BANK.
Feuerwehrhäuser. Amtshäuser. Festspielhäuser. Als Bank 

des Landes Niederösterreich sind wir der Spezialist für Finan-

zierungen der öffentlichen Hand. Weil wir wissen, was hinter 

Ihren Projekten steckt, sind Lösungen nach Maß für uns selbst-

verständlich. Unsere ganzheitliche Begleitung reicht von der Be-

darfsanalyse bis zur professionellen Abwicklung und Umsetzung 

Ihres Projektes. 

Über effektive Finanzierungskonzepte aus einer Hand informiert 

Sie gerne der Leiter Public Finance, Wolfgang Viehauser,  

+43(0)5 90 910-1551, wolfgang.viehauser@hyponoe.at. 

Ihre HYPO NOE. Daheim, wo Sie es sind.

PubFin_215x131.indd   1 14.04.15   12:48



Der Nationalrat hat am 23. September 2015 das Bundes-
verfassungsgesetz  über die Unterbringung und Auftei-
lung von hilfs- und schutzbedürftigen Fremden (BVG 
Unterbringung), BGBl I 120/2015, beschlossen. Dieses 
zur Gänze im Verfassungsrang stehende Gesetz berührt 
Gemeindeinteressen in erheblicher Weise. 

POLITIK 
  & RECHT

DURCHGRIFFSRECHT
Fragen über Fragen 
sind noch offen
Seite 18

BILDUNGSREISE  
Luxemburg – der 
sauberste Vorgarten 
Europas
Seite 22
.
LÄNDLICHER RAUM
Sechs Postulate zur 
Stäkung
Seite 26
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TEXT  / Andreas Hauer 

Z iel des BVG Unterbringung ist die 
„menschenwürdige, gleichmäßige, 
gerechte und solidarische Unterbrin-
gung und Aufteilung von hilfs- und 
schutzbedürftigen Fremden“ (wie im 

Besonderen von Asylwerbern und Asylberech-
tigten). Das Gesetz hat im Wesentlichen zwei 
Inhalte, nämlich einerseits die Verpflichtung der 
Gemeinden zur Bereitstellung von Unterbrin-
gungsplätzen und anderseits das sogenannte 
„Durchgriffsrecht“ der Bundesministerin für 
Inneres (BMI). 

Die Bereitstellungspflicht der Gemeinden setzt 
zunächst eine Verordnung der Bundesregierung 
voraus, mit der ein entsprechender „Bedarf“ 
festgestellt wird (Art. 2 Abs. 2 BVG Unterbrin-
gung). Wenn dieser Bedarfsfall festgestellt wird, 
ist jede Gemeinde ex lege verpflichtet, „die 
erforderliche Anzahl von Plätzen für die Un-
terbringung von hilfs- und schutzbedürftigen 
Fremden bereitzuhalten“. Als Gemeindericht-
wert für die erforderliche Zahl von Unterbrin-
gungsplätzen sind 1,5 Prozent der „Wohnbe-
völkerung“ vorgesehen, dieser kann aber per 
Verordnung erhöht oder herabgesetzt werden. 
Da das Gesetz den Begriff der Wohnbevölkerung 
nicht definiert, ist unklar, ob zu den Perso-
nen mit regulärem Hauptwohnsitz auch noch 
Personen mit Zweitwohnsitz oder etwa – in 
Gemeinden, die Strafvollzugsanstalten beher-
bergen – auch die Zahl der dort angehaltenen 
Strafgefangenen hinzuzurechnen ist; meines 
Erachtens ist nur auf Personen mit Hauptwohn-
sitz abzustellen. 

Weiters ist fraglich (aber wohl zu verneinen), 
ob solchermaßen untergebrachte Fremde die 
„Wohnbevölkerung“ vermehren, was zur Folge 
hätte, dass die Erfüllung der Unterbringungs-
pflicht zu einer Erhöhung der bereitzustellenden 
Plätze führen könnte. Jedenfalls sind hilfs- und 
schutzbedürftige Fremde, die in Einrichtun-
gen des Bundes (z. B. in Traiskirchen) oder der 
Länder (nicht jedoch in solchen karitativer 
Einrichtungen) untergebracht sind, auf die Er-
füllung des Gemeinderichtwerts anzurechnen. 
Zwar wird die Missachtung der Bereitstellungs-
pflicht der Gemeinden – wenn man einmal vom 
„Durchgriffsrecht“ des BMI absieht – durch das 
BVG Unterbringung nicht unmittelbar sanktio-
niert. Dennoch drohen den Gemeinden finan-
zielle Risken, wenn man jene Rechtsprechung 
des OGH (24.2.2003, 1 Ob 2727/02k) bedenkt, 

wonach karitative Einrichtungen ihre Unterbrin-
gungsaufwendungen, die nach dem Gesetz eine 
Gebietskörperschaft hätte tragen müssen, bei 
dieser Gebietskörperschaft einklagen können. 
Auf die Regressmöglichkeit der Gemeinden nach 
Art. 5 des sogenannten Konsultationsmechanis-
mus sei hingewiesen. 

Nicht minder problematisch ist das sogenann-
te „Durchgriffsrecht“ (Art 3 BVG Unterbrin-
gung). Demnach wird die BMI ermächtigt, mit 
Bescheid „die Nutzung und den Umbau von 
bestehenden Bauwerken oder die Aufstellung 
beweglicher Wohneinheiten“ (z. B. Wohncon-
tainer) „auf Grundstücken, die im Eigentum 
des Bundes oder diesem zur Verfügung stehen“ 
(also etwa angemietete Bauwerke oder Flächen) 
anzuordnen. Zwar ist damit keine Zwangsein-
weisung (in der Art einer Beschlagnahme von 
Privat- oder Gemeindegrundstücken) erlaubt, 
der Bescheid ersetzt aber alle nach bundes- und 
landesrechtlichen Vorschriften vorgesehenen 
Bewilligungen, Genehmigungen oder Anzei-
gen. Mit anderen Worten ist damit eine völlige 

UNIV.-PROF. DR. ANDREAS HAUER IST VORSTAND DES INSTITUTS FÜR VERWALTUNGS-
RECHT UND -LEHRE DER JOHANNES-KEPLER-UNIVERSITÄT (JKU) LINZ

DA DAS GESETZ DEN  
BEGRIFF DER WOHN- 
BEVÖLKERUNG NICHT  
DEFINIERT, IST UNKLAR, OB 
ZU DEN PERSONEN MIT  
REGULÄREM HAUPTWOHN-
SITZ AUCH NOCH PERSONEN 
MIT ZWEITWOHNSITZ   
ZÄHLEN.“

UNTERBRINGUNGSGESETZ
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Genehmigungsfreischreibung, insbesondere von 
Baubewilligungen und anderen durch Gemein-
den zu vollziehenden Bewilligungen (z. B. nach 
Landes-Luftreinhalterecht) vorgesehen. Im 
Detail gilt Folgendes: 

Der Nutzungsbescheid der BMI setzt zunächst 
voraus, dass das betroffene Bundesland seine 
Unterbringungspflicht nach Art. 1 Abs. 4 des 
Art. 15a-Grundversorgungsvereinbarung nicht 
erfüllt hat und dass im betroffenen politischen 
Bezirk bei der Unterbringung hilfs- und schutz-
bedürftiger Fremder der Bezirksrichtwert (= 
Gemeinderichtwert = grundsätzlich 1,5 Prozent 
der Wohnbevölkerung) nicht erreicht wurde. 
Weiters sind primär Grundstücke in Gemeinden 
zu nutzen, die den Gemeinderichtwert nicht 
erfüllen; von dieser Voraussetzung kann aber 
abgewichen werden, sodass – zumindest nach 
dem Gesetzestext – auch Gemeinden betrof-
fen sein können, die den Gemeinderichtwert 
durchaus erfüllen. Zwar sieht Art. 3 Abs. 3 BVG 
Unterbringung vor, dass auf einem „Grund-
stück“ nicht mehr als 450 hilfs- und schutzbe-
dürftige Fremde untergebracht werden dürfen, 
eine Missachtung dieser Vorgabe durch die BMI 
wäre allerdings nicht sanktioniert; die Regelung 
ist überdies dadurch belastet, dass die Anknüp-
fung an „Grundstücke“ nicht geeignet erscheint, 
den intendierten Zweck zu erfüllen: Sofern nur 
mehrere „Grundstücke“ nebeneinander genutzt 
würden, könnten daher weit mehr als 450 hilfs- 
und schutzbedürftige Fremde auf engem Raum 
gesetzeskonform untergebracht werden. 

Wie schon festgehalten, ersetzt der Anord-
nungsbescheid der BMI alle Bewilligungen und 
Genehmigungen, die nach Bundes- und Landes-
recht sonst erforderlich wären. Damit wird auch 
erheblich in die Gemeindeautonomie eingegrif-
fen (das ist mit ein Grund, weshalb das Gesetz 
im Verfassungsrang abgesichert werden musste). 
Das bedeutet weiter, dass die Gemeinden keinen 
behördlichen Zugriff auf solche Unterbringungs-
einrichtungen haben; bau- und raumordnungs-
rechtliche Vorschriften sind grundsätzlich nicht 
mehr anwendbar (Art. 3 Abs. 5 B-VG Unterbrin-
gung). Folglich könnte die BMI Unterbringungs-
einrichtungen etwa auch im Grünland schaffen. 
Nachdem die BMI zunächst einen vorläufigen 
Anordnungsbescheid erlassen hat (der allerdings 
die Unterbringung bereits wirksam zulässt), hat 
die Bezirksverwaltungsbehörde zu prüfen, ob  
die geplante Unterbringung den Kriterien von 
„Festigkeit, Brandschutz, Hygiene, Nutzungssi-
cherheit und Umweltverträglichkeit ... im erfor-

Art. 5 
DER VEREINBARUNG 
ZWISCHEN DEM BUND, 
DEN LÄNDERN UND DEN 
GEMEINDEN ÜBER EINEN 
KONSULTATIONSME-
CHANISMUS UND EINEN 
KÜNFTIGEN STABILITÄTS-
PAKT DER GEBIETSKÖR-
PERSCHAFTEN

(1) Die Pflicht zum Ersatz 
der durch die Verwirk-
lichung des Vorhabens 
zusätzlich verursachten 
finanziellen Ausgaben 
tritt unabhängig von Art. 
4 ein, wenn ein Gesetzes-
beschluss

qq von der gemäß Art. 1 
übermittelten Vorlage 
inhaltlich abweicht 
und dadurch zusätzli-

che finanzielle Ausga-
ben verursacht oder

qq von der Vorlage, über 
die im Konsultations-
gremium Einverneh-
men erzielt wurde, in-
haltlich abweicht und 
dadurch zusätzliche 
finanzielle Ausgaben 
verursacht oder

qq ein Vorhaben betrifft, 
welches nicht gemäß 
Art. 1 zur Stellungnah-
me übermittelt werden 
musste

Die Ersatzpflicht trifft 
jene Gebietskörperschaft, 
der das rechtsetzende 
Organ angehört, für die 
tatsächlich entstandenen 
zusätzlichen finanziel-
len Ausgaben, soweit 
sie einer sparsamen, 

wirtschaftlichen und 
zweckmäßigen Vollzie-
hung entsprechen. ... Im 
Streitfall entscheidet der 
Verfassungsgerichtshof 
gemäß Art. 137 B-VG.

Den vollständigen Text 
des Art. 5 des Konsulta-
tionsmechnismus inklu-
sive der Absätze 2 und 
3 finden Sie auf https://
www.ris.bka.gv.at/ oder 
auf  www.kommunal.at  
(QR-Code). 
 

Mit dem Durchgriffsrecht ist keine Zwangseinweisung erlaubt, der Bescheid 
ersetzt aber alle nach bundes- und landesrechtlichen Vorschriften vorgesehenen 

Bewilligungen, Genehmigungen oder Anzeigen. Mit anderen Worten ist damit 
eine völlige Genehmigungsfreischreibung, insbesondere von Baubewilligungen 

und anderen durch Gemeinden zu vollziehenden Bewilligungen vorgesehen.
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derlichen Ausmaß“ entspricht. Verneinenden-
falls hat sie dies der BMI mitzuteilen, woraufhin 
die BMI „jene Maßnahmen zu ergreifen (hat), die 
– im Hinblick auf den Verwendungszweck und 
die voraussichtliche Nutzungsdauer – Festigkeit, 
Brandschutz, Hygiene, Nutzungssicherheit und 
Umweltverträglichkeit im unerlässlichen Aus-
maß gewährleisten“, und den endgültigen Nut-
zungsbescheid erlassen kann; dieser ersetzt den 
vorläufigen Nutzungsbescheid und wie dieser 
alle sonst erforderlichen bundes- und landes-
rechtlichen Bewilligungen und Genehmigungen. 

Adressat solcher Nutzungsbescheide ist der 
„Grundstückseigentümer“, also entweder der 
Bund selbst oder jene Person, die das Grund-
stück dem Bund zur Verfügung überlassen hat, 
daher insbesondere nicht die betroffene Ge-
meinde. Bemerkenswert ist auch die Zustellung 
solcher Nutzungsbescheide der BMI. Sie hat 
nämlich nicht nach dem sonst üblichen Zustell-
gesetz, sondern „durch Kundmachung an der 
Amtstafel der Gemeinde oder durch Kundma-
chung auf dem Grundstück zu erfolgen“. 

Insgesamt bewirkt also das BVG Unterbrin-
gung erhebliche Eingriffe in die bundesstaat-
liche Kompetenzverteilung, in die Gemeinde-
autonomie, aber auch in die Rechte künftiger 
Nachbarn solcher Einrichtungen: Da Geneh-
migungs- und Bewilligungsverfahren nach den 
verschiedenen Materiengesetzen nicht mehr 
erforderlich sind, entfallen auch die diesbezüg-
lich vorgesehenen Parteistellungen und Mit-
sprachemöglichkeiten von Nachbarn. Dies führt 
zur Rechtschutzfrage: Zwar sind Bürgermeister 
betroffener Gemeinde mindestens eine Woche 
vor Erlassung der Nutzungsbescheide sowie vor 
Beginn der Unterbringung zu verständigen, eine 
Parteistellung der Gemeinden ist jedoch nicht 
vorgesehen und nach den Absichten des Ge-
setzgebers wohl auch nicht gewünscht. Folglich 
ist auch unklar (nach den Gesetzesabsichten 
aber wohl eher zu verneinen), ob die Gemein-
den Rechtsmittel (Bescheidbeschwerde) gegen 
solche Nutzungsbescheide des BMI erheben 
können. Wenn das – wie wahrscheinlich – nicht 
der Fall ist, könnten sich Gemeinden auch 
gegen rechtswidrige Nutzungsbescheide (etwa 
solche, die Gesichtspunkten der Hygiene oder 
des Brandschutzes nicht ausreichend Rechnung 
tragen) nicht zur Wehr setzen. Ähnlich schlecht 
ist der Rechtsschutz für betroffene Anrainer und 
andere Nachbarn ausgestaltet: Das Gesetz sieht 

ihn schlechthin nicht vor. Einzelne Bestim-
mungen ließen sich aber auch anders interpre-
tieren. So ordnet Art. 3 Abs. 6 letzter Satz an, 
dass das Bundesverwaltungsgericht auf Antrag 
des „Beschwerdeführers“ (wer das sein kann, 
sagt das Gesetz leider nicht) einer Beschwer-
de aufschiebende Wirkung zuerkennen muss, 
„wenn aufgrund der Nutzung des Grundstückes 
eine Gefahr für Leben und Gesundheit Dritter 
droht“; diese Bestimmung könnte so gedeutet 
werden, dass zumindest die Nachbarn, deren 
Leben oder Gesundheit (etwa infolge statischer 
Mängel) bedroht wäre, binnen vier Wochen ab 
Kundmachung des Bescheides an der Amtstafel 
Beschwerde erheben können. Ob dies der Fall ist 
und ob auch andere Nachbarn oder Gemeinden 
vielleicht doch beschwerdelegitimiert sind, wird 
erst durch die Rechtsprechung zu klären sein. 
Im Rahmen einer solchen Beschwerdeführung 
könnte letztlich (Art. 144 B-VG) auch getestet 
werden, ob das BVG Unterbringung mit seinen 
erheblichen Eingriffen in Länderkompetenzen, 
in die Gemeindeautonomie und in den rechts-
staatlichen Schutz der Nachbarn allen bundes-
verfassungsrechtlichen Anforderungen (Art. 44 
Abs. 3 B-VG) entspricht. 

Der Nutzungsbescheid des BMI ersetzt zwar 
alle bundes- und landesrechtlichen Genehmi-
gungs- und Bewilligungserfordernisse, schnei-
det aber den zivilrechtlichen Nachbarschutz 
nicht ab. Nachbarn, die sich durch Unterbrin-
gungseinrichtungen im Sinne von § 364 AGBG 
als unzumutbar belästigt erachten (etwa durch 
Lärmemissionen), könnten daher eine Unterlas-
sungsklage gegen den Betreiber der Einrichtung 
bei den Zivilgerichten erwägen. § 364a AGBG 
steht dieser Klagemöglichkeit nicht in Wege, 
(wenn und) weil die Nachbarn im Verfahren zur 
Erlassung des Nutzungsbescheids keine Mitspra-
cherechte haben. Auch wird man nicht sagen 
können, dass die tatsächliche Unterbringung auf 
solchen Grundstücken selbst in Hoheitsverwal-
tung erfolgen würde, sodass die Unterlassungs-
klage aus diesem Grund unzulässig wäre. 

Das BVG Unterbringung gilt befristet bis zum 
31. Dezember 2018. Nach den Gesetzesmateri-
alien soll das Außerkrafttreten des BVG Unter-
bringung allerdings „die Rechtswirkungen der 
Bescheide, die aufgrund dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes erlassen worden sind, unberührt“ 
lassen, sodass die Unterbringungseinrichtungen 
weiter für die Unterbringung hilfs- und schutz-
bedürftiger Fremder genutzt werden dürfen.

1,5 %
Als Gemeindericht-
wert für die erforder-
liche Zahl von Unter-
bringungsplätzen sind 
1,5 Prozent der „Wohn-
bevölkerung“ vorgese-
hen, dieser kann aber 
per Verordnung erhöht 
oder herabgesetzt 
werden. 

Es wurden 
sowohl die  
Gemeinde- 
autonomie als 
auch grundle-
gende Rechte 
der Staatsbürger 
beschnitten. 
Das hat einen 
mehr als bloß 
unangeneh-
men Bei- 
geschmack.“
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In rechtspolitischer Würdigung des Gesetzes 
fallen nicht bloß die angesprochenen Eingriffe 
in Länderkompetenzen, in die Gemeindeauto-
nomie und in den rechtsstaatlichen Nachbar-
schutz auf, sondern gilt es auch Folgendes zu 
bedenken: Die sogenannte „Flüchtlingskrise“ 
(die pauschale Qualifikation aller Migrations-
willigen als „Flüchtlinge“ gilt in den Leitmedien 
als ausgemacht) kam weder unvorhergesehen 
noch ist sie unabwendbar. Sie kündigte sich seit 
geraumer Zeit an und ihr Ausmaß hängt auch 
damit zusammen, dass sowohl das Schengen-

Recht (Kontrolle der EU-Außengrenzen) als 
auch das Dublin-Recht (über die unionsinterne 
Zuständigkeitsverteilung in Asylangelegenhei-
ten) als auch das österreichische Grenzkontroll- 
und Fremdenpolizeirecht – gelinde gesagt – nur 
halbherzig vollzogen wurden und werden. Dass 
anstelle der Durchsetzung der bestehenden Uni-
ons- und nationalen Rechtsordnung mit einem 
Maßnahmen-Verfassungsgesetz sowohl die Ge-
meindeautonomie als auch grundlegende Rechte 
der Staatsbürger beschnitten werden, hat einen 
mehr als bloß unangenehmen Beigeschmack.  

BLICK ÜBER DIE GRENZEN

IN DEUTSCHLAND BESCHLAGNAHMEN ERSTE STÄDTE WOHNUNGEN, UM FLÜCHTLINGE UNTERZUBRINGEN.  
WAS IST ERLAUBT, WAS IST JURISTISCH UND POLITISCH HEIKEL? VON CHRISTIAN ERHARDT-MAJEWSKI

Vorweg: In Deutschland wur-
den in den vergangenen Jahren 
deutlich weniger Wohnungen 

gebaut, als benötigt würden. Laut 
dem Zentralverband des Deutschen 
Baugewerbes wurden im vergan-
genen Jahr 210.000 Wohnungen 
fertiggestellt – dem stand ein Bedarf 
von 250.000 gegenüber. Hauptgrund 
laut dem Verband des Baugewer-
bes: Immer neue Verordnungen 
und Normen, in denen sich immer 
weniger Bauherren zurechtfinden, 
sowie energetische Auflagen, die das 
Bauen teuer machen. Die Wohnun-
gen, die entstanden sind, wurden 
zudem häufig in ländlichen Regionen 
gebaut, wo der Bedarf geringer ist. 
Denn im ländlichen Raum bieten 
zahlreiche Kommunen immer hö-
here finanzielle Anreize zum Bauen, 
während in Wachstumsregionen der 
Wohnraum eng wird. Nun verschärft 
sich die Situation durch die unerwar-
tet hohen Flüchtlingszahlen noch. 
Hamburg hat inzwischen ein Gesetz 
beschlossen, das es der Stadt erlaubt, 
leerstehende Gewerbegrundstücke 
zur Unterbringung zu beschlagnah-

men. Bremen plant ein ähnliches 
Gesetz. In Berlin-Kreuzberg sollen 
unvermietete Wohnungen beschlag-
nahmt werden. Besonderes Aufsehen 
erregte ein Fall in Nordrhein-West-
falen – dort wurde einer langjährigen 
Mieterin in einer kommunalen Woh-
nung gekündigt mit der Begründung, 
dort würden nun Flüchtlinge ein-
quartiert. Einen ähnlichen Fall gibt es 
inzwischen in Baden-Württemberg. 
Rechtlich sind diese Fälle umstrit-
ten. Denn in der Tat muss nach 
deutschem Gesetz ein polizeilicher 
Notstand vorliegen, um eine Be-
schlagnahmung vorzunehmen. Zu-
dem darf die Beschlagnahmung nur 
vorübergehend sein und der Besitzer 
muss entschädigt werden. Was ein 
Notfall ist, das ist vor allem politisch 
ein heißes Eisen. Denn die Behörden 
müssen laut Gesetz zuvor alle Mög-
lichkeiten ausgeschöpft haben, die 
Flüchtlinge selbst unterzubringen – 
entweder in eigenen Räumlichkeiten 
oder in Wohnungen von Privateigen-
tümern, die diese freiwillig vermie-
ten. Vor allem aber müssen sich die 
Kommunen bei solchen Kündigun-

gen „aus berechtigtem Interesse“ 
auf eine Flut von Klagen einrichten. 
Denn das deutsche Mietrecht gilt 
als sehr mieterfreundlich. So haben 
Betroffene ein Widerspruchsrecht, 
wenn es für sich oder ihre Angehö-
rigen „eine Härte“ bedeuten würde. 
Diese liegt laut Gesetz vor, „wenn 
angemessener Ersatz zu zumutbaren 
Bedingungen nicht beschafft werden 
kann“. Fälle wie die aus Nordrhein-
Westfalen dürften somit wohl die 
absolute Ausnahme bleiben.

Her mit der Wohnung!

 christian.erhardt@kommunal.de
Christian Erhardt-Majewski ist Redak-
teur bei KOMMUNAL Deutschland

 www.welt.de/politik/deutschland/artic-
le147154375/Wenn-Gemeinden-Fluechtlinge-
gutgeschrieben-werden.html

 www.faz.net/aktuell/politik/fluechtlings-
krise/eschenbach-kuendigt-mieterin-wegen-
fluechtlingsunterbringung-13830056.html

 www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/
bremen-plant-beschlagnahmung-von-wohn-
raum-fuer-fluechtlinge-a-1055247.html
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Lange Zeit hat man dem Elend am und im Mittel-
meer untätig zugesehen. Erst als der Zustrom über 
die Balkanroute stärker wurde, vermeinte man das 
Problem auf EU-Ebene lösen zu müssen.

TEXT / Bernhard Haubenberger

Jetzt, da sich die Flüchtlingstragödie nicht 
mehr in vermeintlich weiter Ferne, son-
dern direkt vor unseren Haustüren abspielt, 

mahnt man jene Solidarität ein, die man selbst 
jahrelang vermissen ließ.

Obwohl seit über einem Jahr die Asylantrags-
zahlen massiv ansteigen, kaum ein Bundesland 
die vereinbarte Länderquote zur Unterbringung 
einhält und bereits mehrmals vor einem Asyl-
notstand gewarnt wurde, folgte man dem großen 
Bruder und sprach medienwirksam eine welt-
weit beachtete Einladung aus, die noch längere 
Zeit ihre Wirkung entfalten wird. Der Publicity 
sei gedankt. Da mag es nicht verwundern, dass 
vor wenigen Monaten eine Unterbringung in 
Zelten als menschenverachtend, nunmehr aber 
eine Unterbringung in Bahnhofshallen und Tief-
garagen als ausreichend empfunden wird.

Kurzsichtigkeit, die der Optiker nicht regu-
lieren kann. Nicht die Ironie des Schicksals, 
sondern Planlosigkeit und mangelnder Weitblick 
haben dazu geführt, dass aus einer Einbahn-
straße zunehmend eine Sackgasse wird, ohne 
Registrierung und ohne Kontrolle. Dass die 
zurecht hochgelobte Welle der Hilfsbereitschaft 
zu brechen und die Stimmung in der Bevölke-
rung zu kippen droht, ist auch ohne Blick in die 
Glaskugel vorhersehbar. 

Ob das eilig beschlossene und sogleich in 
Kraft gesetzte Bundesverfassungsgesetz über die 
Unterbringung und Aufteilung von hilfs- und 

DURCHGRIFFSRECHT

WILLKOMMEN  
IN SCHILDA!

schutzbedürftigen Fremden Abhilfe schafft, wird 
sich erst weisen müssen. Dass Gemeinden, die 
bislang keinerlei Kompetenzen im Asylwesen 
hatten, überfallsartig das korrigieren können 
sollen, wozu Bund und Länder jahrelang nicht 
im Stande waren, darf man getrost als Illusion 
bezeichnen. Sowohl die verfassungsgesetzlich 
verankerte Bereithaltungspflicht der Gemeinden 
als auch das Durchgriffsrecht des Bundes werfen 
in Wahrheit mehr Probleme auf, als sie zu lösen 
im Stande sind. 

Da haben wir den Salat. Dass der Bund der 
Versuchung nicht widersteht, das eigens geschaf-
fene Verfassungsgesetz extensiv auszulegen, wird 
man ihm nicht zum Vorwurf machen können. 
Dass es aber beträchtliches Konfliktpotenzial 
und Rechtsunsicherheiten in sich birgt, schon. 
Mehrfach wurde darauf gedrängt, zumindest alle 
heiklen Fragen zu klären, bevor man die Verfas-
sung ändert. Geschehen ist das nicht. Klarheit 
werden daher allenfalls erst Gerichte bringen. Gut 
beraten wäre die Bundesregierung, würde sie sich 
die Angst vor dem eigenen Mut auch in anderen 
Bereichen nehmen lassen (Gesundheit, Pflege, 
Bildung, Verkehr, Wohnen, Arbeitsmarkt) und 
dabei denselben Ehrgeiz aufbringen. 

Dass  
Gemeinden  
überfallsartig 
korrigieren sollen, 
wozu Bund und 
Länder jahrelang 
nicht im  
Stande waren, 
darf man  
getrost als  
Illusion  
bezeichnen.“

MAG. BERNHARD HAUBENBERGER IST FACHREFERENT IN DER ABTEILUNG RECHT 
UND INTERNATIONALES BEIM ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUND

 bernhard.haubenberger@ gemeindebund.gv.at
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? Gemäß Art. 2 Abs. 1 hat jede Ge-
meinde im Bedarfsfall Plätze im 
Ausmaß von 1,5 Prozent der Bevöl-

kerung bereitzuhalten. Der Bedarf wird 
mittels Verordnung festgestellt. Was unter 
Bereithaltung zu verstehen ist, ist weder 
dem Gesetz noch den Erläuterungen zu 
entnehmen. Was bedeutet „Bereithal-
tung“? Müssen Gemeindewohnun-
gen freigehalten werden, Zimmer in 
Beherbergungsbetrieben angemietet 
werden? Containerdörfer errichtet 
werden?

? Gemäß Art. 2 Abs. 3 können Gemein-
den desselben Bezirks zur Erfüllung 
ihrer Bereithaltungspflicht Vereinba-

rungen über die Unterbringung und Auf-
teilung von Flüchtlingen treffen. Umfasst 
daher die „Bereithaltungspflicht“ auch 
die Unterbringung und Aufteilung? 
Wer trägt die Kosten hierfür? Was soll 
bzw. kann Inhalt einer derartigen Ver-
einbarung sein? Soll damit ein Flücht-
lingsquotenhandel à la Emissionszerti-
fikathandel etabliert werden?

? Einzige Voraussetzungen für das 
Durchgriffsrecht des Bundes sind, 
dass die betreffende Länderquote 

und der jeweilige Bezirksrichtwert nicht 
erfüllt werden. Welchen Sinn hat eine 
derartige Vereinbarung, wenn sogar 
Gemeinden, die den Gemeindericht-
wert erfüllen, nicht davor gefeit sind, 
von der Durchgriffskeule des Bundes 
getroffen zu werden? 

?   Gemäß Art. 2 Abs. 1 sind Flüchtlin-
ge, die in Einrichtungen des Landes 
oder des Bundes untergebracht sind 

oder versorgt werden, in den Gemeinde-
richtwert einzurechnen. Welche Einrich-
tungen sind damit gemeint? Auch 
Quartiere von Privaten, von Hilfsor-
ganisationen? Sind alle Flüchtlinge 
einzurechnen, die vom jeweiligen 
Land grundversorgt werden? Sind 
jene Quartiere, die auf Grundlage des 
Durchgriffsrechts geschaffen wurden, 
einzurechnen?

? Wie zu erwarten war, bezieht sich 
die am 1. Oktober in Kraft getretene 
Verordnung zur Feststellung des 

Bedarfs (1,5 Prozent) auf alle Gemein-
den und nicht nur auf Gemeinden jener 
Bundesländer, die ihre Quote nicht 
erfüllen. Daher sind alle Gemeinden per 
1. Oktober verpflichtet, Plätze im Aus-
maß von 1,5 Prozent ihrer Bevölkerung 
bereitzuhalten, österreichweit daher 
127.000 Plätze. Selbst unter Anrechnung 
der bereits bestehenden 55.000 Quartiere 
müssten weitere 70.000 Quartiere bereit-
gehalten werden. Weshalb eine Bereit-
haltung in diesem Ausmaß, wenn im 
Augenblick immer nur ein Bruchteil 
gebraucht wird?

?   Wenngleich im Vorfeld wie auch in 
der Nationalratssitzung betont wurde, 
dass eine Verletzung der Bereithal-

tungspflicht weder strafrechtliche noch 
Kostenfolgen nach sich zieht, so ist das 
weder dem Gesetz noch den Erläute-
rungen in der notwendigen Klarheit zu 
entnehmen. Einzig in den Erläuterungen 
wird ausgeführt, dass sich „die Rechtsfol-
gen der Nichterfüllung des Gemeindericht-
wertes aus Artikel 3 ergeben“. Abgesehen 
davon, dass der Bund auch  
in Gemeinden, die den Richtwert  
erfüllen, von seinem Durchgriffsrecht 
Gebrauch machen kann, ist darauf  
hinzuweisen, dass das in Artikel 3 festge-
legte Durchgriffsrecht in den Erläuterun-
gen als „ersatzweise Vornahme“ bezeich-
net wird. Ist das als Ersatzvornahme 
gemäß § 4 Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz zu verstehen? Müssen daher 
Gemeinden, die den Richtwert nicht 
erfüllen, die Kosten des Durchgriffs 
zahlen?

?  Anders als die Länder (Art. 15a B-VG 
Grundversorgungsvereinbarung) 
haben die Gemeinden nunmehr im 

Asylbereich eine gesetzliche Pflicht. Fällt 
die Erfüllung dieser Aufgabe (Bereit-
haltung, allenfalls auch Unterbringung 
und Aufteilung) in den Bereich der Pri-
vatwirtschaftsverwaltung oder in die 

Hoheitsverwaltung? Amtsmissbrauch 
bei Nichterfüllung?

? Der Bund darf auf einem Grundstück 
nicht mehr als 450 Flüchtlinge un-
terbringen. Liegenschaften bestehen 

nicht selten aus mehreren Grundstücken. 
Was bedeutet Grundstück? Ist damit 
die einzelne Parzelle gemeint? Darf 
der Bund daher ein Vielfaches von 450 
Flüchtlingen unterbringen, wenn eine 
Liegenschaft aus mehreren Grundstü-
cken besteht?

? Das Durchgriffsrecht umfasst die 
bescheidmäßige Anordnung der Nut-
zung und des Umbaus von bestehen-

den Bauwerken sowie die Aufstellung von 
beweglichen Wohneinheiten auf Grund-
stücken unter Außerachtlassung von Bau- 
und Widmungsrecht. Der Bescheid ersetzt 
alle nach bundes- und landesrechtlichen 
Vorschriften vorgesehenen Bewilligungen, 
Genehmigungen und Anzeigen. Wie weit 
geht das Durchgriffsrecht materiell-
rechtlich? Ist auch die Genehmigung 
des Kanalanschlusses abgedeckt? Ist 
auch die erforderliche Aufgrabungsge-
nehmigung außerhalb des Grundstü-
ckes für den Anschluss umfasst? Was 
hat zu passieren, wenn der Auslas-
tungsgrad der Kläranlagen überschrit-
ten wird? 

? Dass die erlassenen Bescheide auch 
nach dem Außerkrafttretenszeit-
punkt des Gesetzes weiterhin gelten, 

erscheint unter dem Blickwinkel des 
gänzlichen Fehlens des Rechtsschutzes 
und der Rechtsstaatlichkeit in dem (zuvor 
nicht stattgefundenen) Verfahren mehr als 
bedenklich. Was passiert mit Einrich-
tungen auf Grundlage des Durchgriffs-
rechts, wenn diese hernach nicht den 
bauordnungsrechtlichen, bautech-
nischen und widmungsrechtlichen 
Vorgaben entsprechen?

Um Antwort wird gebeten. 

ASYL
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Während der Bund glaubt, mit einem Durchgriffs-
recht auf die Gemeinden, die Unterbringungskrise 
lösen zu können, scheitern viele Gemeinden und 
Quartiergeber am bürokratischen Aufwand, der 
mit der Asylkrise einhergeht. 

E s ist alles sehr kompliziert”, hat einst ein 
Bundeskanzler gesagt und wurde dafür 
verlacht. Sein Ausspruch trifft auch auf 
die Unterbringungskrise von Flücht-
lingen zu. Warum? Weil es oftmals gar 

nicht so leicht ist für potenzielle Quartiergeber 
oder Gemeinden, die Flüchtlinge aufnehmen 
wollen. Zu viele Hürden unterschiedlichster Art 
tun sich auf. An vielen davon scheitern sowohl 
die Gemeinden als auch private Quartiergeber 
häufig. 

Hürde 1: Die hohen und komplexen Unter-
bringungsstandards. Es gibt ein Bundesland, 
in dem die Bestimmungen und Formulare, die 
man braucht, um ein Quartier anzubieten, fast 
60 Seiten dick sind. Das ist absurd. Eine Über-
bürokratisierung, die der Sache nicht dienlich 
ist. Bis ins kleinste Detail wird definiert, welche 
Anforderungen maßgeblich sind. Dazu noch 
Lageplan, Grundriss in Kopie, Strafregisteraus-
zug des Quartiergebers und aktuelle Baubewilli-
gung der Liegenschaft. Vorschriften ohne Ende. 
Viele potenzielle Quartiergeber schreckt das ab. 
Die Auflagen sind auch nicht immer leicht zu 
erfüllen. Sie enthalten auch ein Punktesystem 
zur Bewertung. Infrastrukturelle Angebote zum 
Beispiel. Schule, öffentlicher Verkehr, Grünflä-
chen, Einkaufsmöglichkeiten usw..

Hürde 2: Die Zuständigkeiten sind oft unklar. 
Sogenannte „organisierte Quartiere“, das heißt 
Vollversorgung, werden oft direkt über die Län-

ASYL & UNTERBRINGUNG 

DIE SCHWIERIGE   
HERBERGSSUCHE

der abgewickelt. Oft aber auch über NGOs oder 
private Dienstleister. Es ist für „Anfänger“ – also 
Erstanbieter – oft schwer zu durchschauen, an 
wen sie sich wirklich wenden sollen. Wenn man 
nach Zuständigkeiten fragt, bekommt man oft 
wochenlang keine Auskünfte. Und dann die, 
dass man sich bitte an jemand anderen wenden 
soll, bei dem dann eine Auskunft wieder wo-
chenlang dauert. Die Besichtigung von angebo-
tenen Quartieren dauert ebenfalls häufig einige 
Wochen. Wertvolle Zeit, die vergeht, während 
in Erstaufnahmezentren Menschen in der Wiese 
schlafen müssen oder der Bund „durchgreift“. 
Ohne Unterstützung der Gemeindeverwaltungen 
sind viele private Quartiergeber gar nicht in der 
Lage oder willens, diesen bürokratischen Auf-
wand zu bewältigen. 

Hürde 3: Angebotene Quartiere werden nicht 
angenommen. Im Gemeindebund häufen sich 
die Nachrichten aus Gemeinden, in denen dem 
Land oder auch dem Bund Quartiere ange-
boten wurden. Zum Teil schon vor Monaten. 
Manchmal gibt es keinerlei Rückmeldungen. In 
anderen Fällen werden Quartiere besichtigt, aber 

DANIEL KOSAK IST PRESSEREFERENT DES ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUNDES
 daniel.kosak@ gemeindebund.gv.at

Jeder, der so 
tut, als wären 
Grünland- 
widmungen mit 
einem Feder-
strich durch den 
Bürgermeister 
veränderbar, 
kennt unseren 
Rechtsstaat 
nicht.“
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Durchgriffsrecht, das die Fehler der Vergangen-
heit wiederholt und Containerdörfer für bis zu 
450 Personen an einem Standort ermöglicht. 
Dieses Durchgriffsrecht, gegen das sich der Ge-
meindebund heftig und auch im Detail gewehrt 
hat, ist handwerklich schlecht gemacht und le-
gistisch fragwürdig. Es kann dazu führen, dass in 
einer Gemeinde, die ihre Quote (1,5 Prozent der 
Bevölkerung) korrekt erfüllt, der Bund dennoch 
ein Containerdorf einrichtet oder ein anderes 
Quartier betreibt, weil Bezirk und Bundesland 
die Gesamtquote nicht erfüllen. Es wäre leicht 
gewesen, das im Gesetz – immerhin ein Verfas-
sungsgesetz – zu präzisieren. Völlig unklar ist 
auch, wer die Kosten einer solchen Maßnahme 
zu tragen hat. Widmungsrecht kann im Rahmen 
dieser Maßnahme ebenso jederzeit außer Kraft 
gesetzt werden, Quartiere ins Grünland gestellt 
werden. Das führt unter anderem auch zum Ver-
lust aller Nachbarschaftsrechte von Anrainern. 
Die können sich nun nur noch zivilrechtlich 
wehren, falls es zu Problemen kommt. 

Die Gemeinde Nickelsdorf etwa, in der seit 
Wochen mehrere tausend Menschen pro Tag 
ankommen, erfüllt ihre offizielle Quote für 
Asylwerber bislang nicht, weil sie zu wenige 
Menschen dauerhaft unterbringt. Theoretisch 
könnte auch hier der Bund sein Durchgriffsrecht 
anwenden. 

Das sind nur fünf Hürden und einige Argu-
mente auf einer langen Liste von Problemen, die 
bei dieser Unterbringungskrise bestehen. Ein 
weiteres ist der geförderte Wohnbau. Wer einen 
Rundruf bei Bauträgern macht, der wird schnell 
feststellen, dass es da oder dort durchaus auch 
Leerstand gibt. Der Zugang für Asylwerber oder 
die Bereitstellung durch private Mieter ist derzeit 
unglaublich schwer beziehungsweise gar nicht 
möglich. Auch darüber sollte man nachdenken. 

Fazit: Derzeit laden Bund und Länder die End-
verantwortung gerne auf die Gemeinden ab, 
tun aber zugleich wenig, um die Bemühungen 
vieler Kommunen und tausender Privater zu 
unterstützen. Die Herausforderungen im Bereich 
des Asylwesens werden uns noch lange begleiten 
und nicht in absehbarer Zeit enden, vor allem 
nicht, wenn Europa weiterhin daran scheitert, 
eine gerechte Verteilung der Lasten zu finden. 
Je schneller das alle Beteiligten verstehen, desto 
eher kann man praktikable und pragmatische 
Wege finden, um Menschen, die Schutz suchen 
und vor Krieg geflohen sind, menschenwürdige 
Unterkünfte zur Verfügung zu stellen. 

Es ist für „Anfänger“ 
– also Erstanbieter 
– oft schwer zu durch-
schauen, an wen sie 
sich wirklich wenden 
sollen. Wenn man 
nach Zuständigkeiten 
fragt, bekommt man 
oft wochenlang keine 
Auskünfte. 

abgelehnt, obwohl sie davor am freien Markt 
gut vermietet waren. Bis vor kurzem hat man 
sich in einigen Gegenden Quartiere für weniger 
als 50 Menschen erst gar nicht angeschaut. „Zu 
klein“, „zu aufwändig in der Betreuung“ hieß es 
da. Ohne kleine Einheiten wird es freilich nicht 
gehen, quantitativ nicht und qualitativ schon gar 
nicht. Gerade bei kleineren Quartieren ist die 
Unterstützung der Zivilgesellschaft in der Regel 
deutlich höher als in Massenunterkünften. 

Hürde 4: Geltende Rechtslagen. Kein Bürger-
meister, keine Bürgermeisterin dieses Landes 
kann sich über Bauvorschriften oder Widmun-
gen hinwegsetzen. Jeder, der so tut, als wären 
Grünlandwidmungen mit einem Federstrich 
durch den Bürgermeister veränderbar, der kennt 
unseren Rechtsstaat nicht. 

Kommunalpolitiker, die so etwas tun, landen 
schnell mit Amtsmissbrauch-Verfahren vor 
dem Richter. Das ist keine Frage des Wollens, 
sondern geltende Rechtslage. Ebenso wie viele 
Bauvorschriften oder Hygiene- und Sicherheits-
standards. Wer sich nicht daran hält, macht sich 
strafbar. All diese Vorschriften wurden übrigens 
nicht von der Kommunalpolitik, sondern von 
Ländern und Bund gemacht. 

Hürde 5: Zwang ausüben, statt Bedingun-
gen verbessern. Die Antwort des Bundes auf 
die Quartierkrise ist nicht, dass man darüber 
nachdenkt, wie man die bestehenden Hürden 
beseitigen kann. Die Antwort ist Zwang. Ein 

RICHTWERTE & 
QUOTEN 

1,5 %
 
Gemeinderichtwert: 
Jene Anzahl von Unter-
bringungsplätzen, die 
seitens der Gemeinden 
bereitzuhalten sind; er 
beträgt seit 1.10.2015 
1,5 Prozent der Wohn-
bevölkerung und kann 
durch Verordnung der 
Bundesregierung hin-
auf- oder herabgesetzt 
werden.

Der Bezirksrichtwert 
entspricht dem Ge-
meinderichtwert, um-
gelegt auf die Ebene 
des politischen Bezirks; 
innerhalb des Bezirks 
können die Gemein-
den zur Erfüllung des 
Gemeinderichtwerts 
Vereinbarungen über 
die Aufteilung der 
Unterbringungsplätze 
treffen.

Die Länderquote 
ist die Zahl bzw. das 
Verhältnis der Unter-
bringungsplätze, die 
sich aus der Art. 15a 
B-VG – Grundversor-
gungsvereinbarung 
zwischen Bund und 
Ländern ergibt.
 
QUELLE /  
www.gemeindebund.at

ASYL
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Im Rahmen der halbjährlichen Fach- und Bildungsreisen des Gemeindebundes 
besuchten rund 40 Gemeindevertreter Luxemburg und entdeckten, dass die 
Probleme der Kommunen dort ähnlich sind wie in Österreich.

TEXT / Daniel Kosak

S trukturell kann man das kleine Land, 
das zwischen Belgien, Frankreich und 
Deutschland liegt, mit dem österrei-
chischen Bundesland Kärnten verglei-
chen. Die Bevölkerungszahl ist mit rund 

500.000 Einwohnern ungefähr gleich groß, 
seit Jahresbeginn teilt sich Luxemburg in 105 
Gemeinden auf (Kärnten hat 132 Gemeinden). 
Nur flächenmäßig ist Kärnten ungefähr drei Mal 
so groß wie das Herzogtum. „Wir haben im Zuge 
einer Gemeindereform in den letzten Jahren die 
Anzahl der Gemeinden reduziert“, erzählt der 
Bürgermeister von Clerveaux, Emile Eicher. Er 
ist auch Präsident der luxemburgischen Ge-
meindevertreter (SYVICOL). „Der Fusion sind 
allerdings aufwändige Einbindungsprozesse 
vorausgegangen, die Gemeinden wurden mit 
Zustimmung der Bevölkerung zusammenge-
legt“, so Eicher. Helmut Mödlhammer, der die 
österreichische Delegation anführt, schmunzelt. 
„Das ist genau der Unterschied. Bei uns wurde 
die Bevölkerung nicht eingebunden, daher war 
der Aufschrei auch so groß.“ 

Als internationaler Finanzplatz ist Luxem-
burg immer noch eine der ersten Adressen. 
Dem entsprechend hoch ist das Bruttoinlands-
produkt, es liegt bei rund 70.000 Euro pro Kopf, 
dem doppelten Wert Österreichs. „Man muss 
aber dazu sagen, dass das natürlich auch für 
Probleme sorgt“, sagt Emile Eicher. „Grund 
und Boden sind bei uns so teuer, dass man sich 
kaum noch leisten kann ein Haus zu bauen. 
Und das, obwohl die Einkommen im Vergleich 
sehr hoch sind. Unter 500 Euro pro Quadrat-
meter Bauland spielt sich in den ländlichen 
Gemeinden kaum noch etwas ab. In der Haupt-

stadt liegen die Grundstückspreise bei einem 
Vielfachen davon.“ 

Die finanzielle Lage und die Aufgaben der 
Gemeinden in Luxemburg lassen sich mit jenen 
in Österreich gut vergleichen. Grundsätzlich 
müssen die Gemeinden ausgeglichen bilanzieren 
können, „in den letzten Jahren ist das freilich 
nicht immer gelungen“. Rund eine Milliar-
de Euro an Schulden haben die Gemeinden 
insgesamt, obwohl jedes neu aufgenommene 
Darlehen über 50.000 Euro vom Innenminister 
persönlich genehmigt werden muss. „Nicht be-
unruhigend, aber doch steigend“, so Eicher 

Ein deutlicher Unterschied liegt im Wahlrecht. 
Die Mandatsperiode dauert sechs Jahre, in den 
kleineren Gemeinden kommt ein Mehrheitswahl-
recht zur Anwendung, das der an Stimmen stärks-
ten Partei jeweils eine absolute Mandatsmehrheit 
einräumt. „Das würde ich mir in meinem Gemein-
derat auch wünschen“, scherzt ein heimischer 
Bürgermeister, „dann wäre einiges einfacher.“ Was 
im Gegensatz zu Österreich völlig fehlt: Die Ebene 
der Bundesländer. „Bei einer Landesgröße wie 
der unseren ist die Verwaltungsebene schlicht-

Das ist ein  
massiver Ein-
schnitt, der die 
Gemeinden 
viel Geld  
kosten wird. 
Aber wir haben 
zu wenige  
Freiwillige.“
Emile Eichler, Präsi-
dent des SYVICOL, über 
die Tatsache, dass in 
den Gemeinden künftig 
Feuerwehr und Rettung 
aus bezahltem Personal 
bestehen wird.

LUXEMBURG

DER SAUBERE  
VORGARTEN EUROPAS

LINKS ZUM THEMA  
 

www. 
gemeindebund.at 
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vertreter hingegen ins Schwärmen. „Wir haben 
noch nie ein aufgeräumteres Land gesehen als 
dieses“, sagt ein Bürgermeister. „Hier ist alles 
so proper, als wäre es gerade errichtet und in 
Betrieb genommen worden.“ Dieser Eindruck 
bestätigt sich auch beim Besuch in einer Behin-
dertenwerkstatt, die in ihrer Art wohl einzigartig 
sein dürfte. Rund 60 behinderte Menschen fin-
den hier Arbeit und Beschäftigung, die Einrich-
tung verfügt über großartige Möglichkeiten zur 
körperlichen Mobilisierung. „Ich habe so etwas 
in dieser Form noch nie gesehen“, staunte Mödl-
hammer. „Das ist ein Vorbild an Innovation und 
würdiger Betreuung für Menschen, die es ohne-
hin schon schwer genug im Leben haben.“ Teil 
der Einrichtung ist auch, dass Besucher einen 
Parcours machen können, bei dem alle Sinne 
gefordert und unterstützt werden. Sechs Millio-
nen Euro hat die Umsetzung des Projektes nahe 
am Natur-Wanderpark Our in Hosingen gekos-
tet. Bezahl vom zuständigen Ministerium und 
einer Stiftung der luxemburgischen Lotterien. 

Einen kurzen Besuch statteten die Gemein-
devertreter auch der Grenzstadt Schengen ab, 
die im Dreiländereck an der deutschen und 
französischen Grenze liegt. „Mit den Folgen des 
Schengener-Abkommens sind wir derzeit in 
der Flüchtlingsfrage ganz direkt konfrontiert“, 
weiß Mödlhammer. „Der freie Personenverkehr 
ist eine der wesentlichen Errungenschaften der 
europäischen Integration, nun zeigt sich aber, 
dass das im Zusammenhang mit der Flüchtlings-
krise und dem Abkommen von Dublin nicht so 
einfach zu handhaben ist.“ 

Insgesamt, bilanzierte Mödlhammer über die 
Reise, schneiden die Gemeinden Luxemburgs 
und Österreichs im Vergleich recht ähnlich ab. 
„Es zeigt sich, dass klein strukturierte Einhei-
ten oftmals viel flexibler und effizienter arbei-
ten können als große. Man sollte sich auch in 
Österreich sehr gut überlegen, ob man diese 
bewährten und gut funktionierenden Strukturen 
wirklich zerschlagen will.“ 

1  Die Gemeindebund-
Delegation in Luxem-
burg.
2  Die Ortschaft Schen-

gen, nach der das Eu-
ropäische Abkommen 
benannt wurde, ist ein 
beliebtes Touristenziel.

3  Gemeindebund-Chef 
Helmut Mödlhammer 
mit dem Präsidenten 
des luxemburgischen 
Gemeindeverbandes 
(SYVICOL), Emile Eicher.
4  In der „Musikbox“ 

der Behindertenwerk-
statt testeten die heimi-
schen Bürgermeister/
innen alle Funktionen 
durch.
5  Empfang in der 

österreichischen Bot-
schaft in Luxemburg-
Stadt. Hier die Tiroler 
Bürgermeister auf dem 
Gruppenbild.

weg nicht notwendig“, sagt der luxemburgische 
Gemeinde-Präsident Eicher. „Das würde nur die 
Verwaltungskosten in die Höhe treiben.“ 

Bei den Blaulicht-Organisationen ist der-
zeit ein Umbruch in Luxemburg im Gange. 
„In naher Zukunft werden Feuerwehren und 
Rettungsdienste mit professionellem und be-
zahltem Personal geführt werden“, berichten 
die Gemeindevertreter. „Das ist ein massiver 
Einschnitt, der die Gemeinden viel Geld kosten 
wird. Aber wir haben zu wenige Freiwillige, um 
diese Dienste rein durch Ehrenamtliche aus-
führen zu lassen. Viele Menschen arbeiten nicht 
in den Gemeinden, in denen sie leben, sondern 
pendeln aus. Das bekommen Feuerwehren und 
Rettungsdienste zu spüren.“ Für Mödlhammer 
und die heimischen Gemeindevertreter unvor-
stellbar. „Wir haben allein bei den Feuerwehren 
mehr als 300.000 aktive Mitglieder. Wir könn-
ten es uns finanziell gar nicht leisten, wenn wir 
dafür bezahlte Kräfte einsetzen müssten, selbst 
bei einer deutlichen Reduktion des Personals. 
Gottseidank funktioniert das bei uns in den 
ländlichen Regionen noch. Wir müssen aber 
sehr darauf achten, dass das nicht ebenfalls aus-
dünnt, sonst stehen wir in ein paar Jahren vor 
dem selben Dilemma.“ 

Bei der Fahrt durch einige luxemburgische 
Gemeinden geraten die heimischen Gemeinde-

2
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Beim größten Event seiner Art, den Open Days, gibt die Europäi-
sche Union Einblicke in die Arbeit des Ausschusses der Regionen. 
Abseits der Workshops ist die Flüchtlingslage Topthema. 

Es sind wieder einmal Open Days in Brüs-
sel. Die europäische Woche der Städte und 
Regionen ist eine Zusammenkunft von über 

6000 Teilnehmern, bei der Verwaltungsbeam-
te von Regionen und Städten sowie Fachleute 
und Wissenschaftler bewährte Verfahren und 
Wissen im Bereich der Regional- und Stadtent-
wicklung austauschen können. Außerdem sind 
die Open Days eine anerkannte Plattform für 
die politische Kommunikation in Bezug auf die 
Entwicklung der Kohäsionspolitik der EU, die 
Entscheidungsträger für die Notwendigkeit eines 
Mitspracherechts der Regionen und Städte bei 
der Politikgestaltung in der EU sensibilisiert.

Jedes Jahr gibt es dabei ein bestimmtes 
Schwerpunktthema. Heuer sind es derer gleich 
drei, die sich nochmals in einige Unterthemen 
aufteilten, und so ein doch sehr breit gefächer-
tes Spektrum bilden. Es handelt sich dabei die 
Energie-Union, die Förderung vom KMUs sowie 
städtische und ländliche Entwicklung. Doch 
schon beim ersten Round-Table der EU-Kom-
misarin für regionale Entwicklung, der Rumänin 
Corina Cretu, mit der Presse wird ersichtlich, 
welches Thema derzeit tatsächlich interessiert. 
Die Fragen drehen sich fast ausschließlich um 
das Thema Flüchtlinge und Migrationsströme.  
Auffallend oft bezieht sich Cretu in ihren Ant-
worten dabei auf das Beispiel Österreich, in 
dem Bundeskanzler Werner Faymann ihr die 
Unterstützung der Erstaufnahmezentren, etwa 
in Griechenland mittels geschultem Personal 
aus Österreich, zugesagt hat. In ihren Antworten 
vage bleibend, signalisiert sie in Summe jedoch 
die deutliche Bereitschaft, europäische Förder-

OPEN DAYS 2015

FLÜCHTLINGSTHEMA  
ALLGEGENWÄRTIG

mittel jenen Ländern zugute kommen zu lassen, 
die sich in der Bewältigung der Flüchtlingskrise 
besonders engagieren. Wie diese Unterstützung 
konkret aussehen kann, wird allerdings nicht 
detailliert ausformuliert. 

Während zahlreiche Workshops und Veran-
staltungen Unternehmer, Berater und Hoch-
schulprofessoren mit Regional- und Kommunal-
vertretern zusammenbringen, trifft KOMMUNAL  
einige Vertreter der österreichischen Delegation 
im Ausschuss der Regionen der EU (AdR). 
Und auch im Gespräch mit ihnen ist klar: Das 
Asylthema bewegt momentan auch im AdR 
mehr als alles andere.

Der Landtagspräsident des Burgenlandes, 
Christian Illedits erklärt dazu: „Es ist im AdR 
nicht anders als bei den Diskussionen im euro-
päischen Parlament. Die Solidarität ist endend.“ 

Illedits hat die Statistik ein wenig bemüht, 
um herauszufinden, wieviele Asylwerber nun 
jede Region tatsächlich und ohne Zwang aufge-
nommen hat. So etwas wie das Durchgriffsrecht 
gibt es ja außer in Österreich nirgends: „Dabei 
zeigt sich, dass viele nach dem Motto „Augen zu 
und durch“ hoffen, dass dieser Kelch an ihnen 
vorübergehen möge. Ich habe leider bei den 
Wortmeldungen des Ausschusses der Regionen 
eindeutige Stellungnahmen diesbezüglich ver-
misst.“ Dennoch ist der Burgenländische Land-
tagspräsident und ehemalige Bürgermeister von 
Draßburg hoffnungsvoll: „Wir als Österreicher 
sollten ein Zeichen setzen, dass sich die Regio-
nen und damit auch die Kommunen (Anm: Der 
Ausschuss setzt sich aus Landes- und Kommu-
nalvertretern zusammen.) dazu bekennen, das 

Für mich 
ist das jetzt die 
Nagelprobe ob 
der solidarische 
Zusammen-
schluss der Regi-
onen Europas 
auch tatsächlich 
funktioniert.“
Christian Illedits, Land-
tagspräsident im Burgen-
land und Abgeordnter im 
AdR

EUROPA



LINKS ZUM THEMA  
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geschaffen werden, in denen bereits festgestellt 
werden kann, wer nach der Genfer Flücht-
lingskonvention Flüchtling ist, und wer nicht. 
Anerkannte Flüchtlinge können dann auf Europa 
aufgeteilt werden. Bedingung dafür: In allen Mit-
gliedsländern müssen die gleichen Sozialstan-
dards für die Flüchtlinge gegeben sein, denn es 
kann nicht sein, dass ein Flüchtling in Österreich 
wesentlich mehr erhält als ein Mindestrentner in 
Estland. Dann bleibt doch keiner dort.“ 

Van Staa ist gleichwohl erfahren genug um 
einen realistischen Pragmatismus an den Tag zu 
legen: „Meine Aufgabe ist es, unsere Aktivitäten 
zu koordinieren. Die Hauptarbeit wird von den 
Beamten in den Ländern und Gemeinden beim 
Gemeindebund und beim Städtebund geleistet, 
denn die sind in der österreichischen Delegation 
vertreten. In der Regel gibt es einen einheit-
lichen parteiübergreifenden österreichischen 
Vorschlag. Da ist mein Bemühen, möglichst 
keine Fraktionierungen zuzulassen, und meine 
Position ist, die großen Kräfte zu unterstützen.

Einig sind sich van Staa und Illedits darin, 
dass es effiziente Maßnahmen braucht, um die 
wirklichen Aslyberechtigten schnell zu identifi-
zieren und diese europaweit gut zu integrieren. 
Für van Staa spannend: „Das Friedensprojekt 
Europa sieht sich durch die Flüchtlingsfrage mit 
einer verstärkten Besinnung auf seine Grund-
werte konfrontiert, um die es in der Finanzkrise 
nie gegangen ist. Da ging es nur um Wirtschafts-
wachstum.“ 

Ein Kommunikationspensum wie dieser Tage 
bei den Open Days stimmt allerdings zuversicht-
lich, dass auch bei derart fundamentalen Fragen 
ein Konsens gefunden wird. 

250 Veranstaltungen europa-
weit, 100 Workshops und Debat-
ten, 600 vortragende, und 6000 
Teilnehmer machen die Open 
Days zur größten europäischen 
Veranstaltung dieser Art.

Problem gemeinsam zu lösen. Wir sind stolz darauf, 
im AdR die Regionen solidarisch zusammenführen 
zu können. Für mich ist das jetzt die Nagelprobe, ob 
dieser Zusammenschluss auch tatsächlich funktio-
niert. Momentan vermisse ich noch diese Solidari-
tätskundgebung, in Worten hört man sie zwar, aber 
in Taten vermisst man sie noch.“ 

Weniger zuversichtlich sieht es der Leiter der 
österreichischen Delegation im AdR und gleich-
zeitig dessen Vizepräsident, die Tiroler Politlegende 
Herwig van Staa: „Ich bin der Meinung, dass weder 
der AdR noch die Kommision die Flüchtlingsfrage 
 lösen kann. Es ist eine politische Frage, die als 
Problem urgewaltig über Europa hereingebrochen 
ist, das nur durch eine europäische, politische Ent-
scheidung gelöst werden kann. Und diese kann nur 
erfolgen, indem die großen Länder wie Deutsch-
land, Frankreich, Italien, eine Linie vorgeben und 
auch die anderen Länder dazu einladen, und zwar 
mit stichhaltigen Argumenten, sich anzuschließen. 
Dass man den Ländern, die besonders viele Flücht-
linge aufnehmen mehr Geld gibt, davon halte ich 
persönlich nicht sehr viel, denn wer zahlt denn am 
meisten für die Europäische Union? Die deutsche 
Bundesrepublik. Wenn man die Gelder jetzt den 
Deutschen gibt, und diese insgesamt nicht ausrei-
chen, dann werden von den Deutschen nur noch 
mehr Geld und Beiträge verlangt werden. Das ist 
politisch nicht zumutbar.“ Für van Staa ist klar, 
dass seine eigene Ansicht, wenn es um den Umgang 
mit den Flüchtlingen geht - auch im AdR - derzeit 
keine Mehrheitsposition ist: „Wir müssen die eu-
ropäischen Außengrenzen mit einer europäischen 
Sicherheitstruppe, die alle nach ihren Beiträgen zu 
finanzieren haben, sichern. Es sollten Auffanglager 

In allen 
Mitglieds- 
ländern müssen 
die gleichen  
Sozialstandards 
für Flüchtlinge 
gegeben sein.“
Herwig van Staa, 
Landtagspräsident in Tirol,  
Vizepräsident und österr. 
Delegationsleiter im AdR

EUROPA



Schon seit längerem ist klar, dass eine Stärkung des 
ländlichen Raumes von mehreren Faktoren abhängt. 
Breitband ist dabei einer der wichtigsten Knackpunkte.

E s ist an der Zeit – so das Fazit des 
Kommunalforschers Gerald Mathis –,  
den ländlichen Raum als jenen attrak-
tiven Lebensraum zu erkennen, der 
er letztlich ist, und gleichzeitig dessen 

wirtschaftliche Entwicklung zielgerichtet und 
effektiv zu fördern. „Jeder einzelne Arbeitsplatz 
stärkt nicht nur die Standortgemeinde, sondern 
immer die Region als Ganzes. Damit stiften wir 
nicht nur Nutzen für die ländlichen Räume, 
sondern wir nehmen letztendlich auch den 
Druck von den städtischen Agglomerationen“, 
so Mathis. Der Vorarlberger Wissenschafter hat 
basierend auf die Erkenntnisse der Komuna-
len Sommergespräche 2015 sechs Postulate als 
„Grundlagen, Rahmenbedingungen und Stra-
tegien zur Zukunftssicherung des ländlichen 
Raumes“ formuliert, die wir hier vorstellen.

Postulat 1: Arbeitsplätze in auspendelqualitati-
ver Entfernung sind Grundlage der Daseinsvor-
sorge überhaupt. 
Die demografische Entwicklung mit Überalte-
rung und der Flucht von jungen Menschen in die 
Städte sowie die damit einhergehende Aus-
dünnung des ländlichen Raumes vermittelt auf 
den ersten Blick den Eindruck, als ob das Land 
für die Menschen einfach nicht mehr attraktiv 
genug ist. Das Problem scheint offensichtlich. Es 
wirkt so, als hätte der ländliche Raum schlicht-
weg an Attraktivität verloren und die Menschen 
früher oder später zwangsläufig in die Städte zie-
hen wollten. So ist es aber nicht. In Wahrheit ist 
das Land auch in Österreich ein hoch attraktiver 
Wohnort und verfügt über zahlreiche inhärente 

LÄNDLICHER RAUM

BREITBAND IST NUR  
EIN KNACKPUNKT

Qualitäten ... Es ist also keineswegs so, dass die 
Menschen den ländlichen Raum verlassen wol-
len, sondern vielmehr, dass sie dazu gezwungen 
werden. Und damit sind wir beim tatsächlichen 
Problem angelangt.
„Die Menschen wollen (...) dort Arbeit finden, 
wo sie auch ihren Lebensmittelpunkt haben, 
wo sie wohnen.“  Und dennoch müssen derzeit 
knapp zwei Millionen Menschen in Österreich 
täglich in die Ballungsräume einpendeln. ...
Das Bekenntnis zur Wirtschaft sowie aktive 
Maßnahmen zur Wirtschaftsentwicklung und 
Wirtschaftsförderung, zur Ansiedlung und zur 
Gründung von Unternehmen sind jedoch tradi-
tionsgemäß und tendenziell eher in den urbanen 
Räumen zu finden. Dort funktioniert Wirtschaft 
aber ohnehin. Genau hier gilt es umzudenken. Es 
muss ein anderes, eine neue Art von Bewusst-
sein Platz greifen. Es ist dringend notwendig, die 
ländlichen Räume in diese Richtung effizienter 
zu managen und zu entwickeln.

Postulat 2: Mobilität und Erreichbarkeit.
Vor dem Hintergrund der Notwendigkeit von 
Arbeitsplätzen in einer zumutbaren, auspen-
delqualitativen Entfernung ist Mobilität und 
Erreichbarkeit ein weiterer zentraler Faktor der 
regionalen Entwicklung. Damit wird beispiels-
weise auch der Benzinpreis zu einem Regulativ 
der Regionalentwicklung.
Es geht einfach darum, dass man individuell 
beurteilend eine Auspendelentfernung und 
Auspendelzeit zum Arbeitsplatz hat, die sowohl 
der individuellen Qualität nicht schadet, die aber 
auch der Sozialisation und der Gesellschaft einer 

ZUR PERSON
DI Dr. Gerald Mathis 
ist Vorstand des ISK 
Institut für Standort-, 
Regional- und Kom-
munalentwicklung in 
Dornbirn und Leiter 
des Studienganges 
Standort- und Regio-
nalmanagement an 
der FH Vorarlberg.
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ES MUSS EIN ANDERES,  
EINE NEUE ART VON  
BEWUSSTSEIN PLATZ GREIFEN.“
Gerald Mathis, über die Notwendigkeit, die ländlichen Räume 
in Hinsicht auf Wirtschaft und Wirtschaftsentwicklung effizien-
ter zu managen und zu entwickeln

Breitbanddurchdringung von zehn Prozent zu 
einer Erhöhung des BIP um 1,2 Prozent. 
Ohne leistungsfähige Breitbandnetzwerke ist 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung nur 
mehr schwer möglich. Dies hat vor allem im 
ländlichen Raum noch verstärkte Dringlich-
keit und Priorität, ja wird zur unabdingbaren 
Notwendigkeit, ohne die eine Sicherung der 
ländlichen Räume, vor allem auch vor dem Hin-
tergrund der demografischen Dynamiken, gar 
nicht mehr möglich ist. „Breitband ist Teil der 
Daseinsvorsorge, genauso wie Wasserversor-
gung, Straßen- und Schienennetze sowie Ener-
gieversorgung“ (Helmut Mödlhammer, Präsident 
Österreichischer Gemeindebund.
In naher Zukunft werden Regionen mit nur 
durchschnittlicher Internetversorgung nicht 
mehr wettbewerbsfähig sein. Geschwindigkeit 
und Anwendungsformen der künftigen Ent-
wicklung sind kaum abzusehen, doch es kann 
davon ausgegangen werden, dass Breitbandnetz-
werke und deren Anwendungen unsere gesamte 
Gesellschaft und Wirtschaft noch weiter durch-
dringen und zu einem der wesentlichen Ent-
wicklungs- und Wettbewerbsfaktoren werden.
Dabei ist vor allem die Chancengleichheit, die 
Wettbewerbsfähigkeit zwischen den Regionen 
wichtig. Wenn wir im ländlichen Raum mit 
Kupferkabeln und 25 Mbit/s und in der Stadt 
mit Glasfasernetzen und 100 Mbit/s unter-
wegs sind, dann fahren die einen mit einem 
alten Puch-Moped und die anderen mit einem 
normalen Auto.  Mit dem Moped kommt man 
natürlich auch vorwärts, aber es ist weit weg 
von innovativ und zukunftsorientiert. Es ist eine 
Verzerrung der Wettbewerbssituation, vor allem 

Ohne leistungsfähige 
Breitbandnetzwerke 
ist wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung 
nur mehr schwer 
möglich. Dies hat vor 
allem im ländlichen 
Raum noch verstärk-
te Dringlichkeit und 
Priorität, ja wird zur 
unabdingbaren Not-
wendigkeit.

Region oder eines Ortes zumutbar ist. Denn 
sonst ist auch die Sozialisation eines Ortes, einer 
Region nicht mehr haltbar. ...

Postulat 3: Breitband und Standort 4.0.   
Inzwischen ist in puncto Mobilität eine weitere 
Autobahn dazugekommen, Breitband, das Inter-
net, die Datenautobahn. Es geht nicht mehr um 
den physischen Transport von Gütern, sondern 
um den Transport von Daten. Damit eröffnen 
sich für den ländlichen Raum ganz neue Chan-
cen und Potenziale. Denn es ist im Grunde 
genommen völlig egal, wo der Architekt, das 
Designbüro, das technische Büro, der Dienstleis-
ter sein Büro hat. 
Wichtig ist, dass der Datentransfer stattfinden 
kann. Es ist völlig egal, ob dieser dann irgendwo 
im Mühlviertel oder Waldviertel oder im hinte-
rem Bregenzerwald arbeitet. (Eines der größten 
Reisebüros für Schiffsreisen in Deutschland ist 
in einer Kleingemeinde im Allgäu, im ländlichen 
Raum situiert.) Diesen Strukturwandel im IT-
Bereich gilt es auch für den ländlichen Raum zu 
nutzen. Vor allem vor dem Hintergrund, dass der 
Dienstleistungsbereich inzwischen im Rahmen 
der EU-27 über 70 Prozent  der Bruttowert-
schöpfung beträgt.
Breitband wird zu einem zentralen Standort-
faktor, der alle unsere wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Bereiche maßgebend durch-
dringen wird. Die flächendeckende Versorgung 
mit Breitband ist mittlerweile zu einem der 
zentralen Faktoren für die wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung geworden. Nach 
Angaben der Weltbank führt ein Anstieg der 

INFRASTRUKTUR

KOMMUNAL   11/2015  //  27

 POLITIK & RECHT 



POSTULATE 

1 Arbeitsplätze in 
auspendelquali-

tativer Entfernung 
sind Grundlage der 
Daseinsvorsorge über-
haupt. 

2 Mobilität und 
Erreichbarkeit 

3 Breitband und 
Standort 4.0.  

4 Entwicklung von 
Innen heraus. 

Nutzung der endoge-
nen Kräfte und Poten-
ziale.

5 Neue Formen der 
interkommuna-

len und regionalen 
Zusammenarbeit.  

6 Wohnraum und 
Infrastruktur – 

Gesamtperformance, 
nicht zuletzt in der 
Region.  

Aus Platzgründen 
musste der Beitrag 
gekürzt werden. Sie 
finden den Langtext 
auf www.kommunal.at 
oder unter folgendem 
QR-Code

6
dann, wenn die urbanen Räume ihre Breitband-
kapazitäten in einem nächsten Schritt auf 300 
Mbit/s aufrüsten und die ländlichen Regionen 
auf Grund von veralteteten Infrastrukturern wie 
bspw. Kupferkabeln dann mit der Entwicklung 
endgültig nicht mehr Schritt halten können.
Damit gilt als weiterer zentraler Indikator für 
die Entwicklung des ländlichen Raumes die 
Breitbandversorgung in einer adäquaten und 
wettbewerbsfähigen Qualität – und das können  
nur Glasfasernetze sein – um die aufgezeigten 
Potenziale und Chancen zu nutzen. Wenn dies 
nicht gelingt, werden sich die Disparitäten zwi-
schen urbanen und ländlichen Räumen weiter 
vertiefen. 

Postulat 4: Entwicklung von Innen heraus. Nut-
zung der endogenen Kräfte und Potenziale.
Als weiterer wichtiger Faktor kommt die Not-
wendigkeit der Entwicklung von Innen her-
aus dazu. Es geht um die Nutzung der eigenen 
endogenen Kräfte und Potenziale. Wesentlicher 
Erfolgsparameter sind nicht von außen aufokt-
royierte Strukturen, Entwicklungsmodelle oder 
Lösungsansätze, sondern eine Entwicklung von 
Innen heraus. Die Entwicklung muss von den 
Gemeinden und Regionen selbst getragen und ge-
wollt sein. Dann ist sie nachhaltig und hat Kraft. 
Das gilt auch für Konzepte und Instrumente 
der regionalen Entwicklung, wie auch für die 
Wirtschaftsentwicklung. Letztlich dürfen solche 
Prozesse von Außen nur angeboten, moderiert 
und gecoacht werden. Sie müssen vor allem 
jedoch von den handelnden Akteuren, von der 
Kommune, von der Region, vom Kollektiv selbst 
getragen werden.
Damit verbunden ist aber auch ein vorange-
hender politischer Willensbildungsprozess zur 
gemeinsamen Entwicklung der Region oder der 
Gemeinde. Politische Querelen behindern der-
artige Prozesse und verunmöglichen sie in der 
Regel von vornherein. ...

Postulat 5: Neue Formen der interkommunalen 
und regionalen Zusammenarbeit.  
Nicht zuletzt werden wir - vor allem auch im 
Bereich der Wirtschaftsentwicklung - eine In-
tensivierung und neue Formen der interkommu-
nalen und regionalen Zusammenarbeit finden 
müssen. 
Viele Gemeinden werden den Anforderungen 
alleine nicht mehr gewachsen sein. Es fehlen die 
personellen Ressourcen, die fachliche Expertise 
und nicht zuletzt auch die finanziellen Mittel. 

Darüber hinaus sind viele diesbezügliche Prob-
leme und Aufgaben auf übergeordneter, regiona-
ler oder subregionaler Ebene besser, effektiver 
und ökonomischer lösbar. ...
Im Bereich der Wirtschaftsentwicklung emp-
fiehlt sich jedenfalls dringend eine regionale und 
gemeindeübergreifende Zusammenarbeit. Denn 
der Arbeitsplatz in der Region, in auspendel-
qualitativer Entfernung, ist die Grundlage jeder 
Daseinsvorsorge und der nachhaltigen Entwick-
lung des ländlichen Raumes.

Postulat 6: Wohnraum und Infrastruktur – Ge-
samtperformance, nicht zuletzt in der Region.  
Wohnen und Arbeiten bedingen sich immer 
gegenseitig.  Vor allem vor dem Hintergrund der 
demografischen Entwicklung und der zuneh-
menden Überalterung unserer Gesellschaft  
muss es klares Ziel sein, junge Menschen und 
junge Familien in der Region zu halten - aber 
auch den Zuzug von Jungen und Jungfamilien 
gezielt zu forcieren.
Eine wesentliche Maßnahme ist die Sicherung 
vom leistbarem Wohnraum, aber auch von Miet-
wohnungen für diese Zielgruppe. ...
Damit verbunden ist dann natürlich auch die 
dazu notwendige Infrastruktur der Gemeinde 
oder der Region als Arbeits-, Wohn- und Le-
bensraum (Kinderbetreuung, Schulen, Freizeit-
einrichtungen, Kultur, Nahversorgung etc.). Die 
„Performance“ der Gemeinde oder der Region 
als Ganzes muss stimmen.

Fazit: So birgt die dargestellte Situation nicht 
nur für die ländlichen Regionen Probleme und 
ganz neue Herausforderungen, sondern auch 
die städtischen müssen einem zunehmenden 
Druck standhalten. Die Städte kommen mit dem 
zusätzlichen Bedarf an leistbarem Wohnraum, 
der Nachfrage nach Betriebsgebietsflächen, die 
in den urbanen Räumen gar nicht mehr vor-
handen sind, sowie dem Bedarf an zusätzlicher 
Infrastruktur nur schwer zurecht. 
Dazu kommen immer stärkere verkehrstech-
nische Belastungen, Umweltprobleme und eine 
erhöhte ökologische Sensibilisierung der Men-
schen gegen Verbauungen und die Verwertung 
von Flächen generell.
Mit anderen Worten, sowohl die urbanen als 
auch die ländlichen Räume stehen vor Heraus-
forderungen und Problemen, welche nur durch 
eine vorausschauende und zwischen Stadt und 
Land abgestimmte Planung gelöst werden kön-
nen. 
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D ie Zahl der Einbrü-
che in Wohnungen 
und Wohnhäuser in 

Österreich ist 2014 um 3,4 
Prozent auf 17.109 Anzeigen 
gestiegen (2013: 16.548 Fäl-
le). Viele Einbrüche erfolgen 
bei Tag, wenn die Bewohner 
noch arbeiten und Häuser 
und Wohnungen leer stehen. 
Wenn im Herbst und Winter 
schon früh die Dämmerung 
einsetzt, können Einbrecher 
schon im Schutz der Dunkel-
heit ihrer „Arbeit“ nachge-
hen.

Besonders aktiv sind die 
Einbrecher zwischen 16 und 
21 Uhr. Die Täter bevorzugen 
ruhige Wohngegenden und 
spähen die Gewohnheiten der 
Bewohner aus, etwa wann sie 
nach der Arbeit nach Hause 
kommen. Meist steigen die Kri-
minellen bei Balkontüren oder 
Fenstern ein. Gestohlen wird 
neben Bargeld und Schmuck 
alles, was leicht zu transportie-
ren und zu veräußern ist, wie 
Münzsammlungen, wertvolle 
Uhren, Laptops und elektroni-
sche Geräte.

Polizeipräsenz und 
Kontrolldruck. Im Bundes-
kriminalamt wurde 2014 ein 
Masterplan gegen Dämme-
rungseinbrüche entwickelt. In 
Wien gibt es Schwerpunktakti-
onen der Bereitschaftseinheit 
und verstärkte Kontrollen 
an Ausfallstraßen. Ein enger 
nationaler und internationaler 
Datenaustausch soll zur ra-
schen Identifizierung und Aus-
forschung der Täter beitragen. 
Zudem werden die Bewohner 
über Präventionsmöglichkei-
ten informiert. 

Die österreichweite Kampa-
gne gegen Dämmerungsein-
brüche im vergangenen Jahr 
hat gewirkt: Die Zahl der Ein-
brüche in den Wintermonaten 
2014/15 war niedriger als im 
Vergleichszeitraum 2013/14.

DÄMMERUNGSEINBRÜCHE

IM SCHUTZ DER 
DUNKELHEIT

MEHR INFOS 

www.bmi.gv.at/praevention
www.facebook.com/
              bundeskriminalamt

qq Sicherheitstüren, Alarmanlagen und weitere 
technische und mechanische Sicherheitsmaß-
nahmen schrecken potenzielle Einbrecher ab.

qq Eine Alarmanlage sollte nach Verlassen des 
Wohnbereichs immer aktiviert werden. 

qq Wem Personen und Autos verdächtig erschei-
nen, der sollte sie fotografieren. Fast jeder 
Mensch hat ein Mobiltelefon mit Kamera-
funktion.

qq Wer einen Einbrecher auf frischer Tat ertappt, 
sollte nicht den Helden spielen, sondern 
sofort die Polizei verständigen (Notruf 133 
oder 112). 

qq Im Außenbereich sollten Bewegungsmelder 
mit starken Lichtquellen installiert werden.

qq Losungswörter sollten keinesfalls zusammen 
mit den Sparbüchern oder Bankomatkarten 
aufbewahrt werden.

qq Im Garten sollten keine Leitern, Kisten oder 
andere Gegenstände herumliegen, die von 

Einbrechern als Einstiegshilfe verwendet 
werden können.

qq Ein „Sichtschutz“ im Außenbereich sollte 
vermieden werden, um Kriminellen nicht ein 
ungestörtes Einbrechen zu ermöglichen.

qq Fenster im Erdgeschoß oder im ersten Stock 
sollten niemals gekippt bleiben, wenn man das 
Haus oder die Wohnung verlässt: Ein gekipptes 
Fenster ist für Einbrecher ein offenes Fenster.

qq Terrassentüren sollten wie die Eingangstüren 
einbruchhemmend sein, ebenso Fenster im 
Erdgeschoß und im ersten Stock.

qq Zeichen der Abwesenheit vermeiden: Licht-
quellen, gesteuert von einer Zeitschaltuhr, 
auch in Verbindung mit akustischen Signalen, 
erzeugen den Eindruck, dass sich die Bewoh-
ner im Haus oder in der Wohnung befinden. 

qq Nachbarschaftshilfe ist wesentlich. Nachbarn 
oder andere Personen sollten bei Abwesen-
heit der Bewohner den Postkasten entleeren 

und Werbeprospekte vor der Eingangstür 
entfernen, um nicht den Eindruck zu erwe-
cken, dass der Wohnraum leer steht.

qq Eigentumsverzeichnis: Für die Fahndung 
nach gestohlenen Wertsachen und für die 
Schadensabwicklung ist es hilfreich, wenn ein 
Eigentumsverzeichnis vorhanden ist, in dem 
Wertgegenstände angeführt sind. Kunstge-
genstände, Schmuck und andere Wertsachen 
sollten zudem fotografiert werden.  
Eigentumsverzeichnisse liegen in jeder 
Polizeiinspektion auf oder können von der 
Homepage des Bundeskriminalamts herun-
tergeladen werden  
www.bmi.gv.at/praevention 
Die Kriminalpolizeiliche Beratung informiert 
unter der österreichweiten Rufnummer  
059-133 kostenlos und objektiv über indivi-
duelle Möglichkeiten, sich vor Eigentumskri-
minalität zu schützen.

PRÄVENTIONSTIPPS 
Jeder Eigenheim- oder Wohnungsbesitzer kann dazu beitragen, Dämmungseinbrüche zu verhindern.  
Die Kriminalpolizeiliche Beratung empfiehlt:
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D ie neuen Förde-
rungsrichtlinien 
für die kommunale 
Siedlungswasser-
wirtschaft treten 

mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 
Für 2016 stehen Förderungen 
des BMLFUW in Höhe von 100 
Millionen Euro zur Verfügung. 
Sie ermöglichen und unter-
stützen die Umsetzung von 
Maßnahmen zur geordneten 
Abwasserentsorgung und 
einer ausreichenden Trinkwas-
serversorgung.

Mit den neuen Förde-
rungsrichtlinien erfolgt ein 
verstärkter Fokus auf die Effi-
zienz und Treffsicherheit der 
eingesetzten Mittel. Um die 
Kenntnis über den Anlagenzu-
stand hervorzuheben, wird für 
Sanierungen als Förderungsvo-
raussetzung die Vorlage eines 
Reinvestitionsplanes inklusive 
einer Dokumentation (Lei-
tungskataster) gefordert.

Bei der Förderungsintensi-
tät wird künftig generell bei 
allen in Frage kommenden 
Anlagen zur Trinkwasser-
versorgung und Abwasser-
entsorgung zwischen einer 

Basisförderung und einer Spit-
zenförderung unterschieden.

Der Basisfördersatz wird 
mit zehn Prozent der förde-
rungsfähigen Kosten festge-
legt. Der Spitzenfördersatz 
beträgt im Trinkwasserbereich 
bis zu 25 Prozent und im 
Abwasserbereich bis zu 40 
Prozent der förderungsfähigen 
Kosten. Die Berechnung der 
Spitzenförderung berücksich-
tigt die spezifischen Kosten 
der Vergangenheit und die 
Einkommenssituation in der 
Gemeinde und wird jährlich 
für jede Gemeinde veröffent-
licht.

Die Bereiche der Bundesför-
derung der Siedlungswasser-
wirtschaft betreffen:
1.	 Maßnahmen zur kom-

munalen Wasserver- und 
Abwasserentsorgung.

•	 Forschungsvorhaben im 
Bereich der Siedlungswas-
serwirtschaft.

Ergebnisse der Maßnahmen 
bisher: 
•	 100 Prozent der österreichi-

schen Bevölkerung werden 
aus Grund- und Quellwas-
ser mit Trink- bzw. Nutz-
wasser versorgt, mehr als 
91 Prozent der Bevölkerung 
sind an die zentrale öffent-
liche Wasserversorgung 
angeschlossen.

•	 Mehr als 92 Prozent der 
Bevölkerung sind an ein 
öffentliches Kanalnetz 
sowie an eine kommunale 
Abwasserreinigungsanlage 
angeschlossen, der Rest der 
anfallenden Abwässer wird 
über alternative Samm-
lungs- und Behandlungs-
systeme (Hauskläranlagen, 
Senkgruben) entsorgt.

•	 Die Gewässergüte in 
Österreich hat sich durch 
den Ausbau der Abwas-
serentsorgung erheblich 
verbessert

•	 Durch die gezielte Unter-
stützung zur Sanierungen 
von zumindest 40 Jahre 
alten Anlagen wird die 
Gewässergüte in Öster-
reich gesichert und weiter 
verbessert.

DAS FÖRDERUNGSSYSTEM

Die Anstrengungen der Ver-
gangenheit haben bereits zu 
einer deutlichen Verbesserung 
der Gewässergüte unserer Seen 
und Flüsse geführt. Trotzdem 
sind auch weiterhin geeignete 
Maßnahmen unerlässlich, um 
die Abwässer geordnet zu ent-
sorgen und zu reinigen sowie 
die Bevölkerung ausreichend 
mit hygienisch einwandfreiem 
Trinkwasser zu versorgen.
Von 1959 bis 1993 wurden 
Maßnahmen in der Siedlungs-
wasserwirtschaft vom Bund im 
Rahmen des Wasserbautenför-
derungsgesetzes (WBFG) durch 
Gewährung kostengünstiger 
Darlehen aus Mitteln des Was-
serwirtschaftsfonds gefördert. 
Dieses Förderungssystem war 
vor allem auf die Unterstüt-
zung der Ver- und Entsorgung 
in relativ dicht besiedelten 
Gebieten abgestimmt.
1993 erfolgte durch das Um-
weltförderungsgesetz (UFG) 
eine Neustrukturierung der 
Bundesförderung für die Sied-
lungswasserwirtschaft u.a. 
mit dem Ziel, den verstärkten 
Ausbau der Abwasserentsor-
gung im ländlichen Raum 
sicherzustellen. Die Förderung 
von Investitionen erfolgte seit-
her im Wesentlichen in Form 
von Finanzierungs- und Inves-
titionszuschüssen. Ab 1993 
wurde die Förderung durch die 
Kommunalkredit Austria AG 
abgewickelt.Seit 2003 erfolgt 
sie durch deren Tochtergesell-
schaft Kommunalkredit Public 
Consulting GmbH.

 INFOS AUS DEM BMFLUW 

SIEDLUNGSWASSERWIRTSCHAFT 

MODERNE  
FÖRDERUNGS-
RICHTLINIEN
Schwerpunkt der neuen Richtlinien ist die Sanierung bestehender 
Anlagen. Im Fokus stehen Treffsicherheit und Effizienz.

Weitere Informationen: 
www.bmlfuw.gv.at
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LEBEN MIT NATURGEFAHREN 

HOCHWASSER  
UND MUREN  
IN ÖSTERREICH
Hochwässer, Muren, Rutschungen, Steinschläge 
und Lawinen stellen im Gebirgsland Österreich 
seit jeher ein hohes Sicherheitsrisiko für die 
Bevölkerung dar.

Durch die Aus-
wirkungen des 
Klimawandels und 
immer häufigerer 
Wetterextreme ist 

nicht auszuschließen, dass es 
künftig zu einer Zunahme von 
Schäden durch Naturkatastro-
phen kommt. Durch steigen-
den Platzbedarf dehnen sich 
Wohnsiedlungen und Gewer-
begebiete außerdem immer 
weiter in die gefährdeten 
Gebiete aus. Der bewusste 
Umgang mit Naturgefahren 
gerät jedoch zusehends in den 
Hintergrund. 

Schutz vor Naturgefahren 
als Aufgabe des Staates. Der 
Schutz vor Naturgefahren ist 
Aufgabe des Staates (Bund, 
Länder und Gemeinden) 
und wird in den gebirgigen 
Lagen von der Wildbach- und 
Lawinenverbauung (WLV) und 
in tiefer gelegenen Landes-
teilen, den Tälern, von der 
Bundeswasserbauverwaltung 
(BWV) wahrgenommen. 
Diese Institutionen erarbeiten 
Gefahrenzonenpläne (GZP) 
und untersuchen die Auswir-
kungen von Naturgefahren 

auf den Siedlungsraum, um 
die Grenzen der Bebauung 
festzulegen. Sie realisieren 
forstlich-biologische und bauli-
che Schutzmaßnahmen, wenn 
diese technisch, ökologisch 
und finanziell möglich sind. 
Prognose, Frühwarnung, die 
Sicherstellung von natürli-
chen Überflutungsflächen, 
die Schutzwaldpflege und der 
Gebäudeschutz sind weitere 
Maßnahmen zum Schutz vor 
Naturgefahren. 

Der Gefahrenzonenplan 
zeigt jene Gebiete, die durch 
Überflutungen, Vermurung, 
Rutschungen, Erosion und 
Lawinen gefährdet sind und 
daher für Bauzwecke nicht 
oder nur bedingt geeignet 
sind. Der Plan gibt Auskunft 
über Ausmaß und Intensität 
der Gefahrenwirkung. Wo 
Hochwassergefahr droht, wer-
den Hochwasserabflussgebiete 
berechnet und in Plänen ver-
merkt. Ebenfalls ausgewiesen 
sind Bereiche, die für Schutz-
maßnahmen freizuhalten sind 
oder die einer besonderen Art 
der Bewirtschaftung bedürfen. 

Diese Angaben werden 

auch in den Flächenwid-
mungs- und Bebauungsplänen 
der Gemeinden parzellenge-
nau ausgewiesen und bilden 
die Grundlage für alle Planun-
gen. Darüber hinaus stehen 
bundesweit Gefahren- und 
Risikokarten im Sinne der 
Europäischen Hochwasser-
richtlinie sowie in einzelnen 
Bundesländern Gefahrenhin-
weiskarten für Rutschungen 
und Steinschlag der Öffentlich-
keit als Informationsquelle zur 
Verfügung

Trotz dieser Vorkehrungen 
des Staates ist ein 100-pro-
zentiger Schutz nicht möglich. 
Grundsätzlich trifft jeden, 
der sich in einer von Natur-
gefahren bedrohten Zone 
aufhält, siedelt oder baut, die 
Verantwortung für die eigene 
Sicherheit. Gefahrenbewusst-
sein, Eigenvorsorge und ein 
risikobewusster Umgang mit 
Gefahren zählen daher zu 
den wichtigsten Beiträgen der 
betroffenen Bevölkerung zum 
Schutz vor Naturgefahren. 
Bestehende Risken müssen 
akzeptiert und die Beschrän-
kung durch Gefahrenzonen in 

der Raumordnung beachtet 
werden. Nur wer die Gefahren 
kennt, kann sinnvolle Maß-
nahmen treffen, um Schäden 
zu vermeiden oder zumindest 
zu verringern. 

Der beste Schutz vor Na-
turgefahren ist die Meidung 
von Gefahrenbereichen. Bei 
bestehenden Gebäuden ist es 
in vielen Fällen möglich, mit 
einfachen Schutzmaßnah-
men selbst die Sicherheit zu 
erhöhen. 

Mehr Infos und Tipps gibt 
es im Ratgeber „Leben mit 
Naturgefahren“.

INFO-BROSCHÜRE 
www.bmlfuw.gv.at/
publikationen/wasser/
hochwasser_schutz/leben_mit_
naturgefahren.html
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STEUERREFORM

„GEMEINNÜTZIGKEIT 
ENTSCHEIDET ÜBER 

STEUERSATZ
Nicht mehr jedermann kann den begünstigten Umsatzsteuersatz von zehn  

Prozent in Anspruch nehmen: Mit dem Steuerreformgesetz wird er ab 1. Jänner 
2016 für Umsätze von Kindergärten, Jugendheimen, Theater, Museen auf  

13 Prozent angehoben, wenn diese „nicht gemeinnützig“ sind. 
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Voraussetzungen für die Zuerkennung der 
Gemeinnützigkeit: Die BAO normiert in den 
§§ 34 ff die Voraussetzungen, wann von Betäti-
gungen für gemeinnützige Zwecke ausgegangen 
werden kann. Der Kreis der gemeinnützigen 
Zwecke erstreckt sich dabei unter anderem auf 
Leistungen der Kinder-, Jugend- und Familien-
fürsorge, auf die Erziehung, auf den Körpersport, 
auf die Schulbildung oder auf die Förderung der 
Kunst und Wissenschaft. Als gemeinnützige BgA 
kommen somit unter anderem Kindergärten, 
Altersheime oder Museen in Betracht.

Erst bei Erfüllung der folgenden fünf Voraus-
setzungen liegt im Sinne der BAO die geforderte 
ausschließliche Förderung vor:
1. Der BgA darf, abgesehen von völlig unterge-

ordneten Nebenzecken, keine anderen als 
gemeinnützige Zwecke verfolgen.

2. Der BgA darf nicht nach Gewinn streben.
3. Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden 

TEXT / Dietmar Pilz

M it dem Steuerreformgesetz 2015/16 
(BGBl. I Nr. 118/2015) wird ab 1. 
Jänner 2016 der begünstigte Steu-
ersatz für kommunale Leistungen 
durch Betriebe gewerblicher Art 

wie Kindergärten, Museen, Schwimmbäder etc. 
von zehn auf 13 Prozent angehoben. Wenn diese 
Leistungen die Voraussetzungen für die Ge-
meinnützigkeit im Sinne der Bestimmungen der 
§§ 34 bis 47 der Bundesabgabenordnung (BAO) 
erfüllen, kann der Umsatzsteuersatz von zehn 
Prozent beibehalten werden, sofern die Gemein-
de überhaupt zur Steuerpflicht für den Kinder-
garten optiert hat.

Ein Blick zurück: Mit Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Union (1. Jänner 1995) war eine 
Anpassung des nationalen Umsatzsteuerrechts 
an die 6. Mehrwertsteuerrichtlinie der EU 
erforderlich, die unter anderem eine Umsatz-
steuerbefreiung für Kindergärten, Jugendheime, 
Theater, Museen und ähnliches vorsieht. Dabei 
sind die Einnahmen nicht der Umsatzsteuer zu 
unterwerfen - bei gleichzeitigem Vorsteuerab-
zugsverbot. Mittels Optionsrecht kann die Ge-
meinde gestützt auf die Begleitmaßnahmen zum 
Umsatzsteuergesetz (UStG) 1994 (Artikel XIV 
– BGBl. I Nr. 21/1995) aber seit 1. Jänner 1995 zur 
Steuerpflicht optieren. Die Einnahmen unterlie-
gen diesfalls dem begünstigten Steuersatz von 
zehn Prozent, im Gegenzug sind die anfallenden 
Vorsteuern abzugsfähig.

Mit dem Steuerreformgesetz 2015/2016 wird 
der begünstigte Steuersatz von zehn Prozent aber 
ab 1. Jänner 2016 unter anderem für Umsätze 
von Kindergärten, Jugendheimen, Theater, Mu-
seen und ähnliches auf 13 Prozent angehoben. 
Dieser Steuersatz ist auf all jene Umsätze von 
Betrieben gewerblicher Art (BgA) anzuwenden, 
die zur Steuerpflicht gemäß den angeführten 
Begleitmaßnahmen zum Umsatzsteuergesetz 
(UStG 1994) optiert haben (Achtung: Wurde 
beziehungsweise wird einmal zur Steuerpflicht 
optiert, ist ein „Rückoptieren“ zur Steuerbefrei-
ung nicht zulässig).

Wird nun von einer Gemeinde zum Beispiel 
ein Kindergarten, ein Jugendheim, ein Theater 
oder ein Museum gemeinnützig im Sinne der  
§§ 34 ff BAO geführt, dann unterliegen die Um-
sätze dieser Betriebe gewerblicher Art weiterhin 
dem begünstigten Umsatzsteuersatz von zehn 
Prozent.

§ 34
Bundesabgaben-
ordnung (BAO)

§ 34. (1) Die Begüns-
tigungen, die bei 
Betätigung für gemein-
nützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke auf 
abgabenrechtlichem 
Gebiet in einzelnen 
Abgabenvorschriften 
gewährt werden, sind 
an die Voraussetzun-
gen geknüpft, daß die 
Körperschaft, Personen-
vereinigung oder Ver-
mögensmasse, der die 
Begünstigung zukom-
men soll, nach Gesetz, 
Satzung, Stiftungsbrief 
oder ihrer sonstigen 
Rechtsgrundlage und 
nach ihrer tatsächlichen 
Geschäftsführung aus-
schließlich und unmit-
telbar der Förderung 
der genannten Zwecke 
dient. Auf Verlangen 
der Abgabenbehörde 
haben Körperschaften, 
Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, 
die im Inland weder 
ihren Sitz noch ihre 
Geschäftsleitung (§ 27) 
haben, nachzuweisen, 
daß sie die Voraus-
setzungen des ersten 
Satzes erfüllen.

(2) Die in den §§ 35 bis 
47 für Körperschaften 
getroffenen Anordnun-
gen gelten auch für 
Personenvereinigungen, 
Vermögensmassen und 
für Betriebe gewerb-
licher Art von Körper-
schaften des öffentli-
chen Rechtes.

Es ist davon auszugehen, dass die Gemeindekinder-
gärten die Voraussetzungen für die Gemeinnützigkeit 
ohnehin erfüllt haben und nunmehr nur der Mangel 
der fehlenden Satzungen nachgeholt wird.

FINANZEN
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oder bei Auflösung oder Aufhebung des BgA 
nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalantei-
le zurückerhalten.

4. Der BgA darf keine Person durch Verwal-
tungsausgaben, die dem Zweck des BgA 
fremd sind, oder durch unterverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigen.

5. Bei Auflösung des BgA oder Wegfall des bishe-
rigen begünstigten Zwecks darf das Vermö-
gen nur für begünstigte Zwecke verwendet 
werden.

Erfahrungsgemäß erfüllen die von den 
Gemeinden unterhaltenen Kindergärten die 
geforderten Kriterien für die Gemeinnützigkeit, 
mit Ausnahme von den verfahrensrechtlich 
zwingend vorgeschriebenen Satzungen, die alle 
diese Merkmale zu enthalten haben.

Dieser „Mangel“ kann in Form eines Orga-
nisationsstatuts für den „Kindergarten BgA“ 
mittels eines vor dem 1. Jänner 2016 gefassten 
Gemeinderatsbeschlusses behoben werden. Der 
Österreichische Gemeindebund hat die neben-
stehenden Musterstatuten durch das Bundesmi-

Organisationsstatut des Betriebes  
gewerblicher Art „Kindergarten“

§ 1 Name, Sitz und Tätigkeitsbereich
Die Gemeinde XXXX unterhält einen „Kindergarten“.  

Er hat seinen Sitz in XXXX. 

§ 2 Zweck
Der Kindergarten, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet  

ist, bezweckt die Kinderfürsorge.

§ 3 Mittel zur Erreichung des Zwecks
Der Zweck soll durch ideelle und materielle Mittel erreicht werden.

Als ideelle Mittel dienen die Förderung, Betreuung und Erziehung von 
Kindern bis zum schulpflichtigen Alter durch den Betrieb  

eines Kindergartens.

Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch 
die erhaltenen Förderungen vom Land, Elternbeiträge, von Mitteln aus 

dem Budget der Gemeinde, Kapitalerträge und sonstige Einnahmen. 

§ 4 Organe 
Organe des „Kindergartens“ sind der Gemeinderat, der Gemeinde-
vorstand, der Bürgermeister und der Gemeindekassier im Sinne der 
Gemeindeordnung. Die Bestimmungen der Gemeindeordnung sind 

auch im Hinblick auf Vertretung nach Außen und allen übrigen orga-
nisatorischen Aspekte anzuwenden.

§ 5 Auflösung des Kindergartens
Bei Auflösung des „Kindergartens“ oder bei Wegfall des bisherigen 

begünstigten Zwecks ist das verbleibende Vermögen für  
gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke im Sinne der  

§§ 34ff BAO zu verwenden. 

MUSTERSTATUT

FINANZEN

ES EMPFIEHLT SICH,  
IM EINZELFALL ZU  
PRÜFEN, OB DER  
KINDERGARTEN DER  
GEMEINDE ODER DAS 
VON DER GEMEINDE  
GEFÜHRTE MUSEUM DIE 
GEMEINNÜTZIGKEITSVO-
RAUSSETZUNGEN  
ERFÜLLT.“
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PROF. DIETMAR PILZ IST FINANZEXPERTE DES ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUNDES
 office@ gemeindebund.gv.at

In fast allen Gemeinden Österreichs gibt es Museen, sie bewahren nicht zuletzt die kulturelle Identität Österreichs.

nisterium für Finanzen überprüfen lassen. Das 
Finanzministerium hat bestätigt, dass diese 
den Anforderungen der §§ 34 ff BAO entspre-
chen.

Trotzdem empfiehlt es sich, jeweils im 
Einzelfall zu prüfen, ob der Kindergarten der 
Gemeinde oder das von der Gemeinde geführte 
Museum die Gemeinnützigkeitsvoraussetzun-
gen, unabhängig von den noch zu beschlie-
ßenden Satzungen, auch bisher tatsächlich 
erfüllt hat.

Wird ein Kindergarten von einer Gemeinde 
zur Betreibung an einen Dritten verpachtet, 
so ergeben sich durch das Steuerreformgesetz 
2015/2016 keine Änderungen. Der Steuersatz 
für das Pachtentgelt beträgt weiterhin 20 Pro-
zent, sofern die Umsätze aus der Verpachtung 
des Kindergartens den Jahresbetrag von 2900 
Euro netto übersteigen.

Beachte: Grundsätzlich sind bei Übergang von 
der unbeschränkten Steuerpflicht des BgA zur 
Befreiung von der Körperschaftsteuer für den 

BgA die stillen Reserven für das Betriebsvermö-
gen (dazu zählt auch das Gebäude) aufzulösen 
(§ 18 Abs. 1 KStG). Es ist aber davon auszugehen, 
dass die Gemeindekindergärten die Vorausset-
zungen für die Gemeinnützigkeit ohnehin erfüllt 
haben und nunmehr nur der Mangel der fehlen-
den Satzungen nachgeholt wird. 

Der Österreichische Gemeindebund hat zuletzt 
eine diesbezügliche Anfrage an das Bundesminis-
terium für Finanzen gerichtet. KOMMUNAL wird 
über das Thema in seiner Dezember-Ausgabe 
weiter berichten. 
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3D-Photogrammetrie:  
Revolution der Städteplanung
Eine neue, von jungen Grazer 
Wissenschaftern mit dem 
australischen Unternehmen 
Euclideon entwickelte Tech-
nologie revolutioniert die Arbeit 
von  Städteplanern, Immobili-
enentwicklern, Architekten, In-
genieuren, Denkmalschutz- und 
Baubehörden: Sie  ermöglicht 
die interaktive Visualisierung 
sämtlicher Blickpunkte auf Städ-
te und Gebäude - und zwar in 
realer Ansicht und Echtzeit, also 
ohne zeitliche Verzögerung.  
Auf Basis der neuen Technologie 
hat die Meixner Group Euro-

pas ersten dreidimensionalen, 
interaktiven Hologramm-Raum 
eingerichtet: er ermöglicht es, 
sich virtuell im digitalen Flug zu 
bewegen, also Straßen, Bahnli-
nien und Städte in Lebensgröße 
zu „befliegen“ und einzelne 
Gebäude bis ins Detail und von 
jedem Blickpunkt aus zu inspi-
zieren und digital zu bearbeiten.
 „Wir stehen vor einer Photo-
grammetrie-Revolution im Städ-
tebau. Bisher mussten Planer 
ihre Auftraggeber, Financiers, 
Behörden, Denkmalschutz und 
Bürger anhand von Fotos und 

vorgefertigten Videos von ihrem 
Projekt überzeugen. Die Solid-
scan-Technologie ermöglicht es 
nun, einen neuen Stadtteil, Bau 
oder eine Landschaftsverän-
derung binnen Sekunden von 
jedem gewünschten Blickwinkel 
aus zu beurteilen.  
Einen Einblick in die Anwen-
dung des neuen „digitalen 
Zauberspiegels“ für Architektur, 
Städtebau, Denkmalschutz, 
Bahn- und Industrieanlagenbau 
sowie Behörden gibt ein Demo-
Video auf  www.meixner
imaging.com/solidscan

19.738
Eheschließungen gab 
es im ersten Quartal 
2015. 2014 waren es 
mit 17.150 doch deutlich 
weniger.

Die Solidscan-Tech-
nologie ermöglicht 
es, auf dem Bild-
schirm oder im 3D- 
Hologrammraum 
in Sekunden einen 
beliebigen Punkt 
(Beispiel: Peters-
kirche in Wien) im 
Detail anzusteuern 
und für Stadt- und 
Architekturplanung 
fotorealistisch zu 
bearbeiten.

Begonnen 
hat die Flücht-
lingsunterbrin-
gung bei uns in 
der Gemeinde 
mit großem 
Protest. Jetzt ist 
die Stimmung 
wirklich gut.“
Rudolf Friewald, 
Bürgermeister von  
Michelhausen, über 
Flüchtlingsbetreuung und 
den nächsten Schritt in 
Richtung Betreuung und 
Integration.

NEWS

GANZJAHRESEINSATZ: KEHREN, MÄHEN UND WINTERDIENST

ALLESKÖNNER FÜR ZEDERHAUS
Ende September konnte der 

österreichische Kommu-
naltechnik-Ausstatter 

STANGL eine neue Universal-
maschine für kommunalen 
Einsatz an die Gemeinde Ze-
derhaus im Salzburger Lungau 
übergeben. Die Maschine vom 
Typ Hako Citymaster 1600 ist 
eine Neuentwicklung und als 
Multifunktionsmaschine für 
kommunale Einsätze konzi-

piert. Eine Schnell-Umrüstung 
in rund zehn Minuten unter-
streicht diesen multifunkti-
onalen Charakter.  Die neue 
Citymaster von Stangl wird in 
Zederhaus zum Kehren, zum 
Mähen und für den Winter-
dienst eingesetzt. Neben den 
zugehörigen Anbaugeräten, da-
runter eine Schneefrässchleu-
der von Westa, wurde der 
vorhandene Schneepflug vom 

bisherigen Rasant an die neue 
Maschine angepasst.

Übergabe der neuen Hako 
Citymaster 1600. Markus Modl 
(Stangl), Bürgermeister Peter 
Pfeifenberger, VBgm. Thomas 
Kößler und Bauhof-Mitarbeiter 
aus Zederhaus EN
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KONTAKT 
Stangl Reinigungstechnik 
GmbH
Gewerbegebiet Süd 1 
5204 Straßwalchen
Tel.: 06215/8900-67 
≤ office@stanglreinigung.at
www.stanglreinigung.at
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INTERVIEW

Herr Mag. Steinbichler, Gratulation zur erfolg-
reichen Privatisierung.

Danke. Wir freuen uns, diesen erfolgreichen 
Abschluss erreicht zu haben. Es war ein langer, 
durchaus dynamischer Prozess, der mit der 
Spaltung der ehemaligen Kommunalkredit im 
Jahr 2009 in einen Fortführ- und einen Abbau-
teil begonnen hat. Gemäß Auflagen der Europä-
ischen Union sollte die Kommunalkredit Austria 
(KA) bis zum Jahr 2012 verkauft werden. Diese 
Frist konnte nicht gehalten werden, sodass – 
einer neuerlichen Auflage der EU folgend – die 
Bank zwar weiter privatisiert werden konnte, je-
doch nur bis zur Hälfte der Aktiva; ebenso durfte 
ab diesem Zeitpunkt kein Neugeschäft getätigt 
werden. Nunmehr konnte die Privatisierung mit 
einem Erlös der Republik Österreich von 142 
Mio. Euro abgeschlossen werden. 

Sind Sie froh, nach sicher sehr aufwändigen 
Monaten sich wieder stärker um die operati-
ven Themen kümmern zu können?

Natürlich, jetzt können wir uns wieder auf 
das Bank- und Projektinfrastrukturgeschäft 
konzentrieren. Der Kontakt zum Markt ist durch 
die Betreuung des bestehenden Portfolios zwar 
nie verloren gegangen, ab jetzt können wir aber 
neue Projekte strukturieren und finanzieren. 
Ebenso bestehen die Aktivitäten der Kommu-
nalkredit Public Consulting (KPC) mit dem 
Förderungsgeschäft unverändert weiter.

Durch einen neuen Eigentümer ergibt sich ja 
meist auch ein neues Geschäftsmodell: Wie 
sieht dieses bei der Kommunalkredit künftig 
aus?

Die Kommunalkredit, die 2008 verstaatlicht werden musste, konnte nun 
um 142 Millionen Euro verkauft werden. KOMMUNAL sprach mit General-
direktor Alois Steinbichler über das neue Geschäftsmodell.

DIE KOMMUNALKREDIT WURDE PRIVATISIERT

„BRÜCKE ZWISCHEN PROJEKT-
ERRICHTERN UND INVESTOREN“

 
Jetzt können 
wir uns  
wieder auf  
das Bank-  
und Projekt- 
infrastruktur- 
geschäft  
konzentrieren.“

Der neue Eigentümer hat die Bank durchaus 
auf Basis unseres definierten Geschäftsmodells 
erworben. Dass dieses Konzept für gut empfun-
den wird, zeigt sich auch in der Kontinuität des 
Managements. Neben mir als Vorstandsvorsit-
zenden wurde mit Mag. Wolfgang Meister auch 
das zweite Vorstandsmitglied intern besetzt. Die 
Bestellung eines dritten Vorstandsmitglieds ist 
noch im Gange.  

Bezüglich des Geschäftsmodells sind wir seit 
2009 davon überzeugt, dass Infrastruktur nicht 
über öffentliche Budgetkredite allein finanziert 
werden kann. Vielmehr müssen auch institu-
tionelle Gelder (Versicherungen, Fonds etc.), 
welche langfristig verfügbar sind, herangezogen 
werden. Wir sehen uns dabei als die Brücke 
zwischen dem Bedarf von Projekterrichtern mit 
entsprechendem Strukturierungs- und Finan-
zierungsbedarf sowie institutionellen Investoren 
mit Veranlagungsbedarf. 

 
Dieses Konzept wird inzwischen als zukunfts-
fähiges Leitbild gesehen. Dies resultiert aus den 
gegebenen Rahmenbedingungen: Die öffentliche 
Verschuldungskapazität ist eingeschränkt und 
Budgetkonsolidierungen sind notwendig. Zudem 
erschweren neue bankenaufsichtsrechtliche Re-
geln den Banken das Halten langfristiger Aktiva. 
Gleichzeitig suchen institutionelle Investoren 
langfristige Investitionsmöglichkeiten, zumal 
man auf dem Kapitalmarkt derzeit nur geringe 
Renditen erzielen kann; das Zinsniveau liegt bei 
etwa 0,9 Prozent für zehn Jahre bzw. 1,5 Prozent 
für 30 Jahre. Aus all diesen Komponenten erge-
ben sich positive Chancen.
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INTERVIEW

Alois Steinbichler: 
„In der Beurteilung von Projekten ge-
winnt die wirtschaftliche Betrachtung 
über den Projektlebenszyklus hinaus 
an Bedeutung.“

DIE KOMMUNAL-
KREDIT NEU

Eigentümer: 99,78% 
Gesona Beteiligungs-
verwaltung GmbH 
(Interritus Limited und 
Trinity Investments 
Limited); 0,22% ver-
bleiben beim Gemein-
debund.
Die Betriebsorganisati-
on der Kommunalkre-
dit Austria (inkl. aller 
Töchter, wie Kommu-
nalkredit Public Con-
sulting/KPC) wurde 
in die neu gegründete 
Gesellschaft (KA Neu) 
übertragen. Der nach 
der Spaltung verblei-
bende Rest wurde 
auf die KA Finanz AG 
(KF) verschmolzen. 
In einem zweiten 
Schritt wurde der 
Eigentumsübergang 
vollzogen. Die Finanz-
marktbeteiligung 
Aktiengesellschaft 
des Bundes (FIMBAG), 
welche die Aktien an 
der ehemaligen KA 
treuhändig für die Re-
publik Österreich hielt, 
übertrug diese auf das 
Käuferkonsortium der 
Gesona Beteiligungs-
verwaltung GmbH.

die irische Trinity Investments Limited, die  
vom Londoner Vermögensverwalter Attestor 
Capital LLP verwaltet wird und deren Kapital 
von einer breit gestreuten, ebenso langfristig 
orientierten Investorengruppe zur Verfügung 
gestellt wird. 

Wird die Kommunalkredit in Zukunft nur in 
Österreich tätig sein oder auch über die Lan-
desgrenzen expandieren?

Österreich ist natürlich ein Kernmarkt, wir 
fühlen uns aber durchaus auch in Märkten wie 
Deutschland, den Benelux oder auch Frankreich 
wohl. Grundsätzlich ist die Eurozone für uns 
interessant.

Wie geht es mit der „Bad Bank“, der KA Finanz 
(KF), weiter?

Die Bezeichnung „Bad Bank“ hat sich als 
allgemeine Bezeichnung eingebürgert. Jedoch 
ist die Qualität der Aktiva dieser Abbaubank in 
der Zwischenzeit zu rund 90 Prozent im Invest-
mentgrade-Bereich. Zudem sind die von der KA 
übernommenen Aktiva von hoher Qualität mit 
einem Durchschnittsrating von AA-. Die Spal-
tung folgt hier auch nicht einem „Good Bank/
Bad Bank“-Konzept, sondern der bereits er-
wähnten EU-Auflage, welche aus wettbewerbs-
technischen Gründen umzusetzen war. Mit der 
Übernahme des KA Rest-Portfolios von 6,7 Mrd. 
Euro hat sich die UGB-Bilanzsumme von  
7,3 Mrd. Euro zum 31. Dezember 2014 auf rund 
13,9 Mrd. Euro zum 1. Jänner 2015 erhöht; das 
Durchschnittsrating des KF-Portfolios hat sich 
von A- auf A+ verbessert; es wurden qualitativ 
hochwertige Aktiva an die KF übertragen.  

Was wird sich für die Gemeinden, die Kunden 
der Kommunalkredit sind, ändern?

Grundsätzlich verbreitern sich die Mög-
lichkeiten, Projekte umzusetzen. In der 
Beurteilung von Projekten gewinnt dabei die 
wirtschaftliche Betrachtung über den Pro-
jektlebenszyklus hinaus an Bedeutung. Das 
heißt, man konzentriert sich nicht nur auf 
die Errichtungsphase, auch die Betriebskos-
ten und Erhaltungsinvestitionen werden in 
Ansatz gebracht. Dadurch steigt die langfristige 
Kostentransparenz, die in dieser Form in der 
Kameralistik nicht gegeben war.

Ab welcher Größenordnung sind Projekte 
interessant?

Projekte unter fünf Millionen Euro gelten 
als klein. Das heißt jedoch nicht, dass kleinere 
Projekte nicht möglich sind. Wir wollen ein in-
teressierter und interessanter Ansprechpartner 
für unsere Kunden in allen Projektbelangen, 
auch über Beratung, sein.

Gekauft wurde die Kommunalkredit vom 
Konsortium Gesona. Patrick Bettscheider, der 
hinter der Gesona steht, wurde in Medien 
als einer der härtesten Investmentbanker 
Deutschlands bezeichnet. Besteht für Ge-
meinden die Gefahr, dass ihre Kredite gebün-
delt an Hedgefonds verkauft werden? 

Unser Konzept ist langfristig ausgelegt und, 
wie eingangs erwähnt, haben die Käufer der 
Bank das Konzept für gut befunden; hinter der 
Gesona stehen die englische Interritus Limited, 
deren Aktionäre Family Offices und Investoren 
mit langfristiger Wertorientierung sind, und 
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Wie viele Gemeinden haben denn nun schon um 
Finanzierung aus dem Juncker-Paket angesucht?

Vor kurzem mit dieser Frage konfrontiert, 
musste ich zugeben, ich hatte keine Ah-
nung. Ja, wie viele eigentlich? Oder besser 

gefragt: Wie viele, wie und wo? Die Investitions-
offensive für Europa, die bis 2017 315 Milliarden 
Euro(!) an zusätzlichen Investitionen lostreten 
soll, ging auch in der Brüsseler Wahrnehmung 
im Angesicht der Tagespolitik ziemlich unter.
Vor dem Sommer wurde noch schnell die nötige 
Rechtsgrundlage für den dazugehörigen Fonds 
(EFSI: Europäischer Fonds für strategische 
Investitionen) verabschiedet, dieser ist seit Sep-
tember operativ. Aber was tut er? Für welches 
innovative Projekt ist er verantwortlich? Wo 
bleiben die Erfolgsmeldungen?

Mitunter erreichen mich Kurznachrichten auf 
LinkedIn, dass EU-Kommissar Jyrki Katainen 
seine Roadshow fortsetzt. Er war im Juni auch 
in Wien, eine Nachschau auf Twitter offenbart: 
Katainen absolvierte einen Betriebsbesuch bei 
Siemens und diskutierte mit WU-Studenten im 
Haus der Europäischen Union. Die Investitions-
offensive ist so innovativ, dass Informationen 
gezwitschert werden. 

Twitter ist überhaupt eine Fundgrube. Es 
stellt sich heraus, dass die Europäische Investi-
tionsbank das Steuer übernommen und einige 
Projekte bereits genehmigt hat. In den klassi-
schen kommunalen Domänen Investitionen 
in Infrastruktur und Innovation ist die EIB, die 
übrigens auch ein Büro in Wien betreibt, erste 
Anlaufstelle. Dänemark wird aus EFSI-Mitteln 
einen Fonds für erneuerbare Energie einrichten 
und Frankreich mithilfe des EFSI die Energieeffi-
zienz privater Wohnbauten erhöhen. 

Und nach längerer Suche finde ich schließlich 
auch eine Antwort auf die eingangs gestellte Fra-

ge: Der Wiener Krankenanstaltenverbund kann 
für die Umsetzung von Teilen des Wiener Spi-
talskonzepts 2030 mit EFSI-Darlehen rechnen. 
Dass hier ein seit längerem vorliegender Antrag 
mit dem neuen Etikett EFSI versehen wird, geht 
aus der Pressemeldung aber nicht so deutlich 
hervor. 

Kein ganz neues und sicher kein „zusätzli-
ches“ Projekt also, bestimmt aber ein wichtiges 
Infrastrukturprojekt für die Stadt Wien. 

Für Gemeinden könnte es durchaus ein Vor-
teil sein, dass EFSI-Mittel für nicht ganz neue, 
nicht ganz zusätzliche Projekte Verwendung 
finden. Denn auch wenn heimische Banken 
ähnliche Kreditkonditionen gewähren, bietet die 
EFSI-Investitionsplattform kostenlose Beratung 
und technische Hilfe bei der Projektentwick-
lung. Wertvolle Expertise wird gratis mitgelie-
fert, sofern der Kontakt auf Englisch stattfinden 
kann. Dieses Manko könnte noch beseitigt wer-
den, angeblich plant die EIB eine Verstärkung 
ihrer regionalen Präsenz.

Vielleicht werden in Zukunft also doch noch 
mehr kommunale Infrastrukturinvestitionen im 
IKT-, Energie- oder Bildungsbereich mithilfe des 
EFSI geplant und finanziert. Wenn der Bekannt-
heitsgrad der Investitionsoffensive allerdings 
gesteigert werden soll, darf man sich bei der 
Informationsvermittlung nicht nur auf Twitter 
verlassen …  

MAG. DANIELA FRAISS
ist Leiterin des Brüsseler Büros des Österreichischen
Gemeindebundes 

 oegemeindebund @skynet.be

Die  
Investitions- 
offensive ist so  
innovativ, dass 
Informationen 
nur gezwit-
schert werden.“

KOMMENTAR

WAS WURDE AUS  
JUNCKERS OFFENSIVE?

LINKS ZUM THEMA  

http://europa.eu/ 
rapid/press-release_
IP-15-5420_de.htm

www.eib.org/eiah/
index.htm

INVESTITIONSOFFENSIVE
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Im kommunalen Bereich ist etliches zu versichern. Speziell 
darauf zugeschnitte Produkte finden sich jedoch nur bei den 
wenigsten Anbietern. Dabei konstatieren diese einen ver-
stärkten Trend in Richtung Absicherung bei Haftungsfragen.    

TREND BEI KOMMUNALEN VERSICHERUNGEN

VOM ELEMENTARSCHUTZ  
ZU HAFTUNGSSICHERHEIT

Früher reichte es, wenn man gegen 
Elementarereignisse versichert war 
– heute müssen Versicherungen vor 
allem bei Haftungsfragen schützen.

Für manche Teilgebiete des kommunalen 
Aufgabenspektrums sind herkömmli-
che Versicherungen ohnehin so passend, 
dass eine Spezialversicherung wenig Sinn 
ergeben würde. Etwa Kfz-Versicherungen 

für die Fuhrparkflotte. Manche Verantwortungen 
sind jedoch im Wesen der Kommune genuin.  Die 
Frage ist daher: gibt es dafür spezielle Angebote? 
Nun, einige Versicherer haben für Gemeinden 
unter Berücksichtigung deren umfangreicher 
Tätigkeitsbereiche (Hoheits- und Privatwirt-

VERSICHERUNG
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Nicht zuletzt 
geht es bei  
Versicherungs-
fragen auch um 
die finanzielle  
Optimierung 
der Ausgaben 
für Prämien.“

schaftsverwaltung) spezielle Gemeindeversi-
cherungsprodukte entwickelt, wie zum Beispiel  
Gemeinde-Haftpflichtversicherungen, Gemein-
de-Rechtsschutzversicherungen oder spezielle 
Deckungskonzepte im Sachversicherungsbe-
reich für Immobilien und Mobilien.

Jene Versicherer, die für Gemeinden keine 
eigenen Deckungskonzepte entwickelt haben, 
bieten in der Regel ihre für den betrieblichen 
Bereich konzipierten Versicherungslösungen 
an. Während diese Versicherungslösungen für 
ausgegliederte, privatwirtschaftlich tätige Un-
ternehmen einer Gemeinde durchaus passende 
Deckungen bieten können, ist zu beachten, dass 
diese Versicherungslösungen eben nicht die tat-
sächlichen und rechtlichen Bedürfnisse einer Ge-
meinde berücksichtigen und somit im Vergleich 
zu speziellen Gemeindekonzepten gravierende 
Deckungslücken aufweisen können. Unabhän-
gige Versicherungsmakler, wie zum Beispiel die 
österreichische VERO haben daher mit zahlrei-
chen Versicherern eine Vielzahl von speziellen 
Klauselpaketen und Sonderlösungen vereinbart, 
die den kommunalen Kunden zusätzlichen Ver-
sicherungsschutz zu den von den Versicherern 
angebotenen Produkten bzw. Deckungen bieten. 
Darüber hinaus werden den kommunalen Kun-
den auch innovative Sonderversicherungslösun-
gen (z.B. umfassende Bauversicherungskonzepte, 
D&O-Versicherungslösungen für Gemeindeor-
gane, sprich Vermögensschadenhaftpflichtversi-
cherung) angeboten.   

KOMMUNAL fragte die führenden Versiche-
rungsdienstleistern in Österreich nach den 
kommunalen Kundenbedürfnissen. Ergebnis: 
Gegenwärtig lassen sich gewisse Trends bei Ver-
sicherungen im Kommunalbereich ausmachen, 
da sich die Risiken der Gemeinden in den letzten 
Jahren verändert haben. Während man in frühe-
ren Zeiten beim Thema Versicherung wohl zuerst 
an Elementarrisiken wie z.B. Feuer oder Sturm 
gedacht hat, stehen heute die Themen straf- und 
haftungsrechtliche Verantwortlichkeiten im ver-
sicherungsrechtlichen und -technischen Fokus. 
Nicht zuletzt geht es aber auch um die finanziel-
le Optimierung der Ausgaben für Versicherungs-
prämien. Auffällig auch: Gemeinden haben  häu-
fig kein durchgängiges Versicherungskonzept, 
da es oft aus der Historie gewachsen ist. Meist 
sind gleichartige Risiken wie z.B. Kindergärten 
mit unterschiedlichen Versicherungslösungen 
abgesichert.

Der Trend lässt die Frage aufkommen, ob es 
denn Teilbereiche der Kommunalagenden gibt, 
die unterversichert oder zu selten versichert 
sind. Eine generell gültige Aussage bezogen auf 
die ein oder andere Versicherungssparte lässt 
sich hierzu nicht treffen. Tatsache ist jedoch, 
dass im kommunalen Bereich – im Gegensatz 
zur Privatwirtschaft – nach wie vor viel zu 
wenig Augenmerk auf ein professionelles  und 
kompetentes Versicherungsmanagement gelegt 
wird, wodurch sehr oft auf die Möglichkeit von 
gravierenden Kosteneinsparungen, inhaltlichen 
Deckungsoptimierungen und auch einer Entlas-
tung der kommunalen Verwaltung (Stichwort: 
Dokumentationsverpflichtung und laufendes 
Reporting im Sinne eines IKS)  verzichtet wird.

Damit überhaupt ein effizientes kommunales 
Versicherungsmanagement gewährleistet werden 
kann, sind folgende Grundvoraussetzungen 
müssen die unabhängige Interessensvertretung 
der Gemeinde gegenüber der Versicherungswirt-
schaft, die Kenntnis der rechtlichen kommunalen 
Rahmenbedingungen, ein fachliches Know-how 
im Bereich des öffentlich-rechtlichen Versiche-
rungswesens, sowie eine möglichst umfassende 
Übersicht über die am österreichischen Versiche-
rungsmarkt angebotenen Produkte und marktüb-
lichen Prämien gegeben sein. 

Da eine Gemeinde aufgrund der erforderli-
chen versicherungsfachlichen und versiche-
rungswirtschaftlichen Kenntnisse höchstwahr-

VERSICHERUNG
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VERO VERSICHERUNGSMAKLER GMBH  | WWW.VERO.AT

Wien        Niederösterreich         Kärnten         Salzburg         Tirol         Vorarlberg         Bayern

Mehr als 5.000 Unternehmen vertrauen der Erfahrung unserer 

170 MitarbeiterInnen. Sie profitieren von unserer 

30-jährigen Expertengeschichte an 7 Standorten in Österreich und 

Deutschland. Dabei kümmern wir uns um ein Prämienvolumen von 130 Millionen Euro. 

Das macht uns zu einem von Österreichs Top 3 Maklern und zum größten 
Versicherungsmakler in österreichischem Eigentum.

scheinlich nicht in der Lage sein wird, diese 
Kriterien selbstständig zu erfüllen, wird sie sich 
eines externen objektiven und unabhängigen 
Fachmannes bedienen müssen. 

Ein Problem, das immer wieder auftaucht, 
und an die Redaktion herangetragen wird ist 
die Haftung der Bürgermeister nachdem sie aus 
ihrem Amt ausgeschieden sind. Eine standardi-
sierte Versicherung diesbezüglich gibt es jedoch  
noch nicht. Die Versicherungswirtschaft bietet 
immerhin sowohl im strafrechtlichen- aber 
auch im zivilrechtlichen Bereich Lösungen an, 
um allfällige Verantwortlichkeiten, die sich für 
einen Bürgemeister, Gemeindemanatar oder 

Gemeindebediensteten nach seinem Ausschei-
den aus dem Amt bzw. Dienst ergeben können, 
abzudecken. Der Haftungsabsicherung nach 
dem Ausscheiden aus dem (Bürgermeister-)
Amt noch am nächsten kommt ein Produkt der 
Wiener Städtischen, die „Gemeinde General 
Polizze“. Wie das Wörtchen „General“ schon 
andeutet, handelt es sich hierbei um ein um-
fassendes und durchgängiges Versicherungs-
konzept, das sowohl den Schutz des Gemein-
devermögens als auch die Absicherung der 
Entscheidungsträger in Gemeinden inkludiert. 
Es gibt nur eine Gesamtpolizze, in der alles 
inkludiert ist: die komplette Gemeinde-Infra-
struktur im Freien, eine umfassende Gemein-
dehaftpflicht, eine Gemeinde-Rechtsschutz 
und Spezial-Rechtsschutz für Bürgermeister 
bzw. Bürgermeisterinnen sowie zukünftige 
Investitionen, die automatisch drei Jahre lang 
versichert sind. Die Amtshaftpflichtversiche-
rung für den Bürgermeister oder die Bürger-
meisterin ist im Rahmen der Gemeinde-Gene-
ral-Polizze in der Haftpflicht mitversichert, und 
dabei gilt eine Nachdeckung von immerhin drei 
Jahren als vereinbart.

Eine Organhaftpflichtversicherung für den 
Bürgermeister wird im Normalfall nach Einzel-
anfrage personenbezogen angeboten. Wobei hier 
üblicherweise die Voraussetzung ist, dass auch 
die Gemeinde bei der Wiener Städtischen ver-
sichert ist. Die Nachdeckung gilt in diesem Fall 
standardmäßig ebenfalls für drei Jahre. 

Ein Produkt rein nur für ausgeschiedene Bür-
germeister und Bürgermeisterinnen gibt es aber 
auch hier – bis jetzt –nicht.  

Der Sturz eines Touristen von dieser Brücke hätte 
2010 beinahe einem Bürgermeister und seinen 
Amtsvorgänger eine Verurteilung eingebracht.  
Der Berufungssenat führte damals aus, „es sei 
dem Wegehalter (der Gemeinde) nicht zumutbar, 
alpine Wege ständig zu überwachen, zumal dies 
nahezu eine tägliche Kontrolle erfordern würde 
(vgl 4 Ob 536/87 in RIS-Justiz RS0023748).
Genau das sind die Themen, gegen die sich die 
Gemeinden und ihre Bürgermeister jedenfalls 
absichern sollten – leider gibt es kaum Produkte 
dafür.

VERSICHERUNG  GESTALTEN & ARBEITEN 



Einheitliche Voranschlagsrechnung  
für alle Bundesländer
Das neue Haushaltsrecht für alle Bundesländer soll künftig 
eine 3-Komponenten-Rechnung sein, die eine Vermögens-, eine 
Gewinn- und Verlust- sowie eine klare Finanzrechnung zur Beur-
teilung der Liquidität umfasst. In die Bilanz aufgenommen werden 
dabei alle Beteiligungen unter maßgeblichem Einfluss der Gebiets-
körperschaften. Der Weg zu dieser 3-Komponenten-Rechnung sei 
freilich für alle Körperschaften ein sehr herausfordernder, deshalb 
werde es auch vier Jahre bis zur Eröffnungsbilanz nach den neuen 
Regeln dauern. 
Mehr auf www.kommunal.at
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Wir  
brauchen 

strengere  
Regeln.“

Andrä Rupprechter, 
Umweltminister, unter-
streicht die strengeren 

EU-Zulassungsverfah-
ren für genveränderte 

Lebens- und Futter-
mittel.

 „Herkömmliche Landwirt-
schaft ist für die Volkswirt-
schaft eine Minusrechnung. Der 
Boden wird degradiert und die 
Ökosysteme in der Umgebung 
eben auch. Zum Beispiel durch 
Überdüngung oder Überwei-
dung. Wir graben uns selber 
das Wasser ab.“ Mark Schauer 
von der Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit.

Der Bodenverlust kostet  
Billionen Euro jährlich
Die Vereinten Nationen schlagen 
Alarm: Intensive Landwirtschaft 
und die zunehmende Verstädterung 
zerstören immer mehr ökologisch 
wertvolle Flächen. Die Kosten sind 
gewaltig, die sozialen Folgen eben-
so: Die Forscher erwarten in den 
nächsten Jahren Millionen zusätzli-
che Flüchtlinge.
Laut dem UN-Bericht beläuft sich 
der Verlust auf weltweit 6,3 bis 
10,6 Billionen Dollar (etwa 5,6 bis 
9,4 Billionen Euro) im Jahr. Die 
verlorenen Werte können Ernteer-
träge sein, aber zum Beispiel auch 
sauberes Wasser. Nach Angaben 
der Wissenschafter könnte die Ent-
wertung der Flächen in den nächs-
ten zehn Jahren zu 50 Millionen 

zusätzlichen Flüchtlingen führen 
– alles Menschen, die ihre Heimat 
verlassen müssen, weil der Boden 
sie nicht mehr ernähren kann.
„Unsere Botschaft ist, dass sich 
nachhaltige Landwirtschaft wirk-
lich lohnt“, sagt Mark Schauer von 
der Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit, einer der Studi-
enautoren. Ein besonderes Problem 
sei, dass Metropolen häufig in be-
sonders fruchtbaren Gebieten lie-
gen, weil sich eben dort vor langer 
Zeit die ersten Pioniere angesiedelt 
hatten. Jetzt breiten sich die Städte 
aus und verschlingen fruchtbares, 
ökologisch wertvolles Land. 

Quelle: science.ORF.at/dpa

Die Finanzlandesreferenten von Niederösterreich und dem 
Burgenland, Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Wolfgang 
Sobotka (rechts) und Landesrat Helmut Bieler, präsentierten 
ein neues Haushaltsrecht für alle Bundesländer.

NEWS
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PLANUNGSHANDBUCH

QUALITÄTSSICHERUNG 
FÜR NACHHALTIGE 
PFLASTERFLÄCHEN

Das Planungshandbuch 
gibt Einblick in fachliche 
Grundlagen und prakti-

sche Hinweise für die Planung 
und Qualitätssicherung, wobei 
alle Inhalte nach dem letzten 
Stand der Technik vom Auto-
renteam zusammengestellt 
wurden. Besonderes Augen-
merk wurde auf die Betrach-
tung spezieller Anforderungen 
und deren Lösungsansätze 
gelegt sowie die Darstellung 
des Planungsablaufs. 

„Pflasterflächen sind ein 
Kulturgut. Jeder kennt posi-

tive Beispiele mit belebten, 
gepflasterten Flächen, denn 
das Nutzerverhalten von 
Menschen auf Straßen und 
Plätzen hat unmittelbar mit 
der Oberflächengestaltung zu 
tun. Pflasterflächen bewirken 
eindeutig eine Entschleuni-
gung und eine Erhöhung der 
Lebensqualität, da diese zum 
längeren Verweilen einladen“, 
informiert Eduard Leichtfried, 
Vorstandsvorsitzender des 
Forums Qualitätspflaster. „Die 
Art der Bodenbefestigung wird 
meist nur unbewusst erlebt. 

Erst wenn die Gehqualität 
durch starke Unebenheiten 
oder durch offene Fugen lei-
det, wird die Oberfläche direkt 
wahrgenommen. Hier liegt es 
an der Planung, der Ausfüh-
rung und der Erhaltung, beim 
Nutzer positive Erlebnisse zu 
ermöglichen. Dies gelingt in 
letzter Zeit durch engagierte 
Planer und Bauherren immer 
häufiger“, so Leichtfried weiter.

Das Buch enthält die 
Inhalte der Normen und 
Richtlinien auf Planungs- 
und Ausführungsebene und 

darüber hinaus die Richtlinien 
für Großformatplatten und 
begehbare Flachdächer. 

KONTAKT 
FORUM QUALITÄTSPFLASTER 
Westbahnstraße 7/6a 
A-1070 Wien
Tel.: 01-522 44 66 88
E-Mail: info@fqp.at 
Web: www.fqp.at

Das Planungs-
handbuch ist 
erhältlich auf 

www.fqp.at

VERBAND ÖSTERREICHISCHER
BETON- UND FERTIGTEILWERKE

Mail: office@voeb.co.at
Web: www.voeb.com

„Ich entscheide mich für Betonprodukte aus der Region, 

weil ich damit Arbeitsplätze in meiner Gemeinde sichere!“

Dieses wichtige Gütesiegel gibt mir 
echte Sicherheit bei meinen Ent-
scheidungen. Denn jetzt weiß ich, 
wie ich mit Betonfertigteilen aus 
der Region gezielt meine Gemeinde 
stärken kann! Das ist gut für die Ar-
beitsplätze, unsere Infrastruktur und 
für soziale Einrichtungen.

Reinhard Knobloch (60),  
Bürgermeister in  
Bad Fischau-Brunn

DINA5_Kommunal.indd   1 21.10.15   10:39
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A ls Anbieter von Kunst-
stoffrohrsystemen, Com-
pounds und Polymer-

Engineering gilt POLOPLAST 
mit über 60-jähriger Unterneh-
mensgeschichte als führender 
europäischer Kunststoffspezi-
alist in der 3-Schicht-Technolo-
gie. Der Schwerpunkt liegt im 
Bereich Kunststoffrohrsysteme 
für Haustechnik, Wasserver-
sorgung und Kanalisation. 
Innovationsgeist, Technologie-
führerschaft und nachhaltiges 
Denken und Handeln zählen 
zu den Markenzeichen des 
Leondinger Unternehmens.

Das 3-Schicht-Kanalrohrsys-
tem in Vollwandausführung 
– POLO-ECO plus PREMIUM 
in den Ringsteifigkeiten 
10/12/16 kN/m² – gewährleis-
tet Anwendern und Planern 
neben hohen Sicherheitsreser-
ven zahlreiche Einsatz- und 
Anwendungsmöglichkeiten, 
wie zum Beispiel im Bereich 
der Abwasser- und Regenwas-

serbeseitigung. Nach Lang-
zeittests und Untersuchungen 
unter Zuhilfenahme moderns-
ter computerunterstützter 
Berechnungsmethoden wur-
den folgende entscheidende 
Kriterien betrachtet:

qq Werkstofftechnische Kri-
terien: thermo-oxidative 
Alterung, bruchmechani-
sche Zeitstandfestigkeitsun-
tersuchungen.

qq Verlegekriterien: fachge-
mäße Verlege- und Bet-
tungssituation gem. EN 
1610, Önorm B 5012 und 
ATV-DVWK-A-127

qq Bei einer Dauerbetriebs-
temperatur von bis zu  
T = 50 °C kann davon aus-
gegangen werden, dass bei 
fachgerechter Verarbeitung 
eine Lebensdauer von mehr 
als 100 Jahren erreicht wird.
Ein weiteres außergewöhn-

liches technisches Merkmal 
des Rohrsystems stellt die 
geprüfte, sehr hohe Längs-
stabilität dar. Dabei wird die 
Krümmung aufgrund der 
Temperaturunterschiede von 
der sonnenzugewandten zur 
sonnenabgewandten Seite 
ermittelt. Die äußerst geringe 
Krümmung des POLO-ECO 
plus PREMIUM Rohrsystems 
erlaubt es somit, Verlegege-
fälle bis zu zwei Promille zu 
realisieren.

Noch mehr Vorzüge: Das 
POLO-TC (TOP-CONNECT) 
Muffensystem garantiert 
optimale Verlegesicherheit bei 
gleichzeitiger Zeit- und Kosten-
ersparnis. Der fix in der Muffe 
eingelegte gelbe Haltering ver-
hindert das Ausschieben des 
Dichtringes und bietet somit 
höchste Sicherheit für die Ver-

legung, wie auch im Betrieb 
der Abwasserleitungen.

Spezielle Sonderformteile 
wie das POLO-EHP control 
(Reinigungsrohr), das mit sei-
ner großen und einfach zu be-
tätigenden Reinigungsöffnung 
eine praxisgerechte Lösung 
für Wartung, Inspektion und 
Reinigung darstellt, unterstrei-
chen die sehr hohe Fertigungs- 
und Innovationskompetenz 
von POLOPLAST.

POLO-ECO PLUS PREMIUM VON POLOPLAST

IST VIEL STABILER UND HÄLT 
MEHR ALS 100 JAHRE
Dank überragender 
Materialkompetenz 
verfügt das Kanal-
rohrsystem POLO-ECO 
plus PREMIUM von 
POLOPLAST über eine 
extrem hohe Lebens-
dauer. Und diese  
Rohre können mehr.

MEHR INFOS 
Poloplast GmbH. & Co. KG
Poloplaststraße 1
4060 Leonding
Tel.: 0732 / 38 86 - 0
E-Mail: office@poloplast.com
Web: www.poloplast.com
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Unter dem Motto 
„Vertrauen schaffen. 
Gemeinsam erfolg-

reich sein“ trafen sich am 
23. September weit über 200 
Mitglieder der Facility-Manage-
ment- und Immobilienbranche 
mit nationalen und internatio-
nalen Referenten aus Wissen-
schaft, Wirtschaft und öffent-
licher Verwaltung im Rahmen 
des ersten österreichischen 
Facility-Management-Days im 
Park Hyatt Vienna.

Anlässlich ihres 20-jährigen 
Bestehens hatte die Facility 
Management Austria (FMA) in 
Kooperation mit der Interna-

tional Facility Management 
Association (IFMA) Austria 
erstmals selbst zur Tages-
konferenz mit Innovation 
und Wissen aus erster Hand 
eingeladen.

Wer möglicherweise schon 
in der Vergangenheit FM nicht 
nur als die Abkürzung für 
Facility-Management, sondern 
auch als Kürzel für Facilities 
für Menschen verstanden hat-
te, der durfte sich spätestens 
am Abend dieses zentralen 
und einzigartigen Branchen-
events bestätigt finden. Wie 
ein roter Faden zog sich das 
Motto des Tages durch die Vor-

träge und Diskussionen: Die 
Bedeutung des Menschen in 
allen relevanten künftigen He-
rausforderungen. Der Mensch 
als Mitarbeiter in den anbie-
tenden und beauftragenden 
Unternehmen; als Nutzer in 
den zu bewirtschaftenden Im-
mobilien, als knapper werden-
de Fachressource, als Brücke 
zwischen Facility-Management 
und Primärprozesse. 

Fazit
Die Premiere mit dem FM-Day 
2015 ist gelungen, für das 
kommende Jahr ist die Tages-
konferenz für den 28. Septem-
ber 2016 geplant.

FACILITY-MANAGEMENT 

GEMEINSAM  
ERFOLGREICH SEIN

INFOS 
www.fm-day.at
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SAUBERMACHER

Die neue Service-App für 
Gemeinden heißt „Daheim“
Die App dient als Erinne-
rung für Müllabfuhrter-
mine und bietet gleichzeitig 
eine einfache Kommunikati-
on von der Gemeinde direkt 
auf das Smartphone der 

Bürger. „Mit Daheim bieten 
wir eine Serviceleistung, die 
es Gemeinden künftig ermög-
licht, direkt und losgelöst von 
Druckterminen und langen 
Vorlaufzeiten schnell und un-
bürokratisch Informationen 
an ihre BürgerInnen direkt  
zu senden“, so Saubermacher-
Vorstand Ralf Mittermayr.

KONTAKT 
Saubermacher Dienstleis-
tungs AG
Hans-Roth-Straße 1
8073 Feldkirchen bei Graz
Tel.: +43 59 800
daheim@saubermacher.at
www.saubermacher.at

Daheim 
Die Service-App von 
�           

Nie mehr 
Abfuhrtermine* 
vergessen!

AndroidiOS

kostenlos 
downloaden.

JETZT

EN
TG

EL
TL

IC
H

E 
EI

N
SC

H
AL

TU
N

G



NEWS

Vernetzte Beleuchtungslösung bietet  
Höchstmaß an Komfort und Effizienz
Für die bereits mit dem 
„European Energy Award“ 
ausgezeichnete Gemeinde 
Hittisau im Vorarlberger 
Bezirk Bregenz erhält das 
Thema Nachhaltigkeit einen 
immer höheren Stellenwert. 
Aus diesem Grund hat die 
Gemeinde entschieden, den 
teilweisen Altbestand der 
Straßenbeleuchtung auf mo-
derne und energieeffiziente 
LED-Beleuchtung umzu-

stellen. Neben der Umrüs-
tung auf 74 LED-Leuchten 
hat die Gemeinde in enger 
Zusammenarbeit mit Philips 
beschlossen, das Starsense-
Telemanagementsystem auf 
das einfache Beleuchtungs-
steuerungssystem CityTouch 
umzustellen. 
Die gesamte Beleuchtungs-
infrastruktur lässt sich mit 
CityTouch auf einfachste 
Weise planen, kontrollie-

ren und managen. Durch die 
automatischen Updates des 
webbasierten Steuerungssys-
tems ist man immer auf dem 
neuesten Stand. Die innovative 
Lichtmanagement-Software 
von Philips bietet ein Höchst-
maß an Bedienungskomfort, 
Effizienz, Flexibilität und 
Erweiterbarkeit.

Infos auf www.philips.com FO
TO
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QUERGESCHRIEBEN

Oberöster- 
reichische  
Gemeinde- 
ordnung 
Der vorliegende Band soll 
den in der Gemeindever-
waltung Tätigen ebenso 
wie Rechtsanwälten und 
Notaren eine Hilfe für die 
tägliche Arbeit sein.  Ein 
umfangreiches Sachregister 
ermöglicht den raschen Zu-
gang zu den einschlägigen 
Rechtsquellen und Erläute-
rungen.

Trauner Verlag,  
ISBN: 10: 3990332902  
ISBN 13: 9783990332900 
5. Auflage 2015 
www.trauner.at

„Durch die unkompli-
zierte Steuerbarkeit der 
Leuchten, bei der jeder 
Lichtpunkt per Fern-
wartung durch uns als 
Betreiber anzusteuern 
ist, wird es einfacher als 
je zuvor, Licht gezielt zu 
den Zeiten sowie an den 
Orten einzusetzen, wann 
und wo es gebraucht 
wird“, so Amtsleiter 
Georg Bals.
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Nutzen Sie unsere Kompetenz in einem starken Netzwerk – einheitliche Qualitäts-
standards und kompetente Partner bieten das beste Ergebnis für Ihr Bauvorhaben
Expertise, Qualität und höchste fachliche Standards nach dem aktuellen Stand der 
Technik – dafür steht ACO kompromisslos

Lebensräume mit Tiefgang
Gemeinsame Qualitätssicherung für Ihr Projekt

»Unsere Märkte sehen wir mit den Augen unserer Kunden. 
Das FQP als kompetenter Partner bietet uns hierfür einen 
Erfahrungsaustausch auf höchstem Niveau.«
Dr. Ernst Strasser MBA, Geschäftsführer ACO GmbH

FORUM QUALITÄTSPFLASTER
Qualitätsgemeinschaft für Flächengestaltung mit Pflastersteinen und Pflasterplatten – 1070 Wien, Westbahnstrasse 7/6a   Tel.: +43-1-522 44 66 88   Mail: info@fqp.at   Web: www.fqp.at

www.fqp.at



Ab sofort  
können  
jugendliche  
AsylwerberInnen 
auch in  
Mangelberufen 
eine Lehre  
beginnen, nicht 
mehr nur in  
Berufen mit  
Lehrlingsmangel.“
Rudolf Hundstorfer, 
Sozialminister, in einer  
Aussendung auf www. 
sozialministerium.gv.at

NEWS

Ein Wasserrohrbruch im Ge-
meindeamt. Das ist ein Albtraum 
vieler Bürgermeister. 

Meist rückt das Thema Versi-
cherung erst dann auf die Agenda, 
wenn der Schaden passiert ist. 
Die Webapplikation ROB (Risiko 
Optimal bewerten) könnte das 
laut einem Bericht der „Salzburger 
Nachrichten“ ändern. 

Der Regionalverband Ten-
nengau hat gemeinsam mit dem 
Gemeindeverband, dem Land 
Salzburg und dem Versicherungs-
makler GrECo eine Webapplikati-
on entwickelt, die die Haftpflicht- 
und Sachversicherungsprämien 
der Gemeinden vergleicht. Zwei 
Studenten der Fachhochschule 
Salzburg haben das Team unter-
stützt. Präsentiert wurde ROB 
zwar schon, wann der Prototyp 
zur Verfügung steht, ist aber noch 
unklar. GreCo entscheidet dem-
nächst über die Finanzierung des 
Projekts. Der Vergleich soll aber in 
jedem Fall kostenlos sein.

Das Prinzip der App ist einfach. 
Die Gemeinde gibt die Einwohner, 
die Fläche und die Zahl der Be-
diensteten ein. Danach erhält der 
Zuständige eine Spielwiese, auf die 
er die Gebäude der Gemeinde stel-

len kann. Den Kindergarten zum 
Beispiel, oder die Kommandozen-
trale der Freiwilligen Feuerwehr. 
Jedes Mal, wenn der Zuständige 
ein Gebäude auf die Wiese zieht, 
muss er den Neubauwert und die 
gezahlte Versicherungsprämie 
eintippen. Am Ende poppt ein 
Fenster auf, das die Prämien der 
Gemeinden im Vergleich zu einem 
Durchschnitt zeigt. Den Durch-
schnitt haben die Partner durch 
die Befragung von 432 österreichi-
schen Gemeinden ermittelt. 

710.000
Flüchtlinge. Soviele 
Menschen kamen seit 
Jahresbeginn bis inklusive 
September nach Europa. 
Wie Frontex Mitte Oktober 
mitteilte, ist das jetzt schon 
die doppelte Anzahl im 
Vergleich zu 2014.

51 €
kostet heuer in Saal-
bach eine Erwachse-
nen-Tageskarte für 
den Lift. Der Grund 
laut Seilbahnen-Sprecher 
Ferdinand Eder: „Die 
technische Beschneiung 
unserer Skipisten macht 
mittlerweile zwischen 20 
und 25 Prozent eines ein-
genommenen Euro aus.“

Quelle: ORF Online,  13.11.2015

 23
Österreich erreicht im 
aktuellen Global Compe-
titiveness Ranking des 
Genfer World Economic 
Forum unter 140 unter-
suchten Ländern den 23. 
Rang. 2014 hatte Öster-
reich noch den 21. Platz 
belegt. „Wir haben nach 
wie vor ein Wachstums-, 
Struktur- und Vertrauens-
problem“, so Vizekanzler 
und Wirtschaftsminister 
Reinhold Mitterlehner 
zum Ergebnis.

App hilft Gemeinden,  
bei Versicherungen zu sparen
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Nutzen Sie unsere Kompetenz in einem starken Netzwerk – einheitliche Qualitäts-
standards und kompetente Partner bieten das beste Ergebnis für Ihr Bauvorhaben
Expertise, Qualität und höchste fachliche Standards nach dem aktuellen Stand der 
Technik – dafür steht ACO kompromisslos

Lebensräume mit Tiefgang
Gemeinsame Qualitätssicherung für Ihr Projekt
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Erfahrungsaustausch auf höchstem Niveau.«
Dr. Ernst Strasser MBA, Geschäftsführer ACO GmbH
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Maßgeschneiderte Lösungen für Ihre Kommune.
Der ISUZU D-MAX vereint das Beste aus Nutzfahrzeug und PKW und ist somit ein leistungsstarker und vielseitiger Partner für Ihren Kommunalbetrieb. Dank seines 
kraftvollen Antriebs und seiner äußerst robusten Karosserie bewältigt der zuverlässige Pick-up schweres Gelände und bietet mit seinen drei Kabinen-Varianten vielfältige 
Zuladungsmöglichkeiten und großzügigen Platz für Werkzeug, Material und Ihre Mitarbeiter. Die spezifi schen Ausstattungsvarianten wie der 3-Seiten-Kipper oder die 
Winterdienst-Ausführung machen den fl exiblen ISUZU D-MAX zu einem unverzichtbaren Helfer im täglichen Arbeitsalltag. www.isuzu.at

DER ISUZU D-MAX. 
EIN STARKER ALLROUNDER FÜR JEDEN EINSATZ.

D-MAX Verbrauch (innerorts/außerorts/kombiniert): 8,9 – 10,1/6,4 – 7,3/7,3 – 8,4 l/100 km, CO2-Emission (innerorts/außerorts/kombiniert): 233 – 267/167 – 193/192 – 220 g/km (nach RL 715/2007/EG) 
Symbolfoto. Jetzt mit bis zu 3,5 t Anhängelast erhältlich. ISUZU Sales Österreich, Zweigniederlassung der ISUZU Sales Deutschland GmbH, Mayrwiesstr. 15, 5300 Hallwang bei Salzburg, Austria

ISU-AZ_2015_Bauhof_215x90_RZ.indd   1 24.08.15   14:49
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Diesmal präsentieren wir 
mit Severin Mair den jüngs-
ten Bürgermeister in der 
drittältesten Stadt Öster-
reichs. Mit dem frischgeba-
ckenen Ortschef setzen wir 
die Porträts der „Menschen 
hinter dem Bürgermeister, 
der Bürgermeisterin“ fort.

 NAME:			   SEVERIN MAIR
 ALTER:		  	 22

 GEMEINDE:		  EFERDING IM HAUSRUCK

 EINWOHNERZAHL:	 3969 (1. Jänner 2015)

 BÜRGERMEISTER SEIT:	 18. Oktober 2015

 PARTEI:			  ÖVP

NACH DER WAHL  
Oberösterreich und Wien 
haben entschieden
Seite 54

LAND 
  & LEUTE
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Die Bürgermeisterwahlen 2015 in Eferding 
waren ja einigermaßen turbulent. Wie 
sieht Ihre Gefühlslage jetzt aus? 
Ich stehe vor einer großen Aufgabe, die 
ich jetzt freudig angehe. Die Wahl war ein 
großer Vertrauensvorschuss der Eferdinge-
rinnen und Eferdinger ...

Sie sind der jüngste Bürgermeister  
Österreichs, es ist ihre erste Amtsperiode: 
Wie werden Sie das Amt des „Ortschefs“ 
anlegen?
Ich möchte auch weiterhin auf die Leute 
zugehen und möglichst viele Kontakte mit 
den Bürgerinnen und Bürgern haben. Das 
bedeutet, dass ich auf vielen Veranstaltun-
gen sein werde ... 

Sie kommen aus einer politisch gemisch-
ten Familie: Ihr Vater sitzt für die Grünen 
im Gemeinderat und ist bei der Wahl 
gegen Sie angetreten. Wie legen Sie die 
Zusammenarbeit mit ihm künftig an? 
Ich habe ein Super-Verhältnis zu mei-
nem Vater. Natürlich wird es Diskussionen 
geben, wo wir unterschiedlicher Meinung 
sind, aber ich bin zuversichtlich, dass wir 
Meinungsverschiedenheiten nicht auf der 
familiären Ebene austragen werden. 

Seit der Wahl ist einige Zeit vergangen. 
Haben Sie sich schon überlegt, was Ihre 
ersten Schritte sein werden?
Ich möchte mich jetzt zunächst einmal 
einleben und mit den organisatorischen 
Abläufen vertraut machen. Danach möchte 
ich die Projekte angehen, für dich im Wahl-
kampf geworben habe. Das ist in erster Linie 
die Innenstadtbelebung ...

Eferding liegt im Hausruck. Was viele nicht 
wissen ist, dass es das Stadtrecht seit 1222 

besitzt und damit die drittälteste Stadt 
Österreichs ist. Ziemlich viel Tradition für 
einen 22-jährigen – oder?
Ich bin in Eferding aufgewachsen und mir 
der großen Tradition der Stadt sehr bewusst. 
2022 wird die oberösterreichische Landes-
ausstellung in Eferding stattfinden. Das wird 
eine spannende Aufgabe ...

Sind in Eferding Flüchtlinge unterge-
bracht?
Wir werden demnächst 48 Flüchtlinge 
bekommen. Ich erwarte nicht, dass das Pro-
bleme bereiten wird.  In Zusammenarbeit 
mit dem Roten Kreuz werden derzeit mobile 
Häuser errichtet, die man später leicht wie-
der abbauen kann. 

Welche Perspektiven und Entwicklungs-
möglichkeiten sehen Sie für Ihre  
Gemeinde in den kommenden zehn 
Jahren?
Die größten Möglichkeiten sehe ich im kul-
turellen Bereich um im Tourismus. Darum 
möchte ich ja, dass die historische Innen-
stadt wieder mit Leben erfüllt wird.

Sie studieren Jus: Wo sehen Sie sich in 
zehn Jahren?
Ich konzentriere mich jetzt auf das Amt des 
Bürgermeisters, hoffe aber, dass ich mein 
Studium bald beenden kann ... 

Der Mensch hinter 
dem Bürgermeister

WOVOR HABEN SIE ANGST?
Im Moment habe ich ein biss-
chen Angst davor, dass mit dem 
Bürgermeisteramt private Dinge 
zu kurz kommen.

MEIN LEBENSMOTTO :
Ein guter Freund aus Brasilien 
sagt immer: „Das Leben ist ein 
Geschenk Gottes!“

WAS IST FÜR SIE „ZU 
HAUSE“?
Familie, Freunde – einfach der 
Rückhalt, den man da be-
kommt.

DIE PERFEKTE FRAU TRÄGT 
FÜR MICH …
Sie ist natürlich, nicht aufgeta-
kelt, ehrlich und schätzt mich 
als Person.

WIE WÜRDEN SIE SICH 
MIT EINEM WORT SELBST 
BESCHREIBEN?
Ein fröhlicher Mensch mit einer 
positiven Lebenseinstellung!

 
DAS LEBEN IST EIN  
GESCHENK GOTTES“
Severin Mair über sein Lebensmotto

Mehr über Severin Mair auf 
www.kommunal.at

NAHAUFNAHME: SEVERIN MAIR

ICH BIN MIR DER 
TRADITION BEWUSST 



Die Landtagswahl haben die politischen Verhältnisse 
in Oberösterreich grundlegend geändert. Auch auf 
Gemeindeebene wirkte sich der Trend in Richtung 
FPÖ aus, allerdings nicht so stark wie im Land. In 
Wien dagegen ist – mehr oder weniger – alles beim 
Alten geblieben.

D as Asylthema wirkte sich auch auf die 
zeitgleich mit den Landtagswahlen 
stattfindenden Gemeinderatswahlen 
in Oberösterreich aus. „Dort, wo in 
den letzten Wochen viele Flüchtlinge, 

die auf der Durchreise nach Deutschland waren, 
vorübergehend einquartiert wurden, gab es gro-
ße Stimmenzuwächse für die FPÖ“, stellt Hans 
Hingsamer, Bürgermeister in der Innviertler 
Gemeinde Eggerding und Präsident des Ober-
österreichischen Gemeindebundes, fest. Aber: 
„In Gemeinden, wo eine überschaubare Zahl 
von Flüchtlinge untergebracht ist, hat sich das 
deutlich weniger ausgewirkt.“ Hingsamers Lehre 
daraus: „Wenn die Leute auf kleinere Einheiten 
aufgeteilt werden, wird das von der Bevölkerung 
akzeptiert.“

Eine Analyse der Wahlen, die der „Kurier“ 
durchgeführt hat, zeigt, dass es in Gemeinden, 
die keine Flüchtlinge aufgenommen haben, 
sogar noch größere FPÖ-Gewinne gab als in 
Gemeinden, in denen Flüchtlinge untergebracht 
sind. In Gemeinden ohne Flüchtlinge gewannen 
die Freiheitlichen im Durchschnitt 16,4 Pro-
zentpunkte dazu und liegen bei 32,2 Prozent. In 
Gemeinden mit Flüchtlingen legten die Frei-
heitlichen 14,3 Prozentpunkte zu und erreichten 
29,3 Prozent. Damit gewann die FPÖ in Ge-
meinden ohne Flüchtlinge im Durchschnitt um 
2,1 Prozentpunkte mehr als in Gemeinden mit 
Flüchtlingsquartieren.

Mit anderen Themen als der Flüchtlings- und 
Asylfrage war bei den Wählern kaum durch-

OBERÖSTERREICH & WIEN

STADT UND LAND UND   
ZWEI WAHLEN

zukommen, meint Hingsamer. Lediglich die 
oberösterreichische Spitalsreform habe sich in 
den vermeintlich betroffenen Regionen auch im 
Ergebnis der Gemeinderatswahlen ausgewirkt.

Interessant ist, dass die Wählerinnen und 
Wähler vielfach durchaus zwischen Landes- und 
Gemeindeebene differenzierten. In zahlreichen 
Kommunen gab es bei der Landtagswahl eine 
relative Mehrheit für die FPÖ, in der Gemeinde 
wurde jedoch traditionell rot oder schwarz ge-
wählt. Insgesamt errang die ÖVP 39,60 Prozent 
(minus 4,02 Prozentpunkte) der 9540 zu verge-
benden Mandate. Die SPÖ kam auf 27,63 Prozent 
(minus 5,86 Prozentpunkte), die FPÖ steigerte 
sich um 8,05 Prozentpunkte auf 22,26 Prozent. 
Für die Grünen gab es 6,76 Prozent der Mandate. 

Bürgermeisterwahlen werden von Persön-
lichkeiten geprägt. Noch deutlicher zeigt sich 
der Trend zum Splitten der Stimmen bei den 
Bürgermeister-Direktwahlen. Hier errangen die 
ÖVP-Kandidaten 47,38 Prozent der Stimmen. 
Das ist ein Minus von lediglich 1,94 Prozent-
punkten gegenüber der letzten Wahl im Jahr 
2009. Für die SPÖ-Bürgermeister reichte es 
immerhin noch für 31.85 Prozent (minus 6,30 
Prozentpunkte). Die freiheitlichen Kandidaten 
kamen auf 12,68 Prozent (plus 5,20 Prozent-
punkte). „Die Bürgermeisterwahlen sind sehr 
von den antretenden Persönlichkeiten geprägt“, 

In Gemein-
den, wo eine 
überschaubare 
Zahl von 
Flüchtlingen 
untergebracht ist, 
hat sich das 
deutlich weniger 
ausgewirkt.“
Hans Hingsamer, Bür-
germeister von Eggerding 
und Präsident des Ober-
österreichischen Gemein-
debundes, über eine der 
Gründe für den großen 
Stimmzuwachs der FPÖ 
in Oberösterreich. Bei der 
Bürgermeisterwahl erhielt 
Hingsamer 83,5 Prozent 
der Stimmen.

WAHLEN 
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analysiert Gemeindebund-Chef Hingsamer. Als 
Beispiel für das differenzierte Wählerverhalten 
nennt er Braunau: Bei der Landtagswahl gewann 
dort die FPÖ mit 36,81 Prozent. ÖVP-Bürger-
meister Hannes Waidbacher wurde aber mit 63 
Prozent der Stimmen bestätigt. 

Stichwahlen in Linz und Wels. In 44 Gemeinden 
gab es eine Stichwahl um den Bürgermeisterses-
sel. Andreas Rabl beispielsweise gelang es, Wels, 
die früher tiefrote zweitgrößte Stadt Oberöster-
reichs, politisch zu drehen. Der 42-jährige Jurist 
hatte schon im ersten Wahlgang nur knapp eine 
absolute Mehrheit verfehlt. Im Gemeinderat 
hatte die FPÖ eine Mehrheit von 43,08 Prozent 
erreicht. Nun errang Rabl – bisher Wohnbau-
stadtrat - 62,97 Prozent und setze sich damit klar 
gegen den SP-Kandidaten Hermann Wimmer 
durch.

In Linz konnte die SPÖ den das Bürgermeis-
teramt verteidigen. Klaus Luger setzte sich in der 
Stichwahl mit 61 Prozent gegen ÖVP-Kandidat 
Bernhard Baier (39 Prozent) durch.

Erfolgreichste Partei bei den Stichwahlen war 
die ÖVP: Sie eroberte 22 der 44 noch zu verge-
benen Bürgermeisterämter, die SPÖ 19 und die 
FPÖ drei. Berücksichtigt man auch den ersten 
Wahlgang, stellt die ÖVP 331 Bürgermeister, die 
SPÖ 92, die FPÖ zwölf und sonstige Parteien 
fünf. 

Das „rote Wien“  
ist rot geblieben
Die Wien-Wahl 2015 hat medial noch größeres 
Aufsehen erregt als die Oberösterreich-Wahl.  
Hauptgrund dafür war das zum Duell hochstili-
sierte Aufeinandertreffen von SPÖ und FPÖ. Die 
Verluste der Wiener SPÖ hielten sich in Grenzen, 
waren aber – siehe Simmering, das zwar bei 
der Landtagswahl rot blieb, bei der gleichzeitig 
stattfndenden Bezirksvertretungwahl aber an die 
FPÖ fiel – durchaus heftig. Michael Häupl blieb 
erwartungsgemäß Bürgermeister. 
Die Freiheitlichen hatten satten Zugewinne und 
konnten einige Bezirke gewinnen, blieben aber 
unter den eigenen Erwarungen und denen der 
Prognosenersteller. Parteichef Heinz-Christian 
Strache ließ sich trotzdem feiern und nominierte 
dann den Wiener FP-Chef Johann Gudenus als 
Vizebürgermeister.
Das schlechteste Wahlergebnis seit 1945 gab es 
für die Wiener ÖVP. Sie fiel unter zehn Prozent 
und konnte beispielsweise nur mit Müh und 
Not den prestigeträchtigen 1. Bezirk halten. Chef 
Manfred Jurazcka zog die Konsequenzen und 
legte alle Ämter zurück. 
Schlecht ging es auch den Grünen, sie verlo-
ren sowohl Stimmen als auch Mandate. Trotz 
gegenteiliger Ansage blieb aber Maria Vassilakou 
an der Spitze der Grünen. Die NEOS mit Beate 
Meinl-Reisinger an der Spitze schafften den 
Einzug ins Stadtparlament.
Bei Redaktionsschluss dauerten die Regierungs-
verhandlungen noch an, KOMMUNAL wird auf 
www.kommunal.at berichten. 

GRAFIK / Wikipedia / „Landtagswahlkarte Wien 2015 neu“ von Furfur
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ERGEBNIS DER BEZIRKSVERTRETUNGSWAHLEN 
IN WIEN

KURIOSES ERGEBNIS  
IN ST. GEORGEN AM 
WALDE

Kurios war die Situ-
ation, die sich in der 
Mühlviertler Gemeinde 
St. Georgen am Walde 
ergab. Dort war der 
Vermessungstechniker 
Franz Hochstöger mit 
einer Liste angetreten 
auf der er als einziger 
Kandidat aufschien. 
Das Problem: Die Liste 
errang sechs Mandate, 
eine Nachnominierung 
von Kandidaten ist 
aber nicht erlaubt. 
In St. Georgen über-
legte man daher, den 
Gemeinderat um die 
fünf „fehlenden“ Sitze 
zu verkleinern. Das sei 
aber nicht möglich, 
meint der Verfassungs-
jurist Heinz Mayer. 
Denn die oberöster-
reichische Gemeinde-
ordnung legt die 
Anzahl der Mitglieder 
des Gemeinderates in 
Gemeinden mit 1901 
bis 4500 Einwohnern 
mit 25 fest – so viele 
haben dann auch drin 
zu sitzen. „Eine echte 
Gesetzeslücke, die der 
Landtag schließen 
müsste“, meint Mayer 
im „Standard“.

WAHLEN
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Mehr als 70.000 Wildtiere kommen jährlich 
auf Österreichs Straßen durch Verkehrs-
unfälle zu Tode. Auch wenn der größte 

Teil der Wildunfälle auf der Straße zumindest 
für die Autofahrer glimpflich ausgeht, werden 
immer noch hunderte Verkehrsteilnehmer 
jährlich dabei verletzt. „Im Jahr 2014 wurden in 
Österreich 338 Personen bei Verkehrsunfällen 
mit Wildtieren zum Teil schwer verletzt. Zwei 
Personen starben an den Folgen des Unfalls. Die 
Zahl der Unfälle ohne Personenschaden ist in 
Österreich enorm. 72.081 Wildtiere kamen in der 
letzten Saison 2013/2014 auf Österreichs Straßen 
zu Tode, d. h. man kann davon ausgehen, dass 
sich mindestens acht Wildunfälle im Straßen-
verkehr stündlich in Österreich ereignen, bei 
welchen das Tier verendet“, erklärt Erich Leiß, 
Vorstandsdirektor Wiener Städtische Versiche-
rung AG Vienna Insurance Group, Sprecher der 
Kfz-Sektion im VVO. 

Geschwindigkeit anpassen. Analysen des KfV 
zeigen, dass Wildunfälle durchaus ein schwer-
wiegendes Problem der Verkehrssicherheit 
sind. Ein Unfall kann unabhängig von Erfahrung 
und Fahrkönnen jeden Kraftfahrer treffen. „Die 
meisten Unfälle ereignen sich zwischen 20 und 
22 Uhr abends oder in der Morgendämmerung, 
wenn die Tiere am aktivsten sind“, erklärt Dr. 
Othmar Thann, Direktor des KfV (Kuratorium 
für Verkehrssicherheit) die Ergebnisse der De-
tailauswertungen des KfV. „Dennoch ist die Zeit 
zwischen ein und vier Uhr früh angesichts der 
geringen Verkehrsstärken ziemlich gefährlich. 

Wildunfälle passieren die ganze Woche über. 
Über das Jahr verteilt gibt es im mehrjährigen 
Durchschnitt immer wieder Spitzen bei den 
Wildunfällen, die Abweichungen zwischen den 
Monaten sind aber relativ gering. Vorsicht ist 
also das ganze Jahr über geboten. Bei 52 Prozent 
aller Wildunfälle erfolgt eine Kollision mit einem 
Reh, bei 0,7 Prozent mit einem Schwarzwild“, so 
Thann.

Oftmals wird die Gefahr, die von Wildunfäl-
len ausgeht, stark unterschätzt: Die gewaltigen 
Kräfte, die frei werden, wenn Mensch (Auto) 
und Tier zusammentreffen, werden meist massiv 
unterschätzt. „Trifft man mit 50 km/h auf ein 
80 kg schweres Wildschwein, wirkt ein Auf-
prallgewicht von zwei Tonnen auf Fahrzeug und 
Fahrer!“, so Thann.

Richtige Reaktion ist entscheidend. Springt ein 
Tier auf die Straße, heißt es: „Ruhe bewahren, 
kontrolliert bremsen, abblenden und hupen“, rät 
Thann. Ist ein Zusammenstoß mit einem Wildtier 
unvermeidlich, sollte man stark bremsen und 
das Lenkrad gut festhalten. Wenn der Fahrer 
richtig reagiert, ist die Verletzungsgefahr bei 
einem Zusammenstoß mit einem Wildtier für die 
Autoinsassen relativ gering. Riskante Ausweich-
manöver sind zu vermeiden, sie bergen ein 
höheres Risiko als ein Zusammenstoß mit dem 
Tier.

Meldepflicht bei Unfällen mit Wildtieren. Weil 
Wildtiere im Herbst oft größere Distanzen von 
den Ruheplätzen zu den attraktiven Nahrungs-

Acht Wildunfälle pro Stunde ereignen sich 
durchschnittlich in Österreich. Schlechte 
Fahrverhältnisse erhöhen die Unfallgefahr 
besonders in der Herbstzeit. 

HERBSTBEGINN

RISIKOZEIT FÜR 
WILDUNFÄLLE

FAKTEN  
ZU UNFÄLLEN MIT 
WILDTIEREN

›   Acht Wildunfälle 
ereignen sich pro 

Stunde in Österreich.

› 258 Personen 
werden im Durch-

schnitt jährlich bei 
Wildunfällen verletzt.

› Zwei Personen 
werden im Durch-

schnitt jährlich getötet.

› 52 Prozent aller 
Wildunfälle sind 

eine Kollision mit 
einem Reh.

› Trifft man mit  
50 km/h auf ein 

80 kg schweres Wild-
schwein, wirkt ein Auf-
prallgewicht von zwei 
Tonnen auf Fahrzeug 
und Fahrer.

› Jährlich kommen 
78.519 Wildtiere 

durchschnittlich in 
Österreichs Straßenver-
kehr zu Tode. 

LEHREN  
SIND ZU ZIEHEN

› Die wichtigste 
Unfallprävention 

ist eine angepasste 
Geschwindigkeit.

› Es gibt nur eine 
richtige Reaktion:  

Gefährliche Ausweich-
manöver sind unbe-
dingt zu vermeiden. 
Quelle / KFV 2015

6

2

VERKEHRSSICHERHEIT 
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stellen zurücklegen, kommt es zu vermehrten 
Straßenquerungen durch Wildtiere.

„Wildtiere folgen meist ihren gewohnten 
Routen zu Äsungsplätzen. Die Tiere nehmen 
instinktiv den kürzesten Weg zu ihrem Ziel 
und unterscheiden nicht, ob sie Straßen oder 
Feldwege queren“, erklärt Dr. Peter Lebersorger, 
Generalsekretär der Zentralstelle Österreichi-
scher Landesjagdverbände. „Umso wichtiger 
ist es daher, Wildwarnschilder auch ernst zu 
nehmen, die Geschwindigkeit zu reduzieren und 
die Aufmerksamkeit zu erhöhen, denn Wildtiere 
sind nicht berechenbar.“

Ist ein Unfall passiert, muss die Gefahren-
stelle so schnell wie möglich abgesichert und 
anschließend die Exekutive verständigt werden. 
Wer keine Meldung vornimmt, macht sich we-
gen Nichtmeldens eines Sachschadens strafbar, 
denn nach §4 Abs. 5 der Straßenverkehrsord-
nung besteht bei einem Wildschaden unverzüg-
lich Verständigungspflicht. „Noch ein wichtiger 
Tipp, der viel Ärger und Kosten ersparen kann: 
Getötetes oder verletztes Wild darf auf keinen 
Fall vom Fahrer mitgenommen werden, auch 
nicht zum Tierarzt! Auch das kann als Wild-
diebstahl gewertet und empfindlich bestraft 
werden“, so Lebersorger abschließend.  

Mehr Infos auf www.kfv.at

Das meiste „Fallwild“ gibt es in Niederösterreich, gefolgt von 
Oberösterreich und der Steiermark. Hier geschehen mit 61.785 

Stück Wallwild 78,6 Prozent aller Unfälle mit Widltieren.

WAHLEN
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EXPERTEN INFORMIERTEN AUF DER KOMMUNALMESSE

ARA: Partner der  
Kommunen
Das Team der Altstoff  
Recycling Austria AG stand 
den Besuchern im Rahmen 
der Kommunalmesse bei Fra-
gen zur Verpackungssamm-
lung mit Rat und Tat zur 
Seite. Die Experten der ARA 
informierten u. a. über die 

Novelle des Abfallwirtschafts-
gesetzes und die Auswirkun-
gen auf die Gebietskörper-
schaften. 

INFO 
www.ara.at
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HOLLU SYSTEMHYGIENE

hollupure – Handhygiene 
im Vorbeigehen

Herbstzeit ist Grippezeit 
– und täglich besteht die 
Gefahr, sich mit lästigen 
Krankheitserregern anzuste-
cken. Wussten Sie, dass pro-
fessionelle Handhygiene die 
Übertragung von Keimen und 
Schmierinfektionen erheblich 
eindämmt? Mit hollupure, 
der neuesten Innovation von 
hollu, gelingt sichere Hän-
dedesinfektion einfach im 
Vorbeigehen.

KONTAKT 
hollu Systemhygiene GmbH
Salzstraße 6, 6170 Zirl
Telefon: 0800 100 76 10
www.hollu.com

Einzigartiges Design, maximale 
Hygiene: die mobile Händedes-
infektion hollupure.
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BURGENLAND KÄRNTEN

Keine Gratis- 
Liftkarten mehr

Als Folge des Spardrucks 
in Kärnten sind die Liftkar-
ten für Schulschikurse in 
Zukunft nicht mehr gratis. 
Für Volksschulkinder war 
bisher die Karte für drei 
Tage Schikurs gratis. Nun 
sollen die Eltern für drei bis 
vier Tage zehn Euro bezah-
len. Der Tarif für Schikurse 
höherer Schulen beträgt 
nun 35 Euro pro Woche.

„Fit für die Zukunft“ – un-
ter diesem Motto steht das 
burgenländische Gemein-
depaket. Ziel ist es, die 
Gemeinden in den immer 
vielfältiger und komplexer 
werdenden Aufgaben best-
möglich zu unterstützen. 
In Zusammenarbeit der 
beiden Gemeindevertreter-

verbände und des Städte-
bundes wurde nun ein 
Expertenpool, bestehend 
aus Juristen, Ziviltechni-
kern, Steuerberatern etc. 
zusammengestellt, der zu-
künftig den Kommunen die 
Möglichkeit bietet, sich bei 
Gemeindeprojekten beraten 
zu lassen. 

Gemeindepaket wurde 
präsentiert

Bürgermeister-Empfang 
im Planetarium Klagenfurt
Der Kärntner Gemeinde-
bund lud Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister 
zu einem Empfang ins 
Planetarium Klagenfurt. 
Im Mittelpunkt standen die 
Vorhaben von Gemeinde-
referentin Gaby Schaunig. 
„Es wird eine Arbeitsgruppe 
für Transferentflechtungen 
eingesetzt“, teilte Schaunig 
mit. Ziele dieser Entflech-
tung seien die Transparenz 

der Finanzströme und die 
Bündelung von Aufgaben-
verantwortung und Finanz-
verantwortung. Weiters 
sprach Schaunig das neue 
Gemeindeplanungsgesetz 
an, das bereits als Entwurf 
vorliegt. Als Ziel nannte sie 
Verfahrensbeschleunigung, 
Stärkung der Gemeinde-
autonomie in Siedlungszen-
tren sowie Baulandmobili-
sierung. 

FO
TO

S /
 B

gl
d.

 L
an

de
sm

ed
ie

ns
er

vi
ce

, L
an

d 
Kä

rn
te

n/
Bü

ro
 L

H
St

v.
in

 S
ch

au
ni

g,
 N

LK
 J.

 B
ur

ch
ha

rt
, D

an
ie

l K
au

de
r

Kommunalkredit-Chef Alois Steinbichler, Landeshauptmann-
Stellvertreterin Gaby Schaunig, Kärntens Gemeindebund-Präsident 
Peter Stauber, Maria Bogensberger (Quantum GmbH) und Adolf 
Krump (Top Group GmbH)

Präsident Bgm. Leo Radakovits (Bgld. Gemeindebund), Bgm.in 
Ingrid Salamon (Städtebund), Landeshauptmann Hans Niessl, 
Landesrätin Astrid Eisenkopf und Präsident Bgm. Erich Trummer 
(Bgld. GVV)

Weiteres  
Kindergartenjahr 

Das im Rahmen einer 
15a-Vereinbarung fixierte 
verpflichtende Kinder-
gartenjahr ab 2016/17 soll 
auch auf die vierjährigen 
Kinder ausgeweitet wer-
den. Landeshauptmann 
Peter Kaiser kündigte an, 
dass diesbezüglich noch 
weitere Gespräche mit den 
Kindergartenerhaltern, den 
Gemeinden, folgen sollen. 

Barrierefreiheit 
wird erhoben

Am 1. Jänner 2016 läuft die 
Frist zur Adaptierung der 
barrierefreien Zugänge in 
öffentliche Gebäuden ab. 
Zahlreiche burgenländi-
sche Gemeinden haben die 
nötigen Umbaumaßnahmen 
aber noch nicht durchge-
führt. 
„Viele Gemeinden wissen 
gar nicht, welche Maßnah-
men gesetzt werden kön-
nen. Wir bieten hier eine 
Hilfestellung an“, sagt der 

Präsident des Verbandes für 
Menschen mit Behinderung 
(ÖZIV, früher: Österreichi-
scher Zivil-Invalidenver-
band), Hans-Jürgen Groß. 
Der ÖZIV Burgenland 
versendet nun einen „Er-
hebungsbogen“ an alle bur-
genländischen Gemeinden. 
Darin soll etwa angeführt 
werden, ob ein schwellen-
loser Zugang ins Gemein-
deamt möglich ist, ob es 
schwellenlose Einkaufs-
möglichkeiten oder auch 
abgesenkte Gehsteige sowie 
Behindertenparkplätze gibt. 
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NIEDERÖSTERREICH OBERÖSTERREICH

Stefan Bofinger (Frauenhofer-Institut für Windenergie und Ener-
giesystemtechnik), Landesrat Stephan Pernkopf, Moderatorin 
Christa Ruspeckhofer (Energie- und Umweltagentur NÖ), Herbert 
Greisberger (Energie- und Umweltagentur NÖ), Josef Wallenberger 
(Wallenberger und Linhard Regionalberatung GmbH). 

Beim „Energie- und 
Umwelt-Gemeinde-Tag“ in 
St. Pölten wurde deutlich, 
welche wichtige Vorbild-
wirkung Gemeinden beim 
Thema Energie haben. Denn 
viele Gemeinden haben auf 
den Dächern von Schule 
oder Kindergarten eine 
Photovoltaikanlage errich-
tet, die über ein Bürgerbe-
teiligungsmodell finanziert 
wurden. 
Niederösterreich ist kurz 

davor, sein erstes Etap-
penziel auf dem Weg zur 
Energiewende zu erreichen: 
Den gesamten Strombedarf 
mit Strom aus erneuerba-
ren Energien abzudecken. 
Schon jetzt sind es 98,7 
Prozent. Gelungen sei das 
durch eine gemeinsame 
Kraftanstrengung von 
Land, Gemeinden und 
Bevölkerung, wie Landesrat 
Stephan Pernkopf in seiner 
Eröffnungsrede betonte.

Im Rahmen eines Festaktes 
in den Redoutensälen in 
Linz überreichte Landes-
hauptmann Josef Pühringer 
die Denkmalpreise des 
Landes Oberösterreich 2015. 
36 Projekte waren dafür 
eingereicht worden.
„Oberösterreich würdigt 
als einziges Bundesland 
herausragende Projekte 
der Denkmalpflege“, sagte 
Pühringer. „Was von Denk-
maleigentümern und Denk-
malpflegern geleistet wird, 
ist ein wichtiger Beitrag für 
die Gemeinschaft, für die 
Öffentlichkeit und für das 
Identitätsbewusstsein in 
unserem Land. Denkmäler 
vermitteln ein Gefühl von 
Heimat, und sie verleihen 
den Orten ihr einzigarti-
ges spezifisches Bild, das 
Wiedererkennungswert und 
Identität verleiht.“
Den Denkmalpreis des 
Landes Oberösterreich 2015 
erhielten:
•	 Die Pfarre Feldkirchen 

bei Mattighofen für die 
Generalsanierung der 
Filialkirche Aschau.

•	 Das Stift Kremsmünster 
für die Sanierung und 
Restaurierung des Was-
sertors und des Refekto-
riums.

•	 Die Stadtpfarre Traun für 
die Restaurierung und 
Sanierung der Stadtpfarr-
kirche.

•	 Michael Leimer für die 
Sanierung und Restau-
rierung der „Rieglmühle“ 
in St. Thomas am Blasen-
stein.

Anerkennungspreis wurden 
verliehen an:
•	 Max Colon für die Sanie-

rung des „Hörtenthaler-
hauses“ in Kirchberg bei 
Kremsmünster.

•	 Georg Kügler für die Sa-
nierung des ehemaligen 
Bürgerspitals in Linz.

•	 Gerhard Frauendorfer 
für die Restaurierung der 
Wimhölzgruft am Barba-
rafriedhof in Linz.

Die Vertreter der Pfarre Feldkirchen bei Mattighofen mit Landes-
hauptmann Josef Pühringer. FO
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Denkmäler vermitteln 
Heimatgefühl

Impulse für eine nach- 
haltige Energiezukunft

Änderung der  
Bauordnung

Um Quartiere für Flüchtlin-
ge rascher und unbürokra-
tisch verfügbar zu ma-
chen, hat der Landtag eine 
Lockerung der baurecht-
lichen Regeln sowie eine 
Änderung des Kanalgeset-
zes für die Flüchtlingsun-
terbringung beschlossen. 

Mit der Novelle wird die 
notwendige Errichtung von 
Flüchtlingsbauten, wie etwa 
Containern, vereinfacht. 
Mit der Änderung und der 
damit verbundenen Verein-
fachung gelten die Regelun-
gen über die Flächenwid-
mung nicht, andererseits ist 
nur mehr eine Meldung des 
Landes an die Baubehörde 
notwendig. 
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SALZBURG STEIERMARK

Die Öffnung von Forststra-
ßen für Radfahrerinnen 
und Radfahrer hat sich 
nach Ansicht von ÖVP, Grü-
nen, Freiheitlichem Klub 
und Team Stronach be-
währt. Der weitere Ausbau 
von Mountainbike-Strecken 
soll geprüft werden. Die 
von der SPÖ gewünschte 
generelle Öffnung wird 
aber abgelehnt. Landes-
hauptmann-Stellvertreterin 
Astrid Rössler (Grüne) 
meint, das bewährte System 
zwischen Tourismus und 

Forstwirtschaft habe zu ei-
nem guten Angebot geführt. 
Die Zweite Landtagsprä-
sidentin Gudrun Mosler-
Törnström (SPÖ) verwies 
auf das Forstgesetz, in dem 
vor 40 Jahren das Betre-
tungsrecht im Wald geregelt 
wurde. Dass Radfahrende 
1975 von dieser Wegefrei-
heit ausgeschlossen wur-
den, habe einen einfachen 
Grund: Damals gab es keine 
Mountainbikes, mit denen 
man im Wald hätte fahren 
können.

Keine flächendeckende  
Öffnung der Forststraßen

Auszeichnung für  
renaturierte Mur
Dank massiver Anstren-
gungen in den letzten Jah-
ren wurde die Mur zu einem 
vorbildlich sauberen Fluss. 
Bis in die 80er-Jahre war 
die Mur stark verschmutzt. 
Firmen und Gemeinden lie-
ßen ihre Abwässer vielfach 
ungeklärt in das Wasser 
fließen. 

Das änderte sich erst, als 
das Land sich zu eine ökolo-
gischen Kehrtwende ent-
schloss und die Verschmut-
zungsquellen systematisch 
eliminierte. 
Mitte der 90er-Jahre begann 

man an der Grenze zu 
Slowenien und am Oberlauf 
der Mur dem Fluss seinen 
natürlichen Verlauf zurück-
zugeben. 
Nun konnte eine Delegati-
on aus der Steiermark im 
australischen Brisbane den 
zweiten Platz beim „Theiss 
International Riverprize“ 

entgegennehmen. Im Finale 
mussten sich das Mur-
Projekt – gemeinsam mit 
einem Projekt am Jordan 
– nur der Renaturierung 
des australischen Lake Eyre 
Basin geschlagen geben.
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Das LIFE-Projekt Obere Mur. 

Mountainbiker dürfen auch in Zukunft nicht überall fahren.

Eine Million für  
kleine Schigebiete

Wie auch im Vorjahr un-
terstützt das Land kleine 
und mittlere Schigebiete. Im 
Topf ist eine Million Euro, 
die für qualitätsverbessern-
de Maßnahmen für Lift-, 
Pisten- und Loipenanlagen 
oder bei der Errichtung 
bzw. dem Ausbau von 

Beschneiungsanlagen zur 
Verfügung gestellt wird. Ge-
fördert werden maximal 20 
Prozent der Gesamtkosten 
(bis zu einer Investitionshö-
he von 350.000 Euro).
Letzte Saison profitierten 
unter anderem die Gaaler 
Lifte, das Salzstiegl, die 
Riesneralm, Loser und 
Lachtal oder die Teichalm-
lifte von der Aktion.

Seilbahntechniker 
suchen Nachwuchs

Die Salzburger Seilbahn-
wirtschaft hat kräftig inves-
tiert. Beim Personal fehlt es 
aber an Nachwuchs.
Ferdinand Eder, Sprecher 
der Salzburger Seilbahn-
wirtschaft, klagt, dass es in 
der Berufsschule für Seil-
bahntechnik in Hallein zu 
wenige Lehrlinge gibt. Sein 
Appell: Die Betriebe sollen 

mehr Seilbahntechniker 
ausbilden. Den Lehrberuf 
gibt es seit 2012. Heuer gibt 
es aber um die Hälfte weni-
ger Anmeldungen.
In den 52 Salzburger Schi-
gebieten gibt es insgesamt 
447 Seilbahnen und Lifte. 
105 Millionen Euro inves-
tieren die Betreiber, um für 
den Winter vorbereitet zu 
sein. Erfreut ist man, dass 
das Geschäft auch im Som-
mer gut gelaufen ist. 
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TIROL VORARLBERG

Der Telfer Bürgermeister Christian Härting und Gemeindever-
bands-Chef Ernst Schöpf treten für den Erhalt von Sonderpädago-
gischen Zentren ein.

Kritisch hinterfragt wird 
vom Tiroler Gemeindever-
band die von der Bildungs-
abteilung des Landes for-
cierte Inklusion. Zentren für 
Inklusiv- und Sonderpäda-
gogik – wie Sonderpädago-
gische Zentren inzwischen 
genannt werden –, würden 
dabei auf der Strecke blei-
ben. Gleichzeitig würden 
den Kommunen prak-
tisch auf dem Schleichweg 
durch die nötige Anstellung 
von speziell ausgebilde-
ten Stützkräften für den 

Regelschulbetrieb wieder 
einmal zusätzliche Kosten 
erwachsen. 
Bürgermeister Christian 
Härting aus Telfs: „Eine 
Betreuung von Kindern mit 
erhöhtem Förderbedarf im 
Regelschulbetrieb ist mit 
jener in einem SPZ mit den 
extra dafür ausgebildeten 
Lehrkräften nicht zu ver-
gleichen. Es wurde viel für 
den Aufbau dieser Zentren 
getan. Diese jetzt plötzlich 
praktisch abzuschaffen, 
wäre der falsche Weg.“

In der Region Blumenegg 
wird das Potenzial von ge-
meindeübergreifenden Ko-
operationen aktiv genutzt 
und ausgebaut. So stellen 
etwa Bludesch, Thüringen 
und Ludesch seit 2012 ihre 
Energiepolitik unter ein ge-
meinsames Dach und setzen 
als „Energieregion Blumen-
egg“ gemeindeübergreifend 
Aktionen.

Herzstück der Zusammen-
arbeit ist das gemeinsame 
Dienstleistungszentrum 
Blumenegg. Hier profi-
tiert die Bevölkerung von 
Ludesch und Thüringen von 
der Zusammenlegung der 
Bauämter, Wertstoffsam-
melzentren, Baurechtsver-
waltungen und Bauhöfen 
in ein großes Kompetenz-
zentrum. 

Landtagspräsident Harald Sonderegger mit Vertretern der  
Gemeinden Bludesch, Thüringen und Thüringerberg.
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Bevölkerung profitiert von 
Gemeindekooperationen

Kritischer Blick auf die  
Inklusion

Obergrenzen für 
Autoabstellplätze

Hohe Bauanforderungen 
machen Wohnen teuer. 
Auch die Zahl der vorge-
schriebenen Parkplätze ist 
ein Kostenfaktor. Eine Re-
form der Stellplatzverord-
nung soll nun für Verbes-
serungen sorgen. „Bislang 
schrieben Gemeinden 

teilweise je Wohneinheit zu 
viele Stellplätze vor. Klar 
definierte Obergrenzen für 
die Errichtung verhindern 
künftig ein derartiges Über-
schießen bei Parkplätzen, 
das für die Bauträger - und 
damit auch für die künf-
tigen Wohnungsinhaber 
- hohe Kosten verursacht“, 
begründet Landesrat Johan-
nes Tratter die Reform.

Geld für Kinder- und 
Schülerbetreuung

46 Vorarlberger Gemeinden 
erhalten vom Land eine zu-
sätzliche Förderung für die 
im Jahr 2014 angefallenen 
Personalkosten im Bereich 
Kinder- und Schülerbe-
treuung. In Summe erhalten 
diese Gemeinden 345.000 
Euro.
„Unser Ziel ist es, die 
Kompetenzen der Kinder 
zu stärken und damit ihre 
Bildungschancen nach-
haltig zu erhöhen“, sagt 

Landeshauptmann Markus 
Wallner. Investiert wird vor 
allem in Sprachförderung, 
zunehmende Individuali-
sierung sowie in die Aus-
dehnung der Lernbetreuung 
an Schulen. 
Die Anzahl der betreuten 
Kinder konnte 2014 erneut 
gesteigert werden. 5344 
Kinder hatten im Vorjahr 
einen Platz in Spielgruppen, 
(Klein)Kinderbetreuungen 
oder bei Tageseltern, 
für 9606 Schulkinder  
gab es eine Schüler- 
betreuung.

KOMMUNAL   11/2015  //  61

  LAND & LEUTE BUNDESLÄNDER



M it dem Gesetz zum Nach-
tragshaushalt hat der 
Südtiroler Landtag einige 

Änderungen an der Gemeindeim-
mobiliensteuer beschlossen. Die 
wichtigste Neuerung betrifft die 
Erhöhung des Steuerfreibetrages 
für die Hauptwohnung. Damit 
kommt der Landtag einem Ver-
sprechen von Landeshauptmann 
Arno Kompatscher nach. Bereits 
bei der Einführung der Steuer 
im Vorjahr hatte dieser erklärt, 
dass für die Hauptwohnung keine 
Steuer geschuldet sein sollte.

In der konkreten Anwendung 
hatte sich jedoch herausgestellt, 
dass die vorgesehenen Freibeträ-
ge nicht ausreichten, um sämt-
liche Hauptwohnungen von der 
Steuer zu befreien. Mit der nun 
vorgenommenen Erhöhung sind 
ab dem Jahr 2016 alle Haupt-
wohnungen, mit Ausnahme der 
Luxuswohnungen, von der Steuer 
befreit. Kosten wird dies rund elf 
Millionen Euro.

Was die Familien freuen dürf-
te, sorgte bei den Gemeinden für 
einigen Unmut. „Es könne doch 
nicht sein, dass das Land Steuer-
erleichterungen beschließt und 
die Gemeinden die Kosten dafür 
tragen müssen“, so der einhellige 
Tenor der Bürgermeister. „Wenn 
das Land die Familien entlasten 
will, so soll es auch die Kosten 
dafür übernehmen“. Bei der 
Begutachtung des Gesetzes durch 
den Rat der Gemeinden wurde 
das Land daher aufgefordert, für 
einen Ausgleich der entgangenen 
Einnahmen zu sorgen. 

Im Gesetz ist von einem 
Ausgleich aber keine Rede. LH 
Kompatscher und dem zustän-

digen Landesrat Schuler konnte 
lediglich die Zusage abgerungen 
werden, dass man im Rahmen 
der Finanzverhandlungen nach 
einem Ausgleich suchen werde. 
Ob ein solcher Ausgleich kommt 
und wie dieser aussehen wird, 
steht aber noch in den Sternen.

Weitere Neuerungen erlauben 
es den Gemeinden, den Hebe-
satz während der Arbeiten für 
den Umbau oder die Sanierung 
bestehender Gebäude herab-
zusetzen, denkmalgeschützte 
Bauten gänzlich von der Steuer zu 
befreien und den Steuersatz für 
nicht vermietete Wohnungen und 
Zweitwohnungen weiter anzu-
heben.

Laut Landesrat Schuler sollten 
die Gemeinden diese neuen Mög-
lichkeiten als Steuerungsinstru-
mente nutzen, um etwa die Wie-
dergewinnung von bestehenden 
Gebäuden zu unterstützen oder 
den Zweitwohnungstourismus 
einzuschränken. In der Praxis ist 
dies aber oft nicht möglich. Steu-
ererleichterungen sind aufgrund 
der Haushaltssituation in vielen 
Gemeinden nicht finanzierbar. 
Und eine noch stärkere Belas-
tung der Kategorien, die bereits 
heute voll zur Kasse gebeten 
werden, kommt fast schon einer 
schleichenden Enteignung gleich. 
Abgesehen davon, ruft auch die 
Wirtschaft nach der Aktion des 
Landes nach weiteren Steuer-
leichterungen. 

BLICK ÜBER DIE GRENZE

GIS AUF HAUPTWOHNUNG 
ABGESCHAFFT 

PERSONALIA
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ELISABETH HÖFLER 

Erste Bürgermeisterin 
der Fusionsgemeinde 
AIGEN-SCHLÄGL // Das erste Gemeinde-
oberhaupt der neuen oberösterreichischen 
Fusionsgemeinde Aigen-Schlägl ist Elisabeth 
Höfler. Sie setzte sich gegen ihre Konkurren-
tin Ingrid Groiß 
(SPÖ) mit 83 Pro-
zent bei der Wahl 
durch. 
Die Bürgermeis-
terwahl war für 
die Marktge-
meinde beson-
ders spannend, da zuvor im Mühlviertel am 
1. Mai die Gemeinden Aigen und Schlägl 
fusionierten. „Mich freut vor allem die große 
Wertschätzung der Bevölkerung“, sagt Höfler. 
„Der Wahlausgang zeigt, dass ich alles richtig 
gemacht habe.“ Im Gegensatz zu Aigen ist 
die Gemeinde Schlägl an den Anblick eines 
weiblichen Gemeindeoberhaupts gewöhnt. In 
der Gemeinde Aigen saß zuvor ein Mann im 
Bürgermeisterstuhl. 

PERSONALIA  

LINKS ZUM THEMA  
 

Mehr Personalia auf 
www.

gemeindebund.at

INFORMATIONEN: 
Südtiroler Gemeindenverband
presse@gvcc.net
Tel. +39 0471 304655
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MIT ENTSCHLIESSUNG VOM 27. AUGUST 2015 
HAT BUNDESPRÄSIDENT  
DR. HEINZ FISCHER VERLIEHEN:

Das Goldene Verdienstzeichen  
der Republik an 

Herbert Eder, ehem. Bürgermeister der Gemeinde 
Jeging, Oberösterreich.

EHRUNGEN

ELISABETH FEICHTINGER 

Österreichs jüngste  
Bürgermeisterin 
ALTMÜNSTER  // Ein Buch von 
Bruno Kreisky entfachte bereits 
im Alter von zwölf Jahren das 
politische Interesse von Elisa-
beth Feichtinger. Im Anschluss 
besorgte sie sich alle Partei-
programme, um festzustellen, 

welche Partei ihr thematisch 
am nächsten lag. Obwohl 
sie auch mit den Grünen 
sympathisierte, ent-
schied sie sich schlussendlich doch für die Roten. 
Das jahrelange Engagement für die Partei gipfelt 
nun vorerst in der erfolgreich geschlagenen Wahl 

der 28-Jährigen. In der Stichwahl entschieden sich 
die Bürger von Altmünster für einen Machtwechsel 

an der Spitze und machten die junge Lehrerin mit 
einem eindeutigen Votum von 60 Prozent zur Bürger-

meisterin.
Bereits mit 22 Jahren wollte sie bei den Gemeinderatswah-
len antreten, wäre aber trotz ihres Engagements nur auf 
Platz 16 gereiht worden. „Wir hatten damals 13 Mandate 
im Gemeinderat. Das heißt, es wäre unrealistisch gewe-
sen, dass ich auch wirklich Gemeinderätin werde“, erklärt 
Feichtinger die Ausgangslage. Sie wollte das so aber nicht 
hinnehmen und hat bei der entscheidenden Parteisitzung 
ihren Unmut über die Reihung geäußert. „Vor mir waren 
nur Männer. Ich legte dar, dass ich durch meinen Ein-
satz einen besseren Platz verdient hätte“, so Feichtinger. 
Sie setzt sich schließlich durch und der Parteivorstand 
beschloss, sie auf den sechsten Platz zu setzen. Seither 
war sie nicht nur in den Ausschüssen Finanzen, Planung, 
Soziales, Integration und Jugend aktiv, sondern fungierte 
bis zuletzt auch als Vizebürgermeisterin.
Ihr größtes Anliegen ist die Lösung der Verkehrssituation 
auf der B 145, die direkt den Traunsee entlang führt. „Gera-
de in diesem Jahrhundertsommer gab es oft drei Kilometer 
lange Staus. Es gibt viele Pläne für eine Entlastung, aber 
keiner wurde realisiert“, so Feichtinger. Ein weiteres wich-
tiges Vorhaben ist die Umsetzung des Kindergartens und 
des Feuerwehrhauses im Ortsteil Reindlmühle. „Die Bürger 
warten bereits 18 Jahre auf die Umsetzung.“ Obwohl es ihr 
wichtig ist, dass die Gemeinde weiter wächst, möchte sie 
das nicht um jeden Preis erreichen: „Gerade die Pläne rund 
um die Bebauung der Tiroler Wiese mit drei Wohnblöcken 
für 42 Wohneinheiten war auch im Wahlkampf umstritten. 
Obwohl ich keine Bauklötze mitten in unserer Landschaft 
befürworte, möchte ich das Wohnen in unserer Gemeinde 
gerade für die Jungen attraktiver machen.“

Jubiläum: Zehn Jahre 
EAK Austria
WIEN // Vor zehn Jahren wurde die Elektro-
altgeräte Koordinierungsstelle Austria (EAK) 
gegründet. Hintergrund war die Umsetzung 
der EAG-VO in Österreich. Seit 2005 wurden 
rund 700.000 Tonnen Altgeräte an die ent-
sprechenden Behandlungsbetriebe weiter-
gegeben. Die nachhaltig verwerteten Elek-
trogeräte sind wertvolle Sekundärrohstoffe 
und entlasten die Umwelt durch niedrigere 
CO2-Emissionen.
Im Rahmen des Zehn-Jahre-Symposiums 
wurde erstmals der von der EAK ausge-
schriebene Wettbewerb „Elektro-nick“ 
verliehen. Mit dem Elektro-nick wurden 
Abfallberaterinnen und Abfallberater ausge-
zeichnet, die sich im vergangenen Schuljahr 
ganz besonders um Informations- und Be-
wusstseinsbildung bei Schulkindern bemüht 
und dabei den Schulkoffer „Elektroaltgeräte 
und Altbatterien“ eingesetzt haben.
Mehr auf www.eak-austria.at
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Umweltminister Andrä Rupprechter, EAK-GF 
Elisabeth Giehser, KR Wolfgang Krejcik und der 
„Elektro-nick“ bei der Pressekonferenz. 



TERMINE  
IM NOVEMBER

Der Energy Globe STYRIA AWARD ist die re-
gionale Stufe des renommierten Nachhaltig-
keitspreises Energy Globe Award. Die Energie 
Agentur Steiermark GmbH, die Wirtschaftsiniti-
ative Nachhaltigkeit (Land Steiermark) und die 
Energie Steiermark AG prämieren gemeinsam 
die besten steirischen Öko-Innovationen in den 
steirischen Rubriken Forschung, Anwendung, 
Kampagne, Jugendprojekt und weltweit.

Strategien für den  
Breitbandausbau
in Gemeinden
Dem Thema Breitbandausbau, eines DER 
Kernthemen der Gemeinden, widmet sich der 
„Fiber Day“ in Linz. Experten und Praktiker 
nehmen zu Bereichen wie „Glasfaser – Inf-
rastruktur in öffentlicher Hand?“„Der ös-
terreichische Fokus: Rolle und Aufgaben der 
Gemeinden“ oder „Gemeinden in Österreich 
– Perspektiven für den Breitband-Ausbau“ 
Stellung.
Diskutieren werden die Experten und unter 
anderem mit Helmut Mödlhammer, Präsident 
des Österreichischen Gemeindebundes, und 
Hans Hingsamer, Chef des Oberösterreichi-
schen Gemeindebundes.

Energy Globe STYRIA Award 2016

17 /November

20 /November
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www.noest.or.at/energyglobe.htm www.cmg-ae.at 
Ort: Linz.
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Praxisworkshop 
Brandschutz 
Dieses Seminar befasst sich 
unter anderem mit 
-	 Anforderungen aus Sicht der 

Versicherungsbranche
-	 Bestandteile des Brandschut-

zes aus genehmingungsrecht-
licher Sicht

-	 Anlagentechnischer Brand-
schutz in Recycling- und 
Entsorgungsanlagen 

Der dritte  
VKÖ-Stadtwerketag
Der dritte VKÖ-Stadtwerketag 
widmet sich der Digitalisierung, 
die bereits heute den Großteil unseres 
Arbeits- und Freizeitalltags bestimmt. 
Tagtäglich drängen neue Online-
Geschäftsmodelle von Start-up-Un-
ternehmen erfolgreich auf den Markt 
und damit in die Smart Devices der 
unterschiedlichen AnwenderInnen in 
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik. Von 
den Menschen gelebt und gefordert, 
führt daher auch für Kommunen und 
ihren Unternehmen kein Weg an der 
Digitalisierung vorbei. Doch auch für 
Städte und Gemeinden bergen digitale 
Technologien ein großes Potenzial, Pro-
zesse zu optimieren, Dienstleistungen 
im öffentlichen Interesse effizienter zu 
gestalten sowie BürgerInnen zeitnah 
und umfassend zu informieren und 
stärker in den kommunalpolitischen 
Willensbildungsprozess einzubinden. 
Die Komplexität neuer Prozesse birgt 
auch viele Herausforderungen an die 
Sicherheit, v. a. für Betreiber kritischer 
Infrastruktur, die es zu thematisieren 
gilt. Gemeinsam mit ExpertInnen 
aus der kommunalen und privaten 
Wirtschaft sowie Verwaltung haben die 
TeilnehmerInnen des VKÖ-Stadtwerke-
tags die Möglichkeit, über Innovationen 
und neue Geschäftsmodelle in vielen 
Bereichen der öffentlichen Wirtschaft 
zu diskutieren. Aufgrund seiner ak-
tuellen Wichtigkeit widmet sich der 
Stadtwerketag auch dem letzten Stand 
der Umsetzung des Bundes-Energieeffi-
zienz-Gesetzes. 

Ausstellung  
„Politischer Populismus“
„Politischer Populismus“ ist der ausgesprochen 
populistische Titel für eine Ausstellung, die 
versucht, ein Phänomen kritisch und mit künstle-
rischen Mitteln zu hinterfragen. Dabei geht es um 
alle Lebensbereiche und um das Feld der populis-
tischen politischen Entscheidungsfindungen. Auch 
im Hochkulturbereich nehmen vereinfachende 
manipulative Zuspitzungen zu. Man bemüht sich, 
mehr oder weniger offensichtlich, um populäre 
Aufmerksamkeit und Erfolg. 
Social Media, Werbeästhetik und mediale Inszenie-
rung haben aber auch der Vermittlung politischer 
Inhalte und Parolen oft mit Hilfe künstlerischer 
und kunsthistorischer Referenzen ein progressives 
Aussehen verliehen. Rappende Politiker, spezi-
ell auf Youngster abgestimmte YouTube-Clips, 
Fernsehformate oder Popkonzerte, die politische 
Themen besetzen und Ressentiments gesellschafts-
fähig machen, gehören genauso zum modernen 
Medienalltag wie die Museumsdirektorin am Arm 
des Supermodels, der Kim Kardashian oder des 
Megatalents James Franco.

18 /November

19 /November

31 / November
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www.voeb.at 
Ort: Wulkaprodersdorf.

www.vkoe.at 
Ort: Wien.

www.kunsthallewien.at 
Ort: Kunsthalle Wien.
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ZU GUTER LETZT ... STADT & LAND 

„UNNÜTZES“ WISSEN

 
WAS SIE NOCH NIE  
WISSEN WOLLTEN

 www.auto.de 
 https://de.wikipedia.org

Werbung finanziert  
Warnung vor  
Geisterfahrern 

Österreichs Warntafeln für Geister-
fahrer werden durch Werbung auf 
der Rückseite finanziert.

Das Phänomen Geisterfahrer ist in 
Österreich ein großes Problem.  Im 
Jahr 2008 unterbrach der Radiosender 
Ö3 sein Programm 497-mal, um auf 
Falschfahrer aufmerksam zu machen. 
Der Grund für die vielen Falschfahrer 
in Österreich sind unübersichtliche 
Autobahnauffahrten, die aufgrund der 
Topografie auf kleinstem Raum gebaut 
werden müssen.

Um dieses Phänomen nun aber zu 
verhindern, gibt es seit fast 20 Jahren 
große neongelbe Warntafeln mit der 
Aufschrift „Stop-Falsch“. Diese Schilder, 
die entgegen der Fahrtrichtung ausge-
richtet sind, wurden jedoch nicht mit 
Steuergeld finanziert. Man lockerte das 
Autobahngesetz, das Werbung verbot, 
und erlaubte das Platzieren von Wer-
bung auf der Rückseite dieser Warn-
schilder. Die Schilder finanzierten sich 
dadurch von selbst.

Sicherheit
Der Winter steht vor der Tür und 
damit auch die jahresspezifischen 
Sicherheitsthemen. Besonders wichtig 
ist jetzt unter anderem, die Hochwas-
ser-Rückhaltebecken zu kontrollieren, 
dass sich keine Verklausungen bilden 
können, die dann im Frühjahr gefähr-
lich werden können.

KOMMUNAL 12/2015 erscheint  
am 27. 11. 2015

IM NÄCHSTEN KOMMUNAL *

* Angekündigte Themen können sich aufgrund aktueller politischer Entwicklungen ändern.
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KOMMUNAL-Kompetenz heißt:
Bestens auf den Winter vorbereitet sein.

• langlebiges, verrottungssicheres Material
• schneller Aufbau
• fl exibel umsetzbar
• optimales Blockieren von Schneewehen

Rechtzeitig Straßen sichern und 10% sparen: 
Unsere Schneefangzäune schützen Ihre Gemeindestraßen optimal vor Schneeverwehungen. 

www.kommunalbedarf.at

Wo KOMMUNAL-Kompetenz zu Hause ist.

AKTION
auf Schneefangzäune*

*Angebot -10% auf Schneefangzäune 

gültig bis 31.12.2015. Nicht mit 

anderen Rabatten oder 

Bonus kombinierbar.

AKTIAKTIONONONONAKTIAKTIAKTIAKTIONON-10 %



ENERGIE & 
UMWELT

SOZIALE
INFRASTRUKTUR VERKEHR

UNSERE PROJEKTBERATUNG
FÜR ÖSTERREICHS INFRASTRUKTUR.

www.kommunalkredit.at
ÖSTERREICHS BANK FÜR INFRASTRUKTUR
INFRA BANKING EXPERTS

Investitionen in öffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor für die wirtschaftliche Entwicklung und 
die Sicherung der Zukunft. Die Expertinnen und Experten der Kommunalkredit Austria sorgen mit ihrem 
Know-how und ihrer Erfahrung dafür, dass Ihr Vorhaben nachhaltig erfolgreich wird – ob im Segment soziale 
Infrastruktur, Energie und Umwelt oder Verkehr. Von der Strukturierung über die ideale Finanzplanung bis 
hin zum Projektmanagement stehen wir Städten, Gemeinden und Unternehmen verlässlich zur Seite. 


